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DIESER VERTRAG ("Vertrag") wurde abgeschlossen ZWISCHEN:

(1) Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch das Bundesministerium fiir Wirtschaft
und Energie,

—"Zuwendungsgeber" —
(2)  [*], mit Sitz in [*], Geschéftsadresse [¢]
— "Zuwendungsempfinger [/ Konsortialfiihrer]" —
(3) [Bei Konsortium: Weitere/s Mitglied/er des Konsortiums]|

[ — "Konsortialmitglied 2" — ]

[ Im Fall eines Konsortiums: Die Parteien nach (2) bis [*] auch gemeinsam der "Zuwen-
dungsempfinger" und jeweils einzeln ein "Konsortialmitglied" und zusammen die

"Konsortialmitglieder" —]

— Der Zuwendungsgeber, der Zuwendungsempfinger auch gemeinsam die "Parteien" und

jeweils einzeln eine "Partei" —
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VORBEMERKUNG

(A) Das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie ("BMWE") hat am [¢] die Richt-

(B)

©

linie zur Férderung von klimaneutralen Produktionsverfahren in der Industrie durch
Klimaschutzvertrige (Forderrichtlinie Klimaschutzvertrage ("FRL KSV")) erlassen,
die am [*]durch die Europédische Kommission beihilferechtlich genehmigt worden ist.
Durch die FRL KSV sollen Unternehmen aus emissionsintensiven Branchen gefordert
werden, da die Umstellung von herkdmmlichen Produktionsverfahren auf klima-
freundlichere Produktionsverfahren mit erheblichen Mehrkosten fiir diese Unterneh-
men einhergeht. Mit Blick auf das europiische Klimagesetz', welches festlegt, dass
die EU bis zum Jahr 2050 klimaneutral wird und dem Bundes-Klimaschutzgesetz, wo-
nach die Treibhausgasemissionen bis 2030 um mindestens 65 % und bis 2040 um min-
destens 88 % gegeniiber 1990 reduziert werden miissen und bis 2045 Klimaneutralitét
erreicht werden muss, ist es erforderlich, dass Unternehmen aus emissionsintensiven
Branchen ihre herkdmmlichen Produktionsverfahren ziigig auf klimafreundliche Pro-
duktionsverfahren umstellen. Mit der Durchfiihrung und Administration des Forder-
programms Klimaschutzvertriage hat das BMWE im Sinne von Nummer 2.7 FRL KSV
das Forschungszentrum Jiilich GmbH — Projekttriager Jiilich, Wilhelm-Johnen-Stral3e,
52428 Jiilich als Verwaltungshelfer beauftragt.

Die Bewilligungsbehorde hat am [+] den fiir diesen Vertrag geltenden und vom Zu-
wendungsempfanger zu beachtenden Forderaufruf bekannt gemacht ("Forder-
aufruf") und der Zuwendungsempfénger hat am in Anhang 6 Abschnitt 1 genannten
Datum einen Antrag auf Forderung gestellt, der um den in Anhang 6 Abschnitt 2 ge-
nannten Inhalt ergdnzt wurde ("Antrag auf Forderung"). Der Forderaufruf ist als An-
hang 1 diesem Vertrag beigefiligt. An dem in Anhang 6 Abschnitt 4 genannten Datum
hat die Bewilligungsbehorde sodann gegeniiber dem Zuwendungsempfanger aufgrund
der FRL KSV einen Zuwendungsbescheid ("Zuwendungsbescheid") erlassen.

Nach dem Konzept von CO»-Differenzvertrigen sollen durch diesen Vertrag die
Mehrkosten des Zuwendungsempfangers ausgeglichen werden, die diesem durch die
Errichtung (Investitionsausgaben, engl. Capital Expenditures, kurz CAPEX) und den
Betrieb (Betriebskosten, engl. Operational Expenditures, kurz OPEX) von klima-
freundlicheren Anlagen im Vergleich zu herkdmmlichen Anlagen entstehen. Das Kon-
zept der CO,-Differenzvertriige sieht vor, dass es auch zu Uberschusszahlungen des
Zuwendungsempfingers an den Zuwendungsgeber kommen kann.

! Verordnung (EU) 2021/1119 des Européischen Parlaments und des Rates vom 30. Juni 2021 zur Schaffung
des Rahmens fiir die Verwirklichung der Klimaneutralitit und zur Anderung der Verordnungen (EG) Nr.
401/2009 und (EU) 2018/1999 ("Européisches Klimagesetz") (ABIL. L 243 vom 9.7.2021, S. 1).
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(D) Dieser Vertrag dient der ndheren Ausgestaltung und Umsetzung des Zuwendungs-

(E)

rechtsverhéltnisses, welches auf dem Zuwendungsbescheid beruht und mit Bekannt-

gabe des Zuwendungsbescheids zwischen dem Zuwendungsempfinger und dem Zu-

wendungsgeber entsteht.

Es entspricht dem Verstiandnis der Parteien, dass der Zuwendungsbescheid 6ffentlich-

rechtlicher Natur, dieser Vertrag hingegen privatrechtlicher Natur ist.

Dies vorausgeschickt, vereinbaren die Parteien was folgt:

1.
1.1

DEFINIERTE BEGRIFFE UND AUSLEGUNG

Definitionen

In diesem Vertrag hat jeder der nachstehend aufgefiihrten Begriffe die nachfolgend defi-

nierte Bedeutung.

"Absoluter Energietrigereinsatz"

"Absolute Treibhausgasemissionsmin-

derungen"

"Anderweitige Forderung"

die im Geforderten Vorhaben eingesetzte
Menge eines Energietragers in Megawatt-
stunden (MWh). Die Umrechnung in
Energieeinheiten erfolgt unter Nutzung
des Heizwerts des eingesetzten Energie-
tragers.

die im Transformativen Produktionsver-
fahren gegeniiber dem Referenzsystem er-
zielte Reduktion der Treibhausgasemissi-
onen in Tonnen Kohlenstoffdioxiddquiva-
lenten (COz-Aquivalenten) bei gleicher
geplanter oder tatsdchlich realisierter Pro-
duktionsmenge.

Fordermittel des Zuwendungsempfangers
auflerhalb der FRL KSV fiir dieselben for-
derfdhigen Investitionen, Ausgaben und
Kosten, sofern diese als Beihilfen im
Sinne des Artikels 107 Absatz 1 Vertrag
iiber die Arbeitsweise der Europdischen
Union (AEUV) oder als zentral verwaltete
Unionsmittel, die nicht direkt oder indi-
rekt der Kontrolle Deutschlands unterlie-



"Anlage"

"Antrag auf Forderung"

"Bankarbeitstage"

"Basis-Vertragspreis"

"Behorde"

"Berechnungsangaben”

"Bewilligungsbehorde"
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gen, zu qualifizieren sind. Unter den Vo-
raussetzungen von Satz 1 sind auch For-
dermittel erfasst, die nicht unmittelbar fiir
das Geforderte Vorhaben gewidhrt worden
sind. Eine Anderweitige Forderung liegt
nicht vor, soweit es sich um Investitionen,
Ausgaben und Kosten des Zuwendungs-
empfingers im Sinne von Nummer 2.3
Satz 1 FRL KSV handelt, die der Hohe
nach nicht von der maximalen gesamten
Fordersumme im Sinne von Num-
mer 7.4(b) FRL KSV umfasst sind, sofern
und soweit sich aus unionsrechtlichen
Vorgaben nicht etwas anderes ergibt.

eine Betriebsstitte oder sonstige ortsfeste
Einrichtung.

Vorbemerkung (B)

als Bankarbeitstage gelten alle Tage (au-
Ber Samstage, Sonntage und gesetzliche
Feiertage in Berlin (Deutschland)), an de-
nen die Banken in Berlin (Deutschland),
fiir den Geschiéftsbetrieb gedffnet sind.

Nummer 4.9.1(a)(i)

bezeichnet jegliche supranationale, EU-,
Bundes-, Landes-, gemeindliche, ortliche
oder sonstige Behorden oder hoheitliche
Stellen sowie ordentliche, Verwaltungs-
oder Schiedsgerichte.

Nummer 4.3.2(a)

die Bewilligungsbehorde ist das BMWE.
Das BMWE behilt sich vor, mit der Ad-
ministration der FordermaBnahme einen
Projekttrager gemél § 44 Absatz 3 Bun-
deshaushaltsordnung (BHO) zu beleihen



"Bilanzieller Energietragereinsatz"

"Biomasse"

"BMWE"
"CCS"
HCCU"

"COz-armer Wasserstoff"
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oder als Verwaltungshelfer zu beauftra-
gen. Eine Bekanntgabe des Projekttragers
erfolgt im Bundesanzeiger. Im Fall einer
Beleihung nimmt der Beliechene die Auf-
gaben der Bewilligungsbehorde wahr.

Energietragereinsatz, dem kein physischer
Einsatz der angegebenen Mengen im Ge-
forderten Vorhaben entgegensteht, son-
dern beispielsweise nur eine Vorlage von
Zertifikaten oder Herkunftsnachweisen in

einem Massenbilanzsystem.

der biologisch abbaubare Teil von Pro-
dukten, Abfillen und Reststoffen biologi-
schen Ursprungs der Landwirtschaft, ein-
schlieBlich pflanzlicher und tierischer
Stoffe, der Forstwirtschaft und damit ver-
bundener Wirtschaftszweige, einschliel3-
lich der Fischerei und der Aquakultur, der
biologisch abbaubare Teil von Abfillen,
darunter auch Industrie- und Haushaltsab-
falle biologischen Ursprungs, sowie Roh-
stoffe und Energietriger, deren Energie-
gehalt aus biogenen Quellen stammt, ein-
schlieBlich Biogener Wasserstoffderivate.

Vorbemerkung (A)
Nummer 2.11
Nummer 2.11

Wasserstoff, dessen Energiegehalt aus
nicht erneuerbaren Quellen stammt und
der in Bezug auf die Verringerung von
Treibhausgasemissionen einen Mindest-
schwellenwert von 70 % des Vergleichs-
werts fiir fossile Brennstoffe fiir erneuer-
bare Kraftstoffe nicht biogenen Ursprungs
erreicht, der in der geméal Artikel 29a Ab-



"CO:z-Transportinfrastruktur"
"Datenempfinger"

"DEHSt"
"DIS-Schiedsgerichtsordnung"

"Dynamisierter Vertragspreis'

"Dynamisierungskomponente"
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satz 3 der Richtlinie (EU) 2018/20012 an-
genommenen Methode fiir die Bewertung
der durch erneuerbare Kraftstoffe nicht bi-
ogenen Ursprungs und wiederverwertete
kohlenstofthaltige Kraftstoffe erzielten
Treibhausgasemissionseinsparungen oder
entsprechenden unionsrechtlichen Vor-
schriften in der jeweils geltenden Fassung
festgelegt ist. Bis zum Erlass eines dele-
gierten Rechtsaktes gemdll Artikel 9 Ab-
satz5 der Richtlinie (EU) 2024/1788°
werden die Einsparungen bei den Lebens-
zyklus-Treibhausgasemissionen nach der
durch die jeweils aktuell geltende Fassung
der Delegierten Verordnung (EU)
2023/1185 der Kommission* festgelegten
Methode berechnet.

Nummer 2.11.3

Nummer 16.4.2

Deutsche Emissionshandelsstelle
Nummer 24.2

Nummer 4.9.1(a)(i1)

Nummer 4.9.2(c)

2 Richtlinie (EU) 2018/2001 des Européischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2018 zur Forde-
rung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen (ABI. L 328 vom 21.12.2018, S. 82), zuletzt geéndert
durch die Richtlinie (EU) 2024/1711 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 13. Juni 2024 zur An-
derung der Richtlinien (EU) 2018/2001 und (EU) 2019/944 in Bezug auf die Verbesserung des Elektrizitéts-
marktdesigns in der Union (ABI. L 2024/1711 vom 26.6.2024).

3 Richtlinie (EU) 2024/1788 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 13. Juni 2024 iiber gemeinsame
Vorschriften fiir die Binnenmirkte fiir erneuerbares Gas, Erdgas und Wasserstoff, zur Anderung der Richtlinie
(EU) 2023/1791 und zur Aufhebung der Richtlinie 2009/73/EG (ABI. L 2024/1788 vom 15.7.2024).

4 Delegierte Verordnung (EU) 2023/1185 der Kommission vom 10. Februar 2023 zur Ergiinzung der Richtlinie
(EU) 2018/2001 des Européischen Parlaments und des Rates durch Festlegung eines Mindestschwellenwertes
fiir die Treibhausgaseinsparungen durch wiederverwertete kohlenstofthaltige Kraftstoffe und einer Methode
zur Ermittlung der Treibhausgaseinsparungen durch fliissige oder gasformige erneuerbare Kraftstoffe nicht
biogenen Ursprungs fiir den Verkehr sowie durch wiederverwertete kohlenstofthaltige Kraftstoffe (ABL. L 157
vom 20.6.2023, S. 20).



"Energetische Nutzung"

"Erstes Teiljahr"

"EU-ETS 1"

"Forderaufruf"
"FRL KSV"

"Gebotsverfahren"

"Geforderte Anlagen"
"Gefordertes Vorhaben"
"Geschiitzte Daten"

"Griiner Mehrerlos"
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jede Nutzung eines Energietrigers, wenn
der Hauptzweck der Nutzung der Einsatz
als Energiequelle zur Bereitstellung von
Wirme, Strom oder Kraft ist.

umfasst bei einem unterjdhrigen Operati-
ven Beginn des Geforderten Vorhabens
den Zeitraum ab dem tatsdchlichen Opera-
tiven Beginn des Geforderten Vorhabens
bis einschlieflich 31. Dezember des Ka-
lenderjahres, in dem der Operative Beginn
liegt.

Emissionshandelssystem der Europai-
schen Union fur den Stromsektor und die
emissionsintensive Industrie

Vorbemerkung (B)
Vorbemerkung (A)

durch einen Forderaufruf der Bewilli-
gungsbehdrde eingeleitetes wettbewerbli-
ches Verfahren, in dessen Rahmen interes-
sierte Unternehmen einen Antrag auf For-
derung und Abschluss eines Klimaschutz-
vertrags stellen konnen.

Nummer 2.2
Nummer 2.1
Nummer 16.4.2

der Mehrerlds, den der Zuwendungsemp-
fanger dadurch erwirtschaften kann, dass
fiir den Absatz der mit dem geforderten
klimafreundlichen Produktionsverfahren
hergestellten Produkte hohere Preise als
fiir mit konventionellen Produktionsver-
fahren hergestellte Produkte zu erzielen
sind.



"Griiner Wasserstoff"

"Hohere Gewalt"
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Wasserstoff, der mittels Elektrolyse aus
Wasser gewonnen wird und bei dessen
Herstellung der verwendete Strom aus-
schlieBlich aus erneuerbaren Energiequel-
len erzeugt wurde, wobei die Erzeugung
dieses Stroms den Anforderungen der De-
legierten Verordnung (EU) 2023/1184 der
Kommission® in der jeweils aktuell gelten-
den Fassung geniigen muss. Die Einspa-
rungen bei den Lebenszyklus-Treibhaus-
gasemissionen werden nach der durch die
jeweils aktuell geltende Fassung der Dele-
gierten Verordnung (EU) 2023/1185 der
Kommission® festgelegten Methode be-
rechnet. In Bezug auf die Verringerung
von Treibhausgasemissionen muss der
Mindestschwellenwert fiir die Einsparung
der Lebenszyklus-Treibhausgasemissio-
nen von 70 % gegeniiber einem Ver-
gleichswert fiir fossile Brennstoffe er-
reicht werden. Geméall der Delegierten
Verordnung (EU) 2023/1185 der Kom-
mission ist diese Verringerung gegeniiber
einem Vergleichswert von 94 g CO»-
Aquivalent/MJ nachzuweisen.

hierunter fallen betriebsfremde, von aul3en
durch elementare Naturkrifte oder durch

5 Delegierte Verordnung (EU) 2023/1184 der Kommission vom 10. Februar 2023 zur Ergéinzung der Richtlinie
(EU) 2018/2001 des Européischen Parlaments und des Rates durch die Festlegung einer Unionsmethode mit
detaillierten Vorschriften fiir die Erzeugung fliissiger oder gasformiger erneuerbarer Kraftstoffe nicht biogenen
Ursprungs fiir den Verkehr (ABI. L 157 vom 20.6.2023, S. 11), zuletzt geéndert durch die Delegierte Verord-
nung (EU) 2024/1408 der Kommission vom 14. Mirz 2024 zur Anderung der Delegierten Verordnung (EU)
2023/1184 der Kommission im Hinblick auf die Anpassung eines Fachbegriffs an die Richtlinie (EU)
2018/2001 des Europédischen Parlaments und des Rates (ABI. L 2024/1408 vom 21.5.2024).

¢ Delegierte Verordnung (EU) 2023/1185 der Kommission vom 10. Februar 2023 zur Ergéinzung der Richtlinie
(EU) 2018/2001 des Européischen Parlaments und des Rates durch Festlegung eines Mindestschwellenwertes
fiir die Treibhausgaseinsparungen durch wiederverwertete kohlenstofthaltige Kraftstoffe und einer Methode
zur Ermittlung der Treibhausgaseinsparungen durch fliissige oder gasformige erneuerbare Kraftstoffe nicht
biogenen Ursprungs fiir den Verkehr sowie durch wiederverwertete kohlenstofthaltige Kraftstoffe (ABL. L 157
vom 20.6.2023, S. 20).



"Industriedampf"

'

"Industriedampfvorhaben’
"Informationsempfinger"
"Informationszwecke"

"Konsortialfiithrer"

"Konsortialmitglied"

"Konventionelle Referenzanlage"

"Letztes Teiljahr"
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Handlungen dritter Personen herbeige-
fiihrte Ereignisse, die nach menschlicher
Einsicht und Erfahrung unvorhersehbar
sind, mit wirtschaftlich ertrdglichen Mit-
teln durch die duBlerste, nach der Sachlage
verniinftigerweise zu erwartende Sorgfalt
nicht verhiitet oder unschidlich gemacht
werden konnen und auch nicht wegen ih-
rer Haufigkeit vom Zuwendungsempfin-
ger in Kauf zu nehmen waren.

Wasserdampf, der als Tragermedium fiir
Prozesswiarme zur Herstellung von indust-
riellen Produkten im Sinne von Num-
mer 4.17(g) 1. Halbsatz FRL KSV einge-
setzt wird.

Nummer 2.12.1
Nummer 16.1.3
Nummer 16.1.3

In dem Fall, dass es sich bei dem Zuwen-
dungsempfinger um ein Konsortium nach
Nummer 5.2 FRL KSV handelt: Vertrags-
rubrum (2)

In dem Fall, dass es sich bei dem Zuwen-
dungsempfinger um ein Konsortium nach
Nummer 5.2 FRL KSV handelt: Vertrags-
rubrum

Nummer 7.3

umfasst bei einem unterjdhrigen Operati-
ven Beginn des Geforderten Vorhabens
den Zeitraum, der beginnend ab dem 1. Ja-
nuar des Kalenderjahres, das auf den Ab-
lauf (1) des Ersten Teiljahres und (ii) vier-
zehn (14) auf das Erste Teiljahr folgenden
vollstindigen Kalenderjahren folgt, die

10



"Negativemissionen"

"Negativemissionstechnologien"

"Nicht-biogene Wasserstoffderivate"
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Tage umfasst, die von fiinfzehn (15) Jah-
ren ab dem Operativen Beginn des Gefor-
derten Vorhabens nach Abzug des Ersten
Teiljahres sowie der vierzehn (14) voll-
stindigen Kalenderjahre verbleiben (das
Erste Teiljahr und das Letzte Teiljahr sind
zusammen die "Teiljahre").

Abscheidung von Kohlendioxid (COz)
oder anderen Treibhausgasen aus dem
Einsatz von Energietrdgern, die auf
Grundlage der zum Zeitpunkt der Berech-
nung aktuell geltenden Fassung der
Durchfiihrungsverordnung (EU)
2018/2066 der Kommission’ oder entspre-
chender unionsrechtlicher Vorgaben mit
dem Emissionsfaktor null bewertet wer-
den, oder Entnahme von CO; oder ande-
ren Treibhausgasen aus der Atmosphére
durch geochemische, chemische oder
sonstige menschliche Aktivititen und dau-
erhafte Speicherung oder Bindung der ab-
geschiedenen oder entnommenen Treib-
hausgase. Soweit Regelungen, die fiir die
Emissionsbewertung im EU-ETS 1 rele-
vant sind, eine abweichende Definition
vorsehen, gilt insoweit dieser Begriff fiir
die Zwecke dieser Forderrichtlinie ent-
sprechend.

Nummer 4.9.1(f)

auf Wasserstoff basierende, gasformige
oder fliissige Energietrdger und Rohstoffe

7 Durchfiihrungsverordnung (EU) 2018/2066 der Kommission vom 19. Dezember 2018 iiber die Uberwachung
von und die Berichterstattung iiber Treibhausgasemissionen gemif der Richtlinie 2003/87/EG des Européi-
schen Parlaments und des Rates und zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 601/2012 der Kommission (ABI.
L 334 vom 31.12.2018, S. 1), zuletzt gedndert durch die Durchfiihrungsverordnung (EU) 2024/2493 der Kom-
mission vom 23. September 2024 zur Anderung der Durchfiihrungsverordnung (EU) 2018/2066 in Bezug auf
die Aktualisierung der Uberwachung von und der Berichterstattung iiber Treibhausgasemissionen geméB der
Richtlinie 2003/87/EG des Européischen Parlaments und des Rates (ABI. L vom 27.9.2024, S. 1).

11



"Operativer Beginn'

"Partei"
"Parteien"
"Produktwechsel"

"Prozessemissionen"

"Prozesswirme"

"Referenzsystem"
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(zum Beispiel Methan, Ammoniak, Me-
thanol und synthetische Kraftstoffe).

Tag der ersten bestimmungsgemafen Nut-
zung oder Teilnutzung der Geforderten
Anlagen nach Abschluss eines Probebe-
triebs. Der Probebetrieb ist der zeitweilige
Betrieb einer Anlage zur Priifung ihrer Be-
triebstiichtigkeit vor der ersten bestim-
mungsgemiflen Nutzung der Geforderten
Anlagen und stellt somit nicht den Opera-
tiven Beginn des Geforderten Vorhabens
dar.

Vertragsrubrum
Vertragsrubrum
Nummer 9.1

Treibhausgasemissionen, bei denen es
sich nicht um Treibhausgasemissionen aus
der Verbrennung handelt und die infolge
einer beabsichtigten oder unbeabsichtig-
ten Reaktion zwischen Stoffen oder ihrer
Umwandlung entstehen, einschlieBlich
der chemischen oder elektrolytischen Re-
duktion von Metallerzen, der thermischen
Zersetzung von Stoffen und der Erzeu-
gung von Stoffen zur Verwendung als
Produkt oder Ausgangsmaterial.

Wirme, die fiir technische Prozesse zur
Herstellung, Weiterverarbeitung  oder
Veredelung von Produkten benétigt wird
und zu diesem Zweck liber Dampf, Lulft,
Wasser, Ole oder andere Triger iibertra-
gen werden kann.

Nummer Fehler! Verweisquelle konnte
nicht gefunden werden. Nur zur Erldute-
rung: Das Referenzsystem ist die fiir das

12
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jeweilige Produkt zum Zeitpunkt des For-
deraufrufs verfiigbare effiziente und emis-
sionsarme konventionelle Produktions-
technologie, die fiir die Ermittlung der
Treibhausgasemissionsminderungen
durch die geforderte Anlagenkonstellation
und fiir die Dynamisierung der Energietra-
gerkosten herangezogen wird. Soweit ein
Referenzsystem zur Anwendung kommt,
das sich nicht auf ein Produkt bezieht, be-
stimmt sich die Auswahl des Referenzsys-
tems durch die Produktionstechnologie
des Geforderten Vorhabens.

Nummer 18.3.2(a)

der Absolute Einsatz eines Energietrigers
im Verhéltnis zum absoluten Gesamtener-
gietrdgereinsatz des Geforderten Vorha-
bens.

die Absolute Treibhausgasemissionsmin-
derung des Geforderten Vorhabens divi-
diert durch die absoluten Treibhaus-
gasemissionen des Referenzsystems. Fiir
die Zwecke der FRL KSV und die Zwecke
dieses Vertrags kann zwischen geplanten
Relativen Treibhausgasemissionsminde-
rungen und tatsdchlich realisierten Relati-
ven Treibhausgasemissionsminderungen
unterschieden werden.

Nummer 19.2

Treibhausgasemissionen, die erst auf mitt-
lere bis lange Sicht vermeidbar sind. Dies
ist der Fall, wenn die notwendige Technik
noch nicht ausgereift ist oder ihr Einsatz
aktuell zu unverhiltnismaBig hohen Ver-
meidungskosten fiihren wiirde.

13
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Strom sowie Energietrdger, die aus fossi-
len Rohstoffen hergestellt wurden.

Bankgarantien und Bankbiirgschaften

der Einsatz eines Energietragers bezogen
auf die Mengeneinheit des Produkts eines
Referenzsystems.

die Differenz zwischen den Treibhaus-
gasemissionen des Referenzsystems und
den verbleibenden Restemissionen des im
Transformativen = Produktionsverfahren
betriecbenen Produktionssystems geméf
Nummer 4.9.1(e), jeweils bezogen auf

eine Tonne des hergestellten Produkts.

jede Nutzung eines Energietragers mit
Ausnahme der energetischen Nutzung und
der Aufbereitung zu Materialien, die fiir
die Verwendung als Brennstoff oder als
anderes Mittel zur energetischen Nutzung

bestimmt sind.

Anlagenkonfiguration zur Durchfiihrung

samtlicher ~wesentlicher Produktions-
schritte, die zur Herstellung aller Zwi-
schenprodukte und des Produkts notwen-
dig sind und an den vom Vertrag umfass-

ten Standorten durchgefiihrt werden.

ein Produktionsverfahren, das sich

1. durch grundlegende technologi-
sche Anderungen konventioneller
Produktionsverfahren auszeichnet,
und

2. einen erheblichen Bedarf fiur In-
vestitionen in neue, bislang nicht
im Markt etablierte oder den

14
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Marktpreis setzende Technologien
mit sich bringt, und

3. fossile Energietriger oder Roh-
stoffe durch klimafreundlich be-
reitgestellte Energietrdger oder
Rohstoffe (etwa durch Strom,
Wasserstoff, Biomasse) substitu-
iert.

Ein Produktionsverfahren ist auch trans-
formativ, wenn CCS- beziehungsweise
CCU-Technologien gemifl Nummer 2.11
und dem aktuellen Stand der Wissenschaft
und Technik eingesetzt werden.

Ein Produktionsverfahren, das nicht ener-
gie- und ressourceneffizient betrieben
wird und keinen Beitrag zur Klimaneutra-
litdt der Industrie ermdglicht, ist nicht
transformativ.

CO2, Methan (CHa4), Distickstoffoxid
(N20), Schwefelhexafluorid (SFs), Stick-
stofftrifluorid (NF3) sowie teilhaloge-
nierte Fluorkohlenwasserstoffe (H-FKW)
und perfluorierte Kohlenwasserstoffe
(PFKW) geméll Anhang V Teil 2 der Eu-
ropdischen Governance-Verordnung® in
der jeweils aktuell geltenden Fassung.

die anthropogene Freisetzung von Treib-
hausgasen, die von Nummer 4.9.1(e) er-
fasst werden, in Tonnen CO»-Aquivalent,

8 Verordnung (EU) 2018/1999 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2018 iiber das
Governance-System fiir die Energieunion und fiir den Klimaschutz, zur Anderung der Verordnungen (EG) Nr.
663/2009 und (EG) Nr. 715/2009 des Europdischen Parlaments und des Rates, der Richtlinien 94/22/EG,
98/70/EG, 2009/31/EG, 2009/73,/EG, 2010/31/EU, 2012/27/EU und 2013/30/EU des Européischen Parla-
ments und des Rates, der Richtlinien 2009/119/EG und (EU) 2015/652 des Rates und zur Authebung der Ver-
ordnung (EU) Nr. 525/2013 des Européischen Parlaments und des Rates (ABI. L 328 vom 21.12.2018, S. 1),
zuletzt gedndert durch die Richtlinie (EU) 2023/2413 des Européischen Parlaments und des Rates vom 18.
Oktober 2023 zur Anderung der Richtlinie (EU) 2018/2001, der Verordnung (EU) 2018/1999 und der Richtli-
nie 98/70/EG im Hinblick auf die Férderung von Energie aus erneuerbaren Quellen und zur Aufhebung der
Richtlinie (EU) 2015/652 des Rates (ABI. L 2023/2413 vom 31.10.2023).
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wobei eine Tonne CO»-Aquivalent eine
Tonne CO> oder die Menge eines anderen
Treibhausgases ist, die in ihrem Potenzial
zur Erwdrmung der Atmosphére einer
Tonne CO> entspricht; das Potenzial rich-
tet sich nach der aktuell geltenden Fassung
der Delegierten Verordnung (EU)
2020/1044 der Kommission’, oder nach
einer aufgrund von Artikel 26 Absatz 6
Buchstabe b der Europiischen Gover-
nance-Verordnung erlassenen Nachfolge-
regelung in der jeweils aktuell geltenden
Fassung.

Nummer 4.2

Unternehmen im Sinne der §§ 15 ff. Akti-
engesetz (AktG).

Vertragsrubrum
Nummer 18.2
Nummer 6.2

Referenzsysteme, die sich nicht auf das
geforderte Produkt beziehen, sondern auf
ein Vorprodukt, das im Vorhaben zum ge-
forderten Produkt weiterverarbeitet wird.
Im Forderaufruf wird festgelegt, welche
Referenzsysteme als Vorgelagerte Refe-
renzsysteme definiert werden.

die erste feste Verpflichtung (z. B. Bestel-
lung von Ausriistung oder Beginn der
Bauarbeiten), die eine Investition unum-

% Delegierte Verordnung (EU) 2020/1044 der Kommission vom 8. Mai 2020 zur Ergiinzung der Verordnung
(EU) 2018/1999 des Europiischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf die Werte fiir Treibhauspotenzi-
ale und die Inventarleitlinien und im Hinblick auf das Inventarsystem der Union sowie zur Aufhebung der
Delegierten Verordnung (EU) Nr. 666/2014 der Kommission (ABI. L 230 vom 17.7.2020, S. 1).
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kehrbar macht, einschlieBlich des Ab-
schlusses eines der Ausfiihrung des Gefor-
derten Vorhabens zuzurechnenden Liefe-
rungs- oder Leistungsvertrags durch den
Zuwendungsempfanger oder ein Konsor-
tialmitglied sowie mit diesen Verbunde-
nen Unternehmen. Der Kauf von Grund-
stiicken oder Vorarbeiten wie die Einho-
lung von Genehmigungen oder die im
Vorfeld erfolgende Erstellung von Durch-
fiihrbarkeitsstudien gelten nicht als Vor-
habenbeginn. Bei Ubernahmen von nicht
Verbundenen Unternehmen ist der Vorha-
benbeginn der Zeitpunkt des Erwerbs der
unmittelbar mit der erworbenen Betriebs-
stitte verbundenen Vermogenswerte.
Kein Vorhabenbeginn im Sinne dieses
Vertrags liegt vor, wenn in einem der Aus-
fihrung zuzurechnenden Liefer- oder
Leistungsvertrag ein Riicktrittsrecht oder
eine auflosende Bedingung fiir den Fall
der bestandskréftigen Ablehnung des An-
trags auf Forderung oder eine aufschie-
bende Bedingung fiir den Fall der Bewil-
ligung des Antrags auf Forderung verein-
bart wird und der Liefer- oder Leistungs-
vertrag bis zur Bekanntgabe des Zuwen-
dungsbescheids nicht vollzogen wird.

physisch eingesetzter oder nach Num-
mer 2.6.1 Satz 2 als solcher zugerechneter
Griiner und COz-armer Wasserstoff. Was-
serstoff, dessen Energiegehalt aus bioge-
nen Quellen stammt, fallt ausschlielich
unter die Definition fiir Biomasse. Abwei-
chend hiervon gilt Wasserstoff, dessen
Energiegehalt aus biogenen Quellen
stammt und der aus einer Netzinfrastruk-
tur bezogen wird, die ausschlieBlich der

17
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physischen Versorgung mit Wasserstoff
dient, als Wasserstoff.

Biogene und Nicht-biogene Wasserstoff-

derivate.

Nummer 16.1.6

Nummer 9.3

fliissige und gasformige Brennstoffe, die
aus fliissigen oder festen Abfallstromen
nicht erneuerbaren Ursprungs, die fiir eine
stoffliche Verwertung geméal Artikel 4 der
Richtlinie 2008/98/EG'® oder entspre-
chender unionsrechtlicher Vorschriften in
der jeweils geltenden Fassung nicht geeig-
net sind, hergestellt werden, sowie aus
Gas aus der Abfallverarbeitung und Abgas
nicht die
zwangsldufig und unbeabsichtigt infolge

erneuerbaren  Ursprungs,
der Produktionsprozesse in Industrieanla-
gen entstehen.

Vorbemerkung (B)
Vertragsrubrum
Vertragsrubrum (1)

Produkte aus wesentlichen Produktions-
schritten, die zur Herstellung des Produkts
notwendig und fiir dessen Treibhausgasbi-
lanzierung relevant sind. Prozesswérme
gilt als Zwischenprodukt. Wasserstoff, Se-

kunddrenergietrager, Wiederverwertete

19 Richtlinie 2008/98/EG des Europiischen Parlaments und des Rates vom 19. November 2008 iiber Abfille
und zur Authebung bestimmter Richtlinien (ABL. L 312 vom 22.11.2008, S. 3), zuletzt gedndert durch die
Verordnung (EU) 2023/1542 des Européischen Parlaments und des Rates vom 12. Juli 2023 iiber Batterien
und Altbatterien, zur Anderung der Richtlinie 2008/98/EG und der Verordnung (EU) 2019/2010 und zur Auf-
hebung der Richtlinie 2006/66/EG (ABI. L 191 vom 28.7.2023, S. 1).
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kohlenstoffhaltige Brennstoffe und Bio-
masse, mit Ausnahme von stofflich ge-
nutzten Biogenen Wasserstoffderivaten,
gelten nicht als Zwischenprodukte. Was-
serstoffderivate gelten nicht als Zwischen-
produkte, soweit sie energetisch genutzt
werden.
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1.2 Auslegung

1.2.1

1.2.2

1.2.3

1.2.4

1.2.5

1.2.6

1.2.7

1.2.8

Das Inhaltsverzeichnis, die Uberschriften und Zwischeniiberschriften dieses
Vertrags dienen lediglich der Ubersichtlichkeit und beriihren die Vertrags-
auslegung nicht.

Soweit sich aus dem Zusammenhang nicht etwas anderes ergibt, schliefen
Begriffe im Singular den Plural ein und Bezugnahmen auf ein Geschlecht
umfassen das jeweils andere Geschlecht. Bezugnahmen auf Personen (in die-
sem Vertrag umfasst dies natlirliche Personen, Korperschaften, nicht rechts-
fahige Vereinigungen, Personengesellschaften, Regierungen, Hoheitstriager
oder sonstige Einheiten, gleich ob rechtsfahig oder nicht) umfassen auch die
gesetzlichen Vertreter und Rechtsnachfolger der jeweiligen Personen.

nn

Die Worte "sonstige", "umfassen", "einschlieflich", "insbesondere" und der-

gleichen enthalten keinerlei Beschrinkung.

Bezugnahmen auf Vorbemerkungen, Anhidnge und Nummern sind als Bezug-
nahmen auf die entsprechenden Vorbemerkungen und Anhidnge zu diesem
Vertrag und auf Nummern dieses Vertrags zu verstehen (soweit nicht anders
angegeben), und Bezugnahmen in Anhédngen auf Absédtze oder Abschnitte
sind als Bezugnahmen auf Absitze oder Abschnitte des betreffenden Anhan-
ges zu verstehen (soweit nicht anders angegeben).

Soweit in diesem Vertrag nicht ausdriicklich etwas anderes bestimmt ist, be-
zeichnen "Schriftform" oder "schriftlich" jegliche lesbare Wiedergabe von
Worten geméal3 § 126b BGB.

Soweit in Euro angegebene Betrige ganz oder teilweise in andere Wihrungen
umzurechnen sind, erfolgt die Umrechnung zum Euro-Referenzkurs der Eu-
ropdischen Zentralbank am dritten Kalendertag, der auf den Tag der Absen-
dung des Zuwendungsbescheides folgt. Fiir Zahlungen nach Maligabe dieses
Vertrags gilt fiir die Umrechnung der Euro-Referenzkurs der Europdischen
Zentralbank zwei (2) Kalendertage vor dem jeweiligen Falligkeitstag.

Soweit in anderen Wéhrungen als Euro angegebene Betrige ganz oder teil-
weise in Euro umzurechnen sind, ist der zum Zeitpunkt der Umrechnung gel-
tende Kassakurs der Europdischen Zentralbank fiir die Umrechnung der je-
weiligen Wihrung in Euro zu verwenden.

Sofern und soweit Regelungen zur Umrechnung von Wéhrungen im Forder-
aufruf getroffen worden sind, gehen diese den Regelungen in Nummer 1.2.6
und Nummer 1.2.7 vor.
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1.2.9  Soweit nicht ausdriicklich anders bestimmt, sind die in diesem Vertrag in Be-
zug genommenen Rechts- und Verwaltungsvorschriften in der zum Zeitpunkt
der Bekanntgabe des Forderaufrufs geltenden Fassung mafigebend.

GEFORDERTE VORHABEN UND ANLAGEN DES ZUWENDUNGSEMP-
FANGERS

Durch den Zuwendungsbescheid und diesen Vertrag wird das Vorhaben des Zuwen-
dungsempfingers gemil dem Antrag auf Forderung, der diesem Vertrag als Anhang 2
beigefligt ist, gefordert ("Gefordertes Vorhaben"). Bestandteil des Geforderten Vor-
habens sind die Geforderten Anlagen nach Nummer 2.2. Anhang 2 umfasst den An-
trag auf Forderung samt seinen Anhdngen, mit Ausnahme dieses Vertrags.

Im Rahmen des Geforderten Vorhabens wird die Errichtung und der Betrieb der An-
lagen des Zuwendungsempfingers gemill dem Antrag auf Férderung, der diesem Ver-
trag als Anhang 2 beigefligt ist, gefordert ("Geforderte Anlagen").

Mindestanforderungen an das Geforderte Vorhaben
Das Geforderte Vorhaben muss die folgenden Mindestanforderungen erfiillen:

2.3.1 Das Geforderte Vorhaben muss eine Mindestgrofle der absoluten durch-
schnittlichen jéhrlichen Treibhausgasemissionen im Referenzsystem aufwei-
sen. Die Mindestgrofe richtet sich nach dem Forderaufruf. Sie betrdgt min-
destens 5 kt CO»-Aquivalente pro Kalenderjahr.

2.3.2  Das Geforderte Vorhaben ist mit den Klimaschutzzielen der Bundesrepublik
Deutschland und der EU vereinbar. Dies ist insbesondere unter folgenden Vo-
raussetzungen der Fall:

(a) Spétestens ab dem dritten vollstaindigen Kalenderjahr innerhalb der
Laufzeit dieses Vertrags gemafl Nummer 15.1 muss die Relative Treib-
hausgasemissionsminderung gegeniiber dem Referenzsystem mindes-
tens 60 % betragen.

(b) Eine Relative Treibhausgasemissionsminderung von mindestens 90 %
gegeniiber dem Referenzsystem muss mit den verwendeten Technolo-
gien bei Einsatz entsprechender Energietréger und Rohstoffe innerhalb
der Laufzeit des Vertrags technisch moglich sein und in den letzten
zwoOlf (12) Monaten der Laufzeit des Vertrags erreicht werden (Zu-
gangskriterium Klimaneutralitét).

(c) Hat die Bewilligungsbehdrde im Forderaufruf hohere Schwellenwerte
fiir Nummer 2.3.2(a) und/oder Nummer 2.3.2(b) angegeben, gelten
diese.
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(d) Die Schwellenwerte nach (a) und (b) miissen unabhéngig von einem
bilanziellen Einsatz von Wasserstoff erreicht werden. Num-
mer 4.9.1(a)(iv) Satz 3 gilt entsprechend.

Das vom Zuwendungsempfanger realisierte Vorhaben und/oder die vom Zuwendungs-
empfinger realisierten Anlagen diirfen unter Beriicksichtigung der mit dem Antrag auf
Forderung nach Nummer 8.2(e)(i) FRL KSV iibermittelten Vorhabenbeschreibung
nicht ohne Zustimmung der Bewilligungsbehorde von dem Geforderten Vorhaben
und/oder von den Geforderten Anlagen abweichen. Hierbei gilt insbesondere, dass
sich das zum Zeitpunkt des Antrags auf Forderung vom Zuwendungsempfanger ge-
wihlte Transformative Produktionsverfahren im Lauf der Realisierung des Geforder-
ten Vorhabens grundsétzlich nicht mehr verdndern darf. Abweichungen, die in der
FRL KSV oder in diesem Vertrag zugelassen sind, bleiben unberiihrt. Sofern das Ge-
forderte Vorhaben und/oder die Geforderten Anlagen nach Abschluss dieses Vertrags,
z. B. aus technischen Griinden, angepasst werden miissen und hiermit Mehrkosten des
Zuwendungsempfangers einhergehen, welche dieser nicht im Rahmen des Basis-Ver-
tragspreises nach Nummer 4.9.1(a)(i) berticksichtigt hat, besteht nach dem Willen der
Parteien kein Recht zur Vertragsanpassung nach § 313 BGB. Diese Mehrkosten hat

der Zuwendungsempfinger zu tragen.
Nutzung von Wasserstoffderivaten durch Dritte

Wenn der Zuwendungsempfanger im Rahmen des Geforderten Vorhabens produzierte
Wasserstoffderivate einem Dritten zur Nutzung iiberlésst, ist durch geeignete Nach-
weise darzustellen, woflir der Dritte diese Wasserstoffderivate nutzen wird. Nur der-
jenige Anteil der Wasserstoffderivate, der auch auBlerhalb der Geforderten Anlagen
nicht der energetischen Nutzung oder der Erzeugung von Stoffen zur energetischen
Nutzung dient, ist forderfahig.

Verwendung von Wasserstoff

2.6.1  Verwendeter Wasserstoff muss den Anforderungen an Griinen oder CO»-ar-
men Wasserstoff gentigen. Wird Wasserstoff aus einer Netzinfrastruktur be-
zogen, die ausschlieBlich der physischen Versorgung mit Wasserstoff dient,
hat der Zuwendungsempfanger der Bewilligungsbehorde nachzuweisen, dass
der iiber die Netzinfrastruktur bezogene Wasserstoff dem Zuwendungsemp-
fanger als Griiner oder COz-armer Wasserstoff zugerechnet wird und Griiner
oder COz-armer Wasserstoff in gleicher Menge in die Netzinfrastruktur ein-
gespeist worden ist. Die Bewilligungsbehorde kann wéihrend der Laufzeit die-
ses Vertrags Zertifikate anerkannter unabhéngiger Stellen verlangen, um die
Einhaltung der Anforderungen an Griinen oder COz-armen Wasserstoff zu
verifizieren. Fordert die Bewilligungsbehorde die Vorlage eines bestimmten
Zertifikats, ist sie verpflichtet, auch gleichwertige Zertifikate anderer Stellen,
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insbesondere solche aus anderen Staaten, zu akzeptieren. Die Gleichwertig-
keit hat der Zuwendungsempfanger auf Verlangen der Bewilligungsbehdrde
nachzuweisen. Soweit die Bewilligungsbehorde fiir das diesem Vertrag zu-
grunde liegende Referenzsystem von den Vorgaben dieser Nummer 2.6.1 ab-
weichende Vorschriften festgelegt hat, gelten die Vorschriften des Forder-
aufrufs.

Aus Nicht-biogenen Wasserstoffderivaten hergestellter Wasserstoff wird
Griinem oder COz-armem Wasserstoff gleichgestellt, sofern dieser den Nach-
haltigkeitskriterien und Kriterien fiir Treibhausgaseinsparungen aus den fiir
Griinen oder CO;-armen Wasserstoff jeweils aktuell geltenden verbindlichen
Rechtsakten entspricht und der Einfiihrung oder dem Ausbau Transformati-
ver Produktionsverfahren dient. Nummer 2.6.1 Satz 3 — 5 gilt entsprechend.

Alternativ zu Griinem oder CO;-armem Wasserstoff konnen auch Nicht-bio-
gene Wasserstoffderivate eingesetzt werden, wenn diese den Nachhaltig-
keitskriterien und Kriterien fiir Treibhausgaseinsparungen fiir Griinen oder
COz-armen Wasserstoff und Nicht-biogene Wasserstoffderivate aus jeweils
aktuell geltenden verbindlichen Rechtsakten entsprechen und der Einfiihrung
oder dem Ausbau Transformativer Produktionsverfahren dienen. Num-
mer 4.9.1(g) bleibt hiervon unberiihrt. Nummer 2.6.1 Satz 3 — 5 gilt entspre-
chend.

2.7 Nutzung von Biomasse

2.7.1

2.7.2

Die Energetische Nutzung von Biomasse durch den Zuwendungsempfinger
ist zuldssig, soweit der Zuwendungsempfianger nachweisen kann, dass eine
Direktelektrifizierung technisch und eine physische Nutzung von Wasserstoff
oder Nicht-biogenen Wasserstoffderivaten technisch oder wirtschaftlich ab-
sehbar nicht verfiligbar ist, und soweit die geplante Nutzung von Biomasse
mit Blick auf die begrenzten nachhaltig verfiigbaren Biomassepotenziale ska-
lierbar ist. Die Erbringung entsprechender Nachweise richtet sich nach den
Festlegungen der Bewilligungsbehdrde im Forderaufruf. Die Energetische
Nutzung von Biomasse sollte auf Rest- und Abfallstoffe sowie auf aus Rest-
und Abfallstoffen gewonnene Rohstoffe und Energietrdger beschriankt sein.

Die Energetische Nutzung von Biomasse ist auch zuldssig, soweit es sich bei
der eingesetzten Biomasse um Rest- und Abfallstoffe aus den von diesem
Vertrag umfassten Standorten des geforderten Transformativen Produktions-
verfahrens handelt, oder um aus solchen Rest- und Abfallstoffen an den von
diesem Vertrag umfassten Standorten gewonnene Rohstoffe und Energietra-
ger.
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Soweit Biomasse hiernach von dem Zuwendungsempfanger energetisch ein-
gesetzt werden darf, hat der Zuwendungsempfinger die Herkunft und die Be-
zugsquelle der im Rahmen der Forderung eingesetzten Biomasse nachzuwei-
sen. Verwendete Energie aus Biomasse muss den Anforderungen der Bio-
masseverordnung, der Biomassestrom-Nachhaltigkeitsverordnung, des Prin-
zips der Kaskadennutzung des Artikels 3 Absatz 3 der Richtlinie (EU)
2018/2001'" sowie den Nachhaltigkeitskriterien und den Kriterien fiir die
Treibhausgaseinsparungen des Artikels 29 der Richtlinie (EU) 2018/2001
und anderen Rechtsakten der EU in den jeweils aktuell geltenden Fassungen
geniigen. Sdmtliche Geforderte Anlagen zur Nutzung von Biomasse miissen
unabhingig von deren Einordnung als Grof3feuerungsanlagen den Emissions-
grenzwert gemall § 29 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a in Verbindung mit
§ 3 der 13. Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissionsschutzge-
setzes einhalten. Soweit die Bewilligungsbehorde im Forderaufruf weitere
Vorgaben zur energetischen Nutzung von Biomasse getroffen hat, gelten
diese.

Die Stoffliche Nutzung von Biomasse in dem Geforderten Vorhaben ist —
vorbehaltlich der Einhaltung etwaiger im Forderaufruf vorgesehener zusétz-
licher Anforderungen — zuldssig. Hat die Bewilligungsbehdrde im Forder-
aufruf fiir die Stoffliche Nutzung von Biomasse zusitzliche Anforderungen
festgelegt, sind diese vom Zuwendungsempfanger zu beachten.

Nutzung von Wiederverwerteten kohlenstofthaltigen Brennstoffen

Die Nutzung von Wiederverwerteten kohlenstoffhaltigen Brennstoffen ist nur zulés-

sig, wenn diese

2.8.1

in Bezug auf die Verringerung von Treibhausgasemissionen den Mindest-
schwellenwert von 70 % des Vergleichswerts fiir fossile Brennstoffe fiir er-
neuerbare Kraftstoffe nicht biogenen Ursprungs erreichen, der in der gemil3
Artikel 29a Absatz 3 der Richtlinie (EU) 2018/2001'? angenommenen Me-
thode in der jeweils aktuell geltenden Fassung festgelegt ist, und

! Richtlinie (EU) 2018/2001 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2018 zur Forde-
rung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen (ABI. L 328 vom 21.12.2018, S. 82), zuletzt geéndert
durch die Richtlinie (EU) 2024/1711 des Européischen Parlaments und des Rates vom 13. Juni 2024 zur An-
derung der Richtlinien (EU) 2018/2001 und (EU) 2019/944 in Bezug auf die Verbesserung des Elektrizitéts-
marktdesigns in der Union (ABL. L 2024/1711 vom 26.6.2024).

12 Richtlinie (EU) 2018/2001 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2018 zur Férde-
rung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen (ABI. L 328 vom 21.12.2018, S. 82), zuletzt geéndert
durch die Richtlinie (EU) 2024/1711 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 13. Juni 2024 zur An-
derung der Richtlinien (EU) 2018/2001 und (EU) 2019/944 in Bezug auf die Verbesserung des Elektrizitéts-
marktdesigns in der Union (ABI. 2024/1711 vom 26.6.2024).
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2.8.2  der Einfithrung oder dem Ausbau transformativer Produktionsverfahren die-
nen.

Die Bewilligungsbehorde kann wihrend der Laufzeit dieses Vertrags Zertifikate aner-
kannter unabhéngiger Stellen verlangen, um die Einhaltung der Anforderungen an
Wiederverwertete kohlenstofthaltige Brennstoffe zu verifizieren. Fordert die Bewilli-
gungsbehorde die Vorlage eines bestimmten Zertifikats, ist sie verpflichtet, auch
gleichwertige Zertifikate anderer Stellen, insbesondere solche aus anderen Staaten, zu
akzeptieren. Die Gleichwertigkeit hat der Zuwendungsempfinger auf Verlangen der
Bewilligungsbehorde nachzuweisen.

Nutzung von Erdgas

Die stoffliche und energetische Nutzung von Erdgas in dem Geforderten Vorhaben ist
nur zuldssig, wenn und soweit der Zuwendungsempfinger nachweisen kann, dass eine
Direktelektrifizierung technisch und eine physische Nutzung von Wasserstoff oder
Nicht-biogenen Wasserstoffderivaten technisch oder wirtschaftlich absehbar nicht ver-
fiigbar ist. Die Erbringung entsprechender Nachweise richtet sich nach den Festlegun-
gen der Bewilligungsbehdrde im Forderaufruf. Der Zuwendungsempfianger hat die
stoffliche und energetische Nutzung von Erdgas wéhrend der Laufzeit dieses Vertrags
nach den Angaben, welche er mit dem Antrag auf Férderung gemacht hat, zu reduzie-
ren. Die Anforderungen nach Satz 1-3 gelten fiir jeden physischen Einsatz von Erdgas,
unabhingig davon, ob eine Vorlage von Zertifikaten oder Herkunftsnachweisen fiir
andere Energietrager erfolgt. Die Moglichkeit einer energetischen und stofflichen Nut-
zung von Biomasse steht der Nutzung von Erdgas nicht entgegen.

Nutzung von umweltschadlichsten fossilen Brennstoffen

Die energetische Nutzung der umweltschidlichsten fossilen Brennstoffe im Sinne der
Leitlinien fiir staatliche Klima-, Umweltschutz- und Energiebeihilfen 2022 wie
Steinkohle, Diesel, Braunkohle, Ol, Torfund Olschiefer, ist nur in den ersten zehn (10)
Jahren, gerechnet ab dem Operativen Beginn des Geférderten Vorhabens, zuléssig,
und nur soweit dies im Rahmen der Umstellung bestehender konventioneller Produk-
tionsverfahren auf eine klimafreundlichere Produktion im Geforderten Vorhaben tech-
nisch notwendig ist. Vorhaben, bei denen neue Investitionen in Produktionsprozesse
auf Basis der umweltschéddlichsten fossilen Brennstoffe erfolgen sollen, erfiillen diese
Voraussetzung nicht. Die Erbringung entsprechender Nachweise richtet sich nach den
Festlegungen der Bewilligungsbehdrde im Forderaufruf. Nummer 2.9 bleibt unbe-
riihrt.

13 Mitteilung der Kommission, Leitlinien fiir staatliche Klima-, Umweltschutz- und Energiebeihilfen 2022
(ABI. C 80 vom 18.2.2022, S. 1).
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2.11 Nutzung von CCS oder CCU

2.11.1

Treibhausgasemissionsminderungen, die durch Technologien zur Abschei-
dung und Speicherung ("CCS") oder Abscheidung und Nutzung ("CCU")
von CO; im Geforderten Vorhaben erzielt werden, werden nur berticksichtigt,

sofern

(a)

oder

(b)

oder

(©)

und

die Treibhausgasemissionen der Geforderten Anlage ohne den Einsatz
von Abscheidetechnologien zum iiberwiegenden Anteil aus Prozes-
semissionen bestehen und zum Zeitpunkt der Veroffentlichung des For-
deraufrufs die verbleibenden Treibhausgasemissionen in einem abseh-
baren Zeitraum nicht durch den Einsatz von Strom, Wasserstoff und
alternativen Rohstoffen reduziert werden konnen. Soweit in der Gefor-
derten Anlage Biomasse eingesetzt wird, bei der es sich um an den von
diesem Vertrag umfassten Standorten des geforderten Transformativen
Produktionsverfahrens anfallende Rest- und Abfallstoffe handelt, blei-
ben mit null bewertete biogene Treibhausgasemissionen aus der Nut-
zung dieser Biomasse bei der Bestimmung des Anteils der Prozessemis-
sionen an den verbleibenden Treibhausgasemissionen unberiicksich-
tigt,

die Geforderte Anlage liberwiegend Schwer vermeidbare Treibhaus-
gasemissionen aufweist, deren Minderung durch den Einsatz von Tech-
nologien, die Strom, Wasserstoff oder alternative Rohstoffe nutzen,
zum Zeitpunkt der Verdffentlichung des Forderaufrufs absehbar nicht
moglich ist, weil diese Technologien in einem absehbaren Zeitraum
keine Marktreife erreichen werden und fiir die gro3skalige Anwendung
am Markt nicht verfiigbar sind,

das abgeschiedene CO; aus einer bestehenden Abfallverbrennungsan-
lage im Sinne der 17. Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Im-
missionsschutzgesetzes  (inkl.  Sondermiillverbrennungsanlagen)
stammt, soweit das abgeschiedene CO, dem Sektor "Industrie" im
Sinne von Anlage 1 des Bundes-Klimaschutzgesetzes zugerechnet wird
und es bei der Erzeugung eines Zwischenprodukts entsteht, welches zur
Herstellung industrieller Produkte im Sinne von Nummer 4.17(g)
1. Halbsatz FRL KSV im Geforderten Vorhaben eingesetzt wird,

26



2.11.2

2.11.3

2.11.4

Entwurfvom 06.10.2025

(d) der Anschluss an die notwendigen CO>-Transport- und Speicherinfra-
strukturen hinreichend gesichert ist. Soweit die Bewilligungsbehorde
im Forderaufruf Vorgaben zum Nachweis des Anschlusses an die not-
wendigen Transport- und Speicherinfrastrukturen getroffen hat, hat der
Zuwendungsempfanger diese zu beachten.

Die Anforderungen nach Nummer 2.6 bis 2.10 an Energietrager, die im Ge-
forderten Vorhaben eingesetzt werden, bleiben unberiihrt. Soweit die Bewil-
ligungsbehdrde im Forderaufruf weitere Vorgaben oder Beschrankungen fiir
die Forderung der Nutzung von CCS oder CCU getroffen hat, gelten diese
Vorgaben oder Beschriankungen auch fiir diesen Vertrag.

Treibhausgasemissionsminderungen, die durch den Einsatz von CCS- oder
CCU-Technologien erzielt werden, werden bei der Berechnung der geplanten
und der tatséchlich realisierten Treibhausgasemissionsminderung des Gefor-
derten Vorhabens nur beriicksichtigt, wenn sie die jeweils aktuell geltenden
Vorgaben des EU-ETS 1 fiir den Nachweis der dauerhaften Speicherung oder
Bindung des CO: erfiillen, insbesondere mit der Folge, dass keine Verpflich-
tung zur Abgabe von Zertifikaten entsteht oder die abgeschiedenen Treib-
hausgasemissionen von den Treibhausgasemissionen der Anlage abzuziehen
sind.

Bei Geforderten Vorhaben, in denen Treibhausgasemissionsminderungen
durch CCS-Technologien erzielt werden, sind die Systemgrenzen so festge-
legt, dass auch die CO2-Abscheidung und Weiterleitung in eine CO>-Trans-
portinfrastruktur im Sinne der Durchfiihrungsverordnung (EU) 2018/2066
der Kommission'* in der jeweils aktuell geltenden Fassung ("CO2-Transpor-
tinfrastruktur") zwecks langfristiger Speicherung innerhalb der System-
grenzen des Geforderten Vorhabens erfolgt. Simtliche Anlagenteile, die der
Abscheidung von CO> und Weiterleitung in eine CO»-Transportinfrasturktur
zwecks langfristiger Speicherung dienen, werden beriicksichtigt. Die CO»-
Transportinfrastruktur, in die das abgeschiedene CO, weitergeleitet wird,
liegt aulerhalb der Systemgrenzen.

Fiir Betreiber von Geforderten CO»-Abscheidungsanlagen, die geméfl Num-
mer 4.15(d) FRL KSV Teil eines Konsortiums im Sinne von Nummer 5.2

14 Durchfiihrungsverordnung (EU) 2018/2066 der Kommission vom 19. Dezember 2018 iiber die Uberwa-
chung von und die Berichterstattung tiber Treibhausgasemissionen geméf der Richtlinie 2003/87/EG des Eu-
ropiischen Parlaments und des Rates und zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 601/2012 der Kommission
(ABL. L 334 vom 31.12.2018, S. 1), zuletzt geéndert durch die Durchfithrungsverordnung (EU) 2024/2493 der
Kommission vom 23. September 2024 zur Anderung der Durchfiihrungsverordnung (EU) 2018/2066 in Bezug
auf die Aktualisierung der Uberwachung von und der Berichterstattung iiber Treibhausgasemissionen gemif
der Richtlinie 2003/87/EG des Europiischen Parlaments und des Rates (ABIL. L vom 27.9.2024, S. 1).
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FRL KSV sind, gelten die Bestimmungen fiir Konsortialmitglieder nach die-
sem Vertrag.

Wenn das Geforderte Vorhaben eine Anlage zur Abscheidung von CO> bein-
haltet und in dieser Anlage auch CO» abgeschieden wird, das nicht in dem
geforderten Transformativen Produktionsverfahren entsteht, erfolgt die For-
derung von Mehrkosten sowie die Bestimmung der Treibhausgasemissionen
nur fiir denjenigen Anteil des abgeschiedenen CO, der dem geforderten
Transformativen Produktionsverfahren unmittelbar zuzurechnen ist.

2.12 Nutzung von Industriedampf in Industriedampfvorhaben

2.12.1

2.12.2

Sofern und soweit in dem Geforderte Vorhaben Industriedampf als industri-
elles Produkt im Sinne von Nummer 4.17(g) FRL KSV hergestellt wird, ohne
dass dieser Industriedampf als Zwischenprodukt fiir die Herstellung von in-
dustriellen Produkten innerhalb des Geforderten Vorhabens eingesetzt wird
("Industriedampfvorhaben") und nach Nummer Fehler! Verweisquelle
konnte nicht gefunden werden. das Referenzsystem Industriedampf (Steam
for industrial applications) Anwendung findet, ist nur derjenige Anteil des im
Geforderten Vorhaben hergestellten Industriedampfes forderfahig,

(a) soweit mit diesem iiber die am Standort der Gefoérderten Anlage befind-
liche Netzinfrastruktur mindestens drei (3) verschiedene Dritte, ein-
schlieBlich Verbundene Unternehmen des Zuwendungsempfangers, be-

liefert werden konnen; und

(b) der an mindestens eine Produktionsanlage geliefert und dort zur Her-
stellung eines industriellen Produkts im Sinne von Nummer 4.17(g)
1. Halbsatz FRL KSV eingesetzt wird.

Der Zuwendungsempfinger hat im Rahmen eines Industriedampfvorhabens
sicherzustellen, dass der innerhalb des Vorhabens hergestellte Industriedampf
iiber die am Standort der Geforderten Anlage befindliche Netzinfrastruktur
an mindestens drei (3) verschiedene Dritte geliefert werden kann. Im Fall ei-
nes Industriedampfvorhabens hat der Zuwendungsempfanger auf Verlangen
der Bewilligungsbehorde durch geeignete Nachweise darzustellen, dass der
im Rahmen des Geforderten Vorhabens hergestellte Industriedampf an eine
Produktionsanlage geliefert und dort zur Herstellung eines industriellen Pro-
dukts im Sinne von Nummer 4.17(g) 1. Halbsatz FRL KSV eingesetzt wird.

28



Entwurfvom 06.10.2025

3.  MONITORINGKONZEPT

3.1 Der Zuwendungsempfinger hat mit dem Operativen Beginn des Geforderten Vorha-
bens ein Monitoringkonzept fiir die Ermittlung und Berichterstattung der Treibhaus-
gasemissionen, der Energieverbrauchsdaten und der wesentlichen Produktionspara-
meter des Geforderten Vorhabens einzureichen. Féllt die Geforderte Anlage in den
Anwendungsbereich des Treibhausgas-Emissionshandelsgesetzes (TEHG), sind dem
Monitoringkonzept der von der DEHSt genehmigte Uberwachungsplan (§ 6 TEHG)
und der Plan zur Uberwachungsmethodik gemiB Artikel 8 der Delegierten Verord-
nung (EU) 2019/331 der Kommission'> oder entsprechender unionsrechtlicher Vorga-
ben zugrunde zu legen. Soweit fiir das jahrliche Berechnungsverfahren nach Num-
mer 4.3 iiber die nach dem TEHG zu berichtenden Daten hinaus weitere Angaben zu
Treibhausgasemissionen, Energieverbrauchen und Produktionsparametern vorzulegen
sind (z. B. zusitzliche oder unterjéhrige Daten), ist das Monitoringkonzept um Metho-
den fiir die Ermittlung und Berichterstattung dieser zusitzlichen Daten zu erginzen.
Ist die Geforderte Anlage nicht vom Anwendungsbereich des TEHG erfasst oder sind
iber die nach dem TEHG zu berichtenden Daten hinaus weitere Angaben vorzulegen,
sind die in § 6 Absatz 2 Satz 1 TEHG und der Delegierten Verordnung (EU) 2019/331
der Kommission oder entsprechender unionsrechtlicher Vorgaben genannten Vorga-
ben bei der Erstellung des Monitoringkonzepts entsprechend anzuwenden. Im Fall des
Satzes 2 hat der Zuwendungsempfanger mit dem Monitoringkonzept einen Nachweis
liber die an die DEHSt erteilte Zustimmung zur Weitergabe des Uberwachungsplans
und des Plans zur Uberwachungsmethodik vorzulegen.

3.2 Der Zuwendungsempfinger hat das Monitoringkonzept anzupassen und bei der Be-
willigungsbehorde einzureichen, wenn ein dem Monitoringkonzept zugrundeliegender
Uberwachungsplan nach § 6 TEHG oder der Plan zur Uberwachungsmethodik gemif
Artikel 8 der Delegierten Verordnung (EU) 2019/331 der Kommission'® geéindert oder
ersetzt wird oder soweit sich folgende Anderungen beziiglich der Anforderungen an
die Ermittlung und Berichterstattung der Treibhausgasemissionen, der Energiever-
brauchsdaten und der wesentlichen Produktionsparameter ergeben:

15 Delegierte Verordnung (EU) 2019/331 der Kommission vom 19. Dezember 2018 zur Festlegung EU-weiter
Ubergangsvorschriften zur Harmonisierung der kostenlosen Zuteilung von Emissionszertifikaten gemif Arti-
kel 10a der Richtlinie 2003/87/EG des Européischen Parlaments und des Rates (ABI. L 059 vom 27.2.2019,
S. 8), zuletzt gedandert durch die Delegierte Verordnung (EU) 2024/873 der Kommission vom 30. Januar 2024
zur Anderung der Delegierten Verordnung (EU) 2019/331 im Hinblick auf EU-weite Ubergangsvorschriften
zur Harmonisierung der kostenlosen Zuteilung von Emissionszertifikaten (ABI. L 2024/873 vom 4.4.2024).

16 Delegierte Verordnung (EU) 2019/331 der Kommission vom 19. Dezember 2018 zur Festlegung EU-weiter
Ubergangsvorschriften zur Harmonisierung der kostenlosen Zuteilung von Emissionszertifikaten gem#B Arti-
kel 10a der Richtlinie 2003/87/EG des Europdischen Parlaments und des Rates (ABI. L 059 vom 27.2.2019,
S. 8), zuletzt gedndert durch die Delegierte Verordnung (EU) 2024/873 der Kommission vom 30. Januar 2024
zur Anderung der Delegierten Verordnung (EU) 2019/331 im Hinblick auf EU-weite Ubergangsvorschriften
zur Harmonisierung der kostenlosen Zuteilung von Emissionszertifikaten (ABI. L 2024/873 vom 4.4.2024).
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3.2.1  Anderung der Vorgaben nach dem TEHG, der Durchfiihrungsverordnung
(EU) 2018/2066 der Kommission!’, der Delegierten Verordnung (EU)
2019/331 der Kommission'® oder entsprechender unionsrechtlicher Vorga-
ben,

3.2.2  Anderung der Emissionsgenehmigung des Zuwendungsempfingers oder

3.2.3  eine erhebliche Anderung der Uberwachung (vgl. Artikel 15 Absatz 3 der
Durchfiihrungsverordnung (EU) 2018/2066 der Kommission'?, Artikel 9 Ab-
satz 2 Buchstabe a, b der Delegierten Verordnung (EU) 2019/331 der Kom-

mission®®).

Die Anderungen bediirfen der Zustimmung der Bewilligungsbehdrde. Die Zustim-
mung ist entbehrlich, soweit nach dem TEHG eine Priifung und Genehmigung der
Anderungen durch die DEHSt erfolgt.

3.3 Die Bewilligungsbehorde kann die Priifung und Bestdtigung des Monitoringkonzepts
durch eine von ihr benannte sachverstindige Priifstelle verlangen. Die Kosten sind
durch den Zuwendungsempfanger zu tragen. Das gilt nicht fiir die Teile des Monito-
ringkonzepts, die auf einem von der DEHSt genehmigten Uberwachungsplan oder
Plan zur Uberwachungsmethodik beruhen.

3.4 Abweichend von Nummer 1.2.9 ist fiir die Verpflichtungen des Zuwendungsempfin-
gers nach Nummer 3.1 und Nummer 3.2 die jeweils geltende Fassung des TEHG, der

'7 Durchfiihrungsverordnung (EU) 2018/2066 der Kommission vom 19. Dezember 2018 iiber die Uberwa-
chung von und die Berichterstattung {iber Treibhausgasemissionen geméaf der Richtlinie 2003/87/EG des Eu-
ropidischen Parlaments und des Rates und zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 601/2012 der Kommission
(ABIL. L 334 vom 31.12.2018, S. 1), zuletzt gedndert durch die Durchfiithrungsverordnung (EU) 2024/2493 der
Kommission vom 23. September 2024 zur Anderung der Durchfiihrungsverordnung (EU) 2018/2066 in Bezug
auf die Aktualisierung der Uberwachung von und der Berichterstattung iiber Treibhausgasemissionen gemilB
der Richtlinie 2003/87/EG des Européischen Parlaments und des Rates (ABI. L vom 27.9.2024, S. 1).

18 Delegierte Verordnung (EU) 2019/331 der Kommission vom 19. Dezember 2018 zur Festlegung EU-weiter
Ubergangsvorschriften zur Harmonisierung der kostenlosen Zuteilung von Emissionszertifikaten gem#B Arti-
kel 10a der Richtlinie 2003/87/EG des Europdischen Parlaments und des Rates (ABI. L 059 vom 27.2.2019,
S. 8), zuletzt gedndert durch die Delegierte Verordnung (EU) 2024/873 der Kommission vom 30. Januar zur
Anderung der Delegierten Verordnung (EU) 2019/331 im Hinblick auf EU-weite Ubergangsvorschriften zur
Harmonisierung der kostenlosen Zuteilung von Emissionszertifikaten (ABI. L 2024/873 vom 4.4.2024).

19 Durchfiihrungsverordnung (EU) 2018/2066 der Kommission vom 19. Dezember 2018 iiber die Uberwa-
chung von und die Berichterstattung iiber Treibhausgasemissionen gemaf der Richtlinie 2003/87/EG des Eu-
ropéischen Parlaments und des Rates und zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 601/2012 der Kommission
(ABI. L 334 vom 31.12.2018, S. 1), zuletzt gedndert durch die Durchfiihrungsverordnung (EU) 2024/2493 der
Kommission vom 23. September 2024 zur Anderung der Durchfiihrungsverordnung (EU) 2018/2066 in Bezug
auf die Aktualisierung der Uberwachung von und der Berichterstattung iiber Treibhausgasemissionen gemalf
der Richtlinie 2003/87/EG des Européischen Parlaments und des Rates (ABI. L vom 27.9.2024, S. 1).

20 Delegierte Verordnung (EU) 2019/331 der Kommission vom 19. Dezember 2018 zur Festlegung EU-weiter
Ubergangsvorschriften zur Harmonisierung der kostenlosen Zuteilung von Emissionszertifikaten gem#B Arti-
kel 10a der Richtlinie 2003/87/EG des Europdischen Parlaments und des Rates (ABI. L 059 vom 27.2.2019,
S. 8), zuletzt gedndert durch die Delegierte Verordnung (EU) 2024/873 der Kommission vom 30. Januar 2024
zur Anderung der Delegierten Verordnung (EU) 2019/331 im Hinblick auf EU-weite Ubergangsvorschriften
zur Harmonisierung der kostenlosen Zuteilung von Emissionszertifikaten (ABI. L 2024/873 vom 4.4.2024).
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Durchfiihrungsverordnung (EU) 2018/2066 der Kommission?!, der Delegierten Ver-
ordnung (EU) 2019/331 der Kommission?? und entsprechender unionsrechtlicher Vor-
gaben mafigeblich.

4. ZUWENDUNG UND UBERSCHUSSZAHLUNG

4.1 Die Bewilligung der Zuwendung durch den Zuwendungsgeber an den Zuwendungs-
empfinger sowie die maximale gesamte Fordersumme nach Nummer 7.4(b) FRL KSV
und die jeweilige maximale jahrliche Fordersumme nach Nummer 7.4(c) FRL KSV
richten sich allein nach dem Zuwendungsbescheid.

4.2 Uberschusszahlungen im Sinne des Vertrags sind Zahlungen, die der Zuwendungs-
empfanger nach diesem Vertrag im Falle einer negativen Differenz zwischen Basis-
Vertragspreis gemédfl Nummer 4.9.1(a)(i) oder Dynamisiertem Vertragspreis gemal
Nummer 4.9.1(a)(i1) und effektivem CO,-Preis an den Zuwendungsgeber zu entrich-
ten hat ("Uberschusszahlungen").

4.3 Berechnungsverfahren, Aus- und Uberschusszahlungen

43.1 Die Zuwendungen an den Zuwendungsempfinger oder die Uberschusszah-
lungen an den Zuwendungsgeber werden kalenderjéhrlich nach Durchfiih-
rung des nachfolgend geregelten Berechnungsverfahrens geleistet. Voraus-
setzung fiir die Gewéhrung der Zuwendungen ist die vorherige Vorlage des
Zwischennachweises gemall den Bestimmungen des Zuwendungsbescheides
fiir den jeweiligen Abrechnungszeitraum durch den Zuwendungsempfinger.
Die Zahlung einer Zuwendung, mit Ausnahme von Abschlagszahlungen, an
den Zuwendungsempfinger erfolgt erst nach Priifung der nach dem Zuwen-
dungsbescheid vorzulegenden Nachweise durch die Bewilligungsbehdrde
nach Maf3gabe des Zuwendungsbescheids.

4.3.2  Die Bewilligungsbehorde fiihrt das Berechnungsverfahren durch.

2! Durchfiihrungsverordnung (EU) 2018/2066 der Kommission vom 19. Dezember 2018 iiber die Uberwa-
chung von und die Berichterstattung iiber Treibhausgasemissionen gemaf der Richtlinie 2003/87/EG des Eu-
ropéischen Parlaments und des Rates und zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 601/2012 der Kommission
(ABI. L 334 vom 31.12.2018, S. 1), zuletzt gedndert durch die Durchfiihrungsverordnung (EU) 2024/2493 der
Kommission vom 23. September 2024 zur Anderung der Durchfiihrungsverordnung (EU) 2018/2066 in Bezug
auf die Aktualisierung der Uberwachung von und der Berichterstattung iiber Treibhausgasemissionen gemalf
der Richtlinie 2003/87/EG des Européischen Parlaments und des Rates (ABI. L vom 27.9.2024, S. 1).

2 Delegierte Verordnung (EU) 2019/331 der Kommission vom 19. Dezember 2018 zur Festlegung EU-weiter
Ubergangsvorschriften zur Harmonisierung der kostenlosen Zuteilung von Emissionszertifikaten gem#B Arti-
kel 10a der Richtlinie 2003/87/EG des Europdischen Parlaments und des Rates (ABI. L 059 vom 27.2.2019,
S. 8), zuletzt gedndert durch die Delegierte Verordnung (EU) 2024/873 der Kommission vom 30. Januar 2024
zur Anderung der Delegierten Verordnung (EU) 2019/331 im Hinblick auf EU-weite Ubergangsvorschriften
zur Harmonisierung der kostenlosen Zuteilung von Emissionszertifikaten (ABI. L 2024/873 vom 4.4.2024).
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Zu diesem Zweck hat der Zuwendungsempfanger die ermittelten und
verifizierten Treibhausgasemissionen des Geforderten Vorhabens (rea-
lisierte Treibhausgasemissionen), die kostenlosen Zuteilungen von
Emissionsberechtigungen des EU-ETS 1 fiir das Geforderte Vorhaben
(realisierte kostenlose Zuteilung), die Energieverbrauchsdaten (real ge-
messene Einsitze fiir die Energietridger des Geforderten Vorhabens) so-
wie die wesentlichen Produktionsparameter (realisierte Produktions-
menge und, soweit relevant, Einsatzmengen von Eingangsstoffen und
Vorprodukten) in einem Emissions- und Energieeffizienzbericht ab-
schlieend bis zum 30. April des jeweiligen Folgejahres vorzulegen
("Berechnungsangaben"). Sofern und soweit ein bilanzieller Einsatz
von Energietrigern im Vorhaben erfolgt, sind sowohl Angaben zu den
bilanziell eingesetzten als auch zu den physisch eingesetzten Energie-
tragern zu machen. In Bezug auf Wasserstoff diirfen die Angaben zu
den Energieverbrauchsdaten nur physisch im Geforderten Vorhaben
eingesetzte Mengen erfassen. Die Angabe Bilanzieller Energietriger-
einsitze ist insoweit ausgeschlossen. Nummer 4.9.1(a)(iv) Satz 3 gilt
entsprechend. Neben den Berechnungsangaben hat der Zuwendungs-
empfanger bis zum 30. April des jeweiligen Folgejahres die nach Num-
mer 4.3.1 vorzulegenden Nachweise vorzulegen.

Sofern das Geforderte Vorhaben die Herstellung mehrerer Produkte
umfasst, die unterschiedlichen Referenzsystemen zuzuordnen sind, sind
die jeweiligen Produktionsmengen, die real gemessenen Einsitze fiir
die Energietrager des Geforderten Vorhabens und die realisierten kos-
tenlosen Zuteilungen fiir die erfassten Referenzsysteme separat auszu-
weisen.

Bei Geforderten Vorhaben, in denen Treibhausgasemissionsminderun-
gen durch CCS oder CCU erzielt werden, miissen die Berechnungsan-
gaben zusitzlich folgende Angaben umfassen:

(1)  Sofern die CO2-Abscheidung durch eine spezielle Anlage erfolgt,
an die COz aus einer oder mehreren Geforderten Anlagen weiter-
geleitet wird: Menge des aus Geforderten Anlagen in eine Ab-
scheidungsanlage weitergeleiteten CO»,

(1)) Zusammensetzung des abgeschiedenen CO; (fossil, biogen, mi-
neralisch, atmosphérisch, sonstige),

(ii1)) bei CCS: Menge des aus dem Geforderten Vorhaben in eine CO»-
Transportinfrastruktur zwecks langfristiger Speicherung weiter-
geleiteten COy,
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(iv) bei CCU: Verwendung des abgeschiedenen CO; und Menge des
in einem Produkt dauerhaft gebundenen COs.

Soweit moglich, sind bei CCS zudem Angaben zur Menge des in einer
Speicherstitte langfristig gespeicherten CO2 sowie zum Speicherort zu
machen.

Die Berechnungsangaben beziehen sich auf das vorherige Kalender-
jahr; in Teiljahren beziehen sie sich nur auf den Zeitraum des Teiljah-
res. Bei einem unterjdhrigen Operativen Beginn des Geforderten Vor-
habens sind Berechnungsangaben insgesamt {iber einen Zeitraum von
sechzehn (16) Kalenderjahren zu machen; die Berechnung erfolgt in
diesem Fall weiterhin nach Kalenderjahren; im Bericht fiir das Letzte
Teiljahr sind in diesem Fall zusitzlich zu den Angaben nach Satz 2 die
ermittelten und verifizierten Treibhausgasemissionen und die wesentli-
chen Produktionsparameter der letzten zwolf (12) Monate innerhalb der
Laufzeit dieses Vertrags vorzulegen.

Der Zuwendungsempfinger wird sicherstellen, dass bei der jéhrlichen
Ubermittlung der Berechnungsangaben die fiir den Zuwendungsemp-
fanger handelnden Personen ihre Kenntnis einer Strafbarkeit des Sub-
ventionsbetrugs und der Mitteilungspflichten nach § 3 Subventionsge-
setz (SubvQG) bestitigen. Fiir die Bestitigungserklarung ist das Muster
zu verwenden, welches der Zuwendungsgeber dem Zuwendungsemp-
fanger gemid Nummer 19 rechtzeitig zur Verfligung stellen wird. Die
von den fiir den Zuwendungsempfanger handelnden Personen zu unter-
zeichnende Bestitigungserkliarung ist den Berechnungsangaben jeweils
beizufiigen.

In dem Emissions- und Energieeftfizienzbericht nach Nummer 4.3.2 sind, so-

weit moglich, die im Vollzug des TEHG ermittelten, verifizierten und berich-

teten Daten zu verwenden. Der Zuwendungsempfénger stimmt der Weiter-

gabe dieser Daten durch die DEHSt an die Bewilligungsbehdrde ausdriicklich

zu. Mit den Berechnungsangaben hat der Zuwendungsempfinger einen Nach-

weis Uiber die an die DEHSt erteilte Zustimmung zur Datenweitergabe vorzu-

legen. Soweit nach Nummer 4.3.2 iiber die im Vollzug des TEHG berichteten

Daten hinausgehende Berechnungsangaben vorzulegen sind (z. B. zusétzli-

che oder unterjdhrige Daten) oder die Geforderte Anlage nicht in den Anwen-

dungsbereich des TEHG fillt, hat die Ermittlung und Berichterstattung in ent-
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sprechender Anwendung der Vorgaben des TEHG, der Durchfiihrungsver-
ordnung (EU) 2018/2066 der Kommission?® und der Delegierten Verordnung
(EU) 2019/331 der Kommission?* oder entsprechender unionsrechtlicher
Vorgaben, in der jeweils geltenden Fassung, zu erfolgen. Soweit eine entspre-
chende Anwendung nach Satz 4 nicht in Betracht kommt, wird die Bewilli-
gungsbehorde die erforderlichen Vorgaben treffen. In den Fillen der Sétze 4
und 5 miissen die Angaben zu Treibhausgasemissionen, Energieverbrauchen
und Produktionsparametern vorab durch eine von der Bewilligungsbehorde
benannte sachverstindige Priifstelle (z. B. Priifstelle nach § 21 TEHG) veri-
fiziert worden sein. Soweit in den Fillen des Satzes 1 im Einzelfall Zweifel
an der Qualitét der berichteten Daten bestehen, kann die Bewilligungsbehdrde
die Priifung und Bestitigung bestimmter Angaben durch eine von ihr be-

nannte sachverstindige Priifstelle verlangen.

4.3.4  Die Bewilligungsbehorde hat das Berechnungsverfahren spitestens drei (3)
Monate nach Zugang der vollstindigen Berechnungsangaben durchzufiihren
und dem Zuwendungsempfanger das Ergebnis ihrer Berechnungen, insbeson-
dere die Hohe der jihrlichen Zuwendung oder der Uberschusszahlung, unter
Berticksichtigung geleisteter Abschlagszahlungen, mitzuteilen. Ausnahms-
weise kann die Bewilligungsbehorde den Zeitraum der Durchfithrung des Be-
rechnungsverfahrens auf maximal vier (4) Monate verldngern. Die Verldnge-
rung der Durchfiihrung des Berechnungsverfahrens hat die Bewilligungsbe-
horde dem Zuwendungsempfianger gegeniiber schriftlich zu begriinden.

4.3.5  Die Bewilligungsbehorde ist berechtigt weitere Informationen anzufordern.

43.6  Zuwendungen an den Zuwendungsempfinger und Uberschusszahlungen des
Zuwendungsempfiangers sind innerhalb von dreiBlig (30) Kalendertagen nach
Mitteilung des Ergebnisses der Berechnung faillig. Zahlungen erfolgen unter
dem Vorbehalt einer mdglichen Anderung des Ergebnisses der Berechnung
nach Nummer 4.4.

2 Durchfiihrungsverordnung (EU) 2018/2066 der Kommission vom 19. Dezember 2018 iiber die Uberwa-
chung von und die Berichterstattung iiber Treibhausgasemissionen gemaf der Richtlinie 2003/87/EG des Eu-
ropéischen Parlaments und des Rates und zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 601/2012 der Kommission
(ABI. L 334 vom 31.12.2018, S. 1), zuletzt gedndert durch die Durchfiihrungsverordnung (EU) 2024/2493 der
Kommission vom 23. September 2024 zur Anderung der Durchfiihrungsverordnung (EU) 2018/2066 in Bezug
auf die Aktualisierung der Uberwachung von und der Berichterstattung iiber Treibhausgasemissionen gemalf
der Richtlinie 2003/87/EG des Européischen Parlaments und des Rates (ABI. L vom 27.9.2024, S. 1).

2 Delegierte Verordnung (EU) 2019/331 der Kommission vom 19. Dezember 2018 zur Festlegung EU-weiter
Ubergangsvorschriften zur Harmonisierung der kostenlosen Zuteilung von Emissionszertifikaten gem#B Arti-
kel 10a der Richtlinie 2003/87/EG des Europidischen Parlaments und des Rates (ABI. L 059 vom 27.2.2019,
S. 8), zuletzt gedndert durch die Delegierte Verordnung (EU) 2024/873 der Kommission vom 30. Januar 2024
zur Anderung der Delegierten Verordnung (EU) 2019/331 im Hinblick auf EU-weite Ubergangsvorschriften
zur Harmonisierung der kostenlosen Zuteilung von Emissionszertifikaten (ABI. L 2024/873 vom 4.4.2024).
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Nachtrigliche Anderungen

Sofern im Berechnungsverfahren vorgelegte Daten im Rahmen der Nachpriifung
durch die DEHSt korrigiert werden, nachtriigliche Anderungen beziiglich der realisier-
ten kostenlosen Zuteilungen fiir das Geforderte Vorhaben erfolgen oder die Preisdaten
der im Forderaufruf festgelegten Preisindizes korrigiert werden, sind der Berechnung
der Zuwendung oder Uberschusszahlung diese Daten zugrunde zu legen. Ein bereits
durchgefiihrtes Berechnungsverfahren ist in diesem Fall innerhalb von drei (3) Mona-
ten nach Erhalt der gednderten Daten durch die Bewilligungsbehorde auf Grundlage
der nach Satz 1 gednderten Daten neu durchzufiihren. Das Ergebnis des neu durchge-
fiihrten Berechnungsverfahrens nach Satz 2 hat die Bewilligungsbehorde dem Zuwen-
dungsempfinger, unter Beriicksichtigung bereits erfolgter Zuwendungs- und Uber-
schusszahlungen, mitzuteilen. Nummer 4.3.6 gilt entsprechend.

Abschlagszahlungen

4.5.1  Auf Antrag des Zuwendungsempfingers kann die Bewilligungsbehorde dem
Zuwendungsempfinger je Quartal eine Abschlagszahlung gewéhren, wenn
der Zuwendungsempfanger fiir etwaige Riickerstattungen der geleisteten Ab-
schldge nebst Zinsen Sicherheiten leistet.

4.5.2  Riickforderungsanspriiche des Zuwendungsgebers gegen den Zuwendungs-
empfanger wegen zu viel geleisteter Abschlagszahlungen sind mit fiinf (5)
Prozentpunkten iiber dem Basiszinssatz jahrlich ab dem Zeitpunkt der Aus-
zahlung zu verzinsen, jedoch mindestens mit einem Zinssatz von 0 % (keine
Negativzinsen).

Ausschliisse
4.6.1  Eine Zuwendung wird in einem Kalenderjahr nicht gewéhrt,

(a) wenn der Zuwendungsempfinger in einem Kalenderjahr vorsdtzlich
oder grob fahrldssig Energietrager verwendet, deren Verwendung nach
den Bestimmungen der FRL KSV (insbesondere Nummer 4.9 bis 4.14
FRL KSV), des Forderaufrufs oder dieses Vertrags (insbesondere Num-
mer 2.6 bis 2.10) nicht zuldssig ist; oder

(b) wenn der Zuwendungsempfinger nach den Bestimmungen der FRL
KSV, des Forderaufrufs oder dieses Vertrags erforderliche Nachweise
beziiglich der im Gef6rderten Vorhaben verwendeten Energietriger
vorsitzlich oder grob fahrlissig nicht vorlegen kann.

4.6.2  Es werden keine Zuwendungen fiir die iibrige Laufzeit des Vertrags gewéhrt,
wenn spatestens ab dem dritten vollstdndigen Kalenderjahr nach dem Opera-
tiven Beginn die Relative Treibhausgasemissionsminderung gegeniiber dem
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Referenzsystem nicht mindestens 60 % betrdgt. Dies gilt nicht, wenn der Zu-
wendungsempfianger gegeniiber der Bewilligungsbehdrde darlegen kann,
dass aus von ihm nicht zu vertretenden Griinden, insbesondere aufgrund von
Hoherer Gewalt oder verspiteter Bereitstellung von Infrastrukturen, der Min-
destwert nicht erreicht werden konnte. Sofern die Bewilligungsbehorde ge-
mal Nummer 2.3.2(c) einen hoheren Schwellenwert festgelegt hat, gilt fiir
Satz 1 dieser Wert.

Erstattung der Zuwendung bei Stilllegung der Geforderten Anlage

Grundsatzlich diirfen Geforderte Anlagen innerhalb der Laufzeit dieses Vertrags nicht
endgiiltig stillgelegt werden. Sofern Geforderte Anlagen vor Ende der Laufzeit dieses
Vertrags endgiiltig stillgelegt werden sollen, bedarf dies der vorherigen Zustimmung
der Bewilligungsbehorde. Im Fall der endgiiltigen Stilllegung der Geforderten Anla-
gen hat der Zuwendungsempfianger die gewéhrten Zuwendungen an den Zuwendungs-
geber und die Bewilligungsbehorde bereits geleistete Uberschusszahlungen an den Zu-
wendungsempfianger zu erstatten. Die Riickerstattung der gewdhrten Zuwendungen
sind mit fiinf (5) Prozentpunkten {iber dem Basiszinssatz jéhrlich ab dem Zeitpunkt
der Auszahlung zu verzinsen, jedoch mindestens mit einem Zinssatz von 0 % (keine
Negativzinsen). Die Bewilligungsbehorde kann die Riickerstattung der gewéhrten Zu-
wendungen, die sich nach einem Abzug etwaiger Uberschusszahlungen ergibt, auf 5 %
oder mehr der maximalen gesamten Férdersumme begrenzen, soweit dies zur Vermei-
dung unbilliger Hérte auch unter Beriicksichtigung des Verkaufswerts der Anlagen
und der Profitabilitit des Zuwendungsempfingers zwingend erforderlich ist. Die Be-
willigungsbehorde hat vor der Geltendmachung eines zugunsten des Zuwendungs-
empfiangers reduzierten Riickerstattungsanspruchs nach Satz 5 das Einvernehmen mit
dem Bundesministerium der Finanzen herzustellen.

Zuwendungsgeberkonto, Zuwendungsempfangerkonto

4.8.1  Samtliche Zahlungen des Zuwendungsempfingers an den Zuwendungsgeber
nach diesem Vertrag sind auf das folgende Konto des Zuwendungsgebers zu

leisten:

Kontoinhaber: Bundeskasse Halle

Kreditinstitut: Deutsche Bundesbank, Filiale Leipzig
IBAN: DE38860000000086001040

BIC: MARKDEF1860

Der Zuwendungsempfinger hat bei jeder Zahlung auf das Zuwendungsgeber-
konto den vom Zuwendungsgeber mitgeteilten Verwendungszweck (sofern
erforderlich auch das Kassenzeichen) zu verwenden. Liegen dem Zuwen-
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dungsempfinger diese Informationen nicht vor, hat er sich den Verwendungs-

zweck (und sofern erforderlich auch das Kassenzeichen) durch die nach Num-

mer 19.2 fiir den Zuwendungsgeber Relevanten Empfianger vorab mitteilen

zu lassen.

4.8.2  Samtliche Zahlungen des Zuwendungsgebers an den Zuwendungsempfanger

nach diesem Vertrag sind auf das im Antrag auf Forderung genannte Konto

des Zuwendungsempfingers zu leisten.

4.9 Hohe der Zuwendung und Uberschusszahlungen

4.9.1  Jéhrliche Berechnung

(a)

Die Hohe der Zuwendungen und die Hohe der Uberschusszahlungen

werden jdhrlich nach Kalenderjahren, auch bei einem unterjdhrigen

Operativen Beginn des Geforderten Vorhabens, ermittelt und berech-

nen sich wie folgt. Ndheres ist in Anhang 3 Abschnitt 1 und 2 geregelt.

(@)

(i)

(iii)

Der Basis-Vertragspreis bildet die Grundlage fiir die Ermittlung
der Hohe der Zuwendungen und der Hohe der Uberschusszahlun-
gen. Der Basis-Vertragspreis ist der Betrag, den der Zuwendungs-
empfanger zur Abdeckung von Mehrkosten im Vergleich zum
Referenzsystem je Tonne vermiedener Treibhausgasemissionen
veranschlagt ("Basis-Vertragspreis"). Der Basis-Vertragspreis,
der diesem Vertrag zugrunde liegt, ergibt sich aus dem Antrag auf
Forderung, der diesem Vertrag in Anhang 2 beigefiigt ist.

Zum Basis-Vertragspreis wird nach Maflgabe von Nummer 4.9.2
eine Dynamisierungskomponente fiir die jeweilige Abrechnungs-
periode addiert ("Dynamisierter Vertragspreis"). Der Basis-
Vertragspreis wird dadurch angepasst auf die Energietrdgerein-
sdtze der Geforderten Anlage des entsprechenden Kalenderjahres
und die Energietrdgereinsitze der dynamisierten Energietrager.
Die Dynamisierung federt das Preisrisiko von Energietrdgern ab
und erhoht somit die Effizienz der Férderung.

Von dem Basis-Vertragspreis, im Fall der Dynamisierung von
dem Dynamisierten Vertragspreis, wird der fiir das Transforma-
tive Produktionsverfahren im Vergleich zum Referenzsystem ent-
stehende effektive CO»-Preis abgezogen. Der Abzug federt das
Risiko der COz-Kosten ab und erhoht somit die Effizienz der For-
derung.
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Die sich daraus ergebende Differenz wird mit der im Vergleich
zum Referenzsystem tatséchlich realisierten Spezifischen Treib-
hausgasemissionsminderung und der realisierten Produktions-
menge des Transformativen Produktionsverfahrens multipliziert.
Fiir Treibhausgasemissionsminderungen, die durch einen Bilan-
ziellen Einsatz von Wasserstoff erreicht werden, wird keine For-
derung gewdhrt. Ein Bilanzieller Einsatz von Wasserstoft liegt
nicht vor, wenn im Geforderten Vorhaben Wasserstoff aus einer
Netzinfrastruktur, die ausschlieBlich der physischen Versorgung
mit Wasserstoff dient, physisch eingesetzt wird.

Das Ergebnis bildet den Betrag, den der Zuwendungsempfanger
vom Zuwendungsgeber erhélt oder — im Falle einer negativen
Differenz zwischen Basis-Vertragspreis oder Dynamisiertem
Vertragspreis und effektivem CO,-Preis — die Uberschusszah-
lung, die der Zuwendungsempfianger an den Zuwendungsgeber
entrichtet. Die realisierte Absolute Treibhausgasemissionsminde-
rung darf die im Antrag auf Forderung nach Nummer 8.2(d) FRL
KSV angegebene oder nach Nummer 8 angepasste geplante Ab-
solute Treibhausgasemissionsminderung iibersteigen. Bei der Be-
rechnung der Auszahlungssumme werden jedoch maximal 130 %
der geplanten Absoluten Treibhausgasemissionsminderung be-
riicksichtigt. Wird in einem Kalenderjahr keine Treibhaus-
gasemissionsminderung erreicht, betrdgt der Auszahlungsbetrag
null (0) Euro (siehe auch Anhang 3 Abschnitt 1 Absatz 1).

Von dem jdhrlichen Betrag, der sich nach Nummer 4.9.1(a)(i) bis
4.9.1(a)(v) ergibt, wird eine Anderweitige Forderung, die nach
Einreichung des Antrags auf Forderung des Zuwendungsempfan-
gers bewilligt wird, gemafl Nummer 4.9.4(c) abgezogen. Soweit
eine bei Einreichung des Antrags auf Forderung bereits bewilligte
Anderweitige Forderung nach diesem Zeitpunkt erhoht wird, gilt
Satz 1 entsprechend fiir den Betrag, um den sich die Anderweitige
Forderung gegeniiber dem Zeitpunkt der Einreichung des Antrags
auf Forderung erhoht hat. Sofern der Abzug absehbar dauerhaft
zu einer Reduzierung der Zuwendung fiihrt, wird auch die im Zu-
wendungsbescheid festgelegte maximale jahrliche Fordersumme
und die maximale gesamte Fordersumme angepasst. Néheres
wird in Anhang 3 geregelt.
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(vii) Von dem jihrlichen Betrag, der sich nach Nummer 4.9.1(a)(i) bis
4.9.1(a)(v) ergibt, findet ein Abzug des Griinen Mehrerloses nicht
statt.

Der effektive COz-Preis berechnet sich aus dem CO»-Preis im EU-
ETS 1, den Treibhausgasemissionen des Referenzsystems nach Num-
mer 4.9.1(d) und den Treibhausgasemissionen des Geforderten Vorha-
bens nach Nummer 4.9.1(e) sowie den kostenlosen Zuteilungen von
Emissionsberechtigungen des EU-ETS 1 fiir das Geforderte Vorhaben
und fiir das Referenzsystem, und den real erzielten Treibhausgasemis-
sionsminderungen im Vergleich zum Referenzsystem. Die Berechnung
der kostenlosen Zuteilungen von Emissionsberechtigungen des EU-
ETS 1 ist zum Zeitpunkt der Berechnung auf Grundlage der aktuell gel-
tenden Rechtslage vorzunehmen. In Teiljahren sind die kostenlosen Zu-
teilungen von Emissionsberechtigungen des EU-ETS 1, die das Gefor-
derte Vorhaben fiir das jeweilige Kalenderjahr erhalten hat, gemif der
Dauer des Teiljahres am Kalenderjahr anteilig zu beriicksichtigen. Die
genaue Berechnung des effektiven CO»-Preises ergibt sich aus An-
hang 3 Abschnitt 1 Absatz 2. Der Preisindex zur jéhrlichen Ermittlung
des effektiven CO»-Preises ergibt sich aus dem Forderaufruf. Die Be-
willigungsbehorde kann den im Forderaufruf benannten Preisindex aus
sachlichen Griinden dndern. Dies ist insbesondere dann moglich, wenn
der betroffene Preisindex eingestellt wird oder der Preisindex nicht
mehr geeignet ist, den CO»-Preis abzubilden. Die Bewilligungsbehorde
wird dem Zuwendungsempfinger die Anderung des Preisindex unver-
ziiglich mitteilen.

Das Referenzsystem oder die Referenzsysteme, die diesem Vertrag zu-
grunde liegen, ergeben sich aus dem Antrag auf Forderung, der diesem
Vertrag in Anhang 2 beigefiigt ist (das "Referenzsystem").

Die spezifischen Treibhausgasemissionen des Referenzsystems erge-
ben sich aus dem Forderaufruf und berechnen sich auf Grundlage der
im Anhang der Durchfiihrungsverordnung (EU) 2021/447 der Kommis-
sion® angegebenen Benchmarkwerte fiir den Zeitraum 2021 — 2025
oder entsprechender unionsrechtlicher Vorgaben. Bei Referenzsyste-

% Durchfithrungsverordnung (EU) 2021/447 der Kommission vom 12. Mérz 2021 zur Festlegung angepasster
Benchmarkwerte fiir die kostenlose Zuteilung von Emissionszertifikaten fiir den Zeitraum 2021-2025 gemif
Artikel 10a Absatz 2 der Richtlinie 2003/87/EG des Europiischen Parlaments und des Rates (ABI. L 87 vom
15.3.2021, S. 29).
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men, die auf Produktbenchmarks mit Erhebung von Stromverbrauchs-
daten basieren, werden die indirekten Emissionen entsprechend dem im
Forderaufruf angegebenen Stromverbrauch vom Benchmarkwert abge-
zogen. Nahere Regelungen zur Berechnung der indirekten Emissionen
trifft der Forderaufruf. Ergeben sich die Treibhausgasemissionen des
Referenzsystems aus einer Kombination mehrerer Benchmarks oder ist
die Anwendung des Fallback-Benchmarks fiir Wirmebereitstellung
und Brennstoffeinsatz notwendig, gelten die von der Bewilligungsbe-
horde dazu im Forderaufruf gemachten Festlegungen. Die Spezifischen
Energietrdagereinsitze des Referenzsystems werden in Kohérenz zu den
spezifischen Treibhausgasemissionen durch die Bewilligungsbehorde
ermittelt. Bei Vorgelagerten Referenzsystemen, die im Forderaufruf
festgelegt werden, wurden die Produktemissionen (siche Anhang 3
Abschnitt 4 Absatz 3) dem Zuwendungsempfinger mit Verdffentli-
chung des Forderaufrufs gesondert mitgeteilt. Die Produktemissionen
sind nach den Vorgaben von Anhang 3 Abschnitt 4 mit den Treibhaus-
gasemissionen des Vorgelagerten Referenzsystems zu addieren. Die
sich hieraus ergebende Summe tritt in der Berechnung an die Stelle der
Treibhausgasemissionen des Referenzsystems des Geforderten Vorha-
bens.

(e) Die Treibhausgasemissionen des Geforderten Vorhabens ergeben sich
aus den Treibhausgasemissionen der Geforderten Anlagen (Scope-1-
Emissionen), welche nach Anhang I der Richtlinie 2003/87/EG?® in der
jeweils aktuell geltenden Fassung fiir die dort genannten industriellen
Tatigkeiten erfasst werden, und werden auf Grundlage der zum Zeit-
punkt der Berechnung aktuell geltenden Fassung der Durchfiihrungs-
verordnung (EU) 2018/2066 der Kommission?’ oder entsprechender
unionsrechtlicher Vorgaben berechnet. Soweit Geforderte Anlagen

26 Richtlinie 2003/87/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 13. Oktober 2003 iiber ein System
fiir den Handel mit Treibhausgasemissionszertifikaten in der Gemeinschaft und zur Anderung der Richtlinie
96/61/EG des Rates (ABIL L 275 vom 25.10.2003, S. 32), zuletzt gedndert durch die Verordnung (EU)
2024/795 des Europédischen Parlaments und des Rates vom 29. Februar 2024 zur Einrichtung der Plattform
"Strategische Technologien fiir Europa" (STEP) und zur Anderung der Richtlinie 2003/87/EG und der Verord-
nungen (EU) 2021/1058, (EU) 2021/1056, (EU) 2021/1057, (EU) Nr. 1303/2013, (EU) Nr. 223/2014, (EU)
2021/1060, (EU) 2021/523, (EU) 2021/695, (EU) 2021/697 und (EU) 2021/241 (ABI. L 2024/795, 29.2.2024).
27 Durchfiihrungsverordnung (EU) 2018/2066 der Kommission vom 19. Dezember 2018 iiber die Uberwa-
chung von und die Berichterstattung tiber Treibhausgasemissionen geméf der Richtlinie 2003/87/EG des Eu-
ropiischen Parlaments und des Rates und zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 601/2012 der Kommission
(ABL. L 334 vom 31.12.2018, S. 1), zuletzt geéndert durch die Durchfithrungsverordnung (EU) 2024/2493 der
Kommission vom 23. September 2024 zur Anderung der Durchfiihrungsverordnung (EU) 2018/2066 in Bezug
auf die Aktualisierung der Uberwachung und der Berichterstattung {iber Treibhausgasemissionen gemiB der
Richtlinie 2003/87/EG des Européischen Parlaments und des Rates (ABI. L vom 27.9.2024, S. 1).

40



49.2

®

(&)

Entwurfvom 06.10.2025

nicht verpflichtend in das EU-ETS 1 einbezogen sind, gilt Satz 1 ent-
sprechend. Soweit eine entsprechende Anwendung nach Satz 2 nicht in
Betracht kommt, wird die Bewilligungsbehorde die erforderlichen Vor-
gaben treffen. Nummer 4.9.1(f) und Nummer 4.9.1(g) bleiben unbe-
rihrt. Bei der Berechnung der Treibhausgasemissionen nach Satz 1 ist
Nummer 4.9.1(a)(iv) Satz 2 entsprechend zu beriicksichtigen.

Treibhausgasemissionsminderungen, die durch den Einsatz von Tech-
nologien zur Erreichung von Negativemissionen ("Negativemissions-
technologien") erzielt werden, werden bei der Berechnung der geplan-
ten und der tatsdchlich realisierten Treibhausgasemissionsminderung
des Geforderten Vorhabens nicht berticksichtigt.

Treibhausgasemissionen aus der Nutzung von synthetischem Methan
werden nicht mit dem Emissionsfaktor null bewertet, sondern bei der
Bestimmung der Treibhausgasemissionen des Vorhabens entsprechend
dem jeweiligen Kohlenstoffgehalt beriicksichtigt.

Dynamisierung der Energietrigerkosten

(a)

(b)

Die Dynamisierung der Energietrdger des Referenzsystems ist im For-
deraufruf geregelt. Es gelten die im Forderaufruf genannten spezifi-
schen Einsédtze an den jeweiligen Energietragern eines Referenzsys-
tems. Sofern ein oder mehrere Energietrager des jeweiligen Referenz-
systems dynamisiert werden und nicht sdmtliche Energietrager, die
beim Geforderten Vorhaben zum Einsatz kommen, nach Num-
mer 4.9.2(b) dynamisiert werden, werden die im Referenzsystem dyna-
misierten Energietrigereinsitze um die Mengen derjenigen Energietri-
ger, die beim Geforderten Vorhaben zum Einsatz kommen und nicht
nach Nummer 4.9.2(b) dynamisiert werden, reduziert. Die Reduzierung
erfolgt nach Mallgabe von Anhang 3 Abschnitt 2 Absatz 8.

Sofern langfristige Liefer- oder Absicherungsvertriage mit Festpreisbin-
dung fiir einen oder mehrere im Forderaufruf bestimmte Energietrager
nicht oder nur mit erheblichen Risikoaufschlédgen im notwendigen Um-
fang angeboten werden, ist im Forderaufruf bestimmt, dass auch diese
Energietrdager, die beim Geforderten Vorhaben zur Herstellung von
Produkten und Zwischenprodukten oder im Rahmen von Technologien
zur Abscheidung von CO; und Weiterleitung in eine CO2-Transportinf-
rastruktur zwecks langfristiger Speicherung eingesetzt werden, ganz
oder anteilig dynamisiert werden. Sofern und soweit festgelegt wurde,
dass eine Dynamisierung fiir Sekundéarenergietrager, Wiederverwertete
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kohlenstofthaltige Brennstoffe, Wasserstoff, energetisch genutzte Was-
serstoffderivate oder Biomasse, mit Ausnahme von Biogenen Wasser-
stoffderivaten, erfolgt, werden fiir diese Energietrdger immer die von
der Bewilligungsbehorde festgelegten Basispreise und Preisindizes in
Ansatz gebracht, selbst wenn die genannten Energietrager vom Zuwen-
dungsempfinger hergestellt werden. Fiir die notwendige Menge an
Energietrdgern zur Produktion der in Satz 2 genannten Energietriger
erfolgt in diesem Fall keine Dynamisierung.

Die Dynamisierung beriicksichtigt die reale Entwicklung der Preise fiir
die eingesetzten Energietrager sowie die Treibhausgasemissionsminde-
rung des Geforderten Vorhabens ("Dynamisierungskomponente"). Es
gelten die im Forderaufruf benannten Preisindizes und die Basispreise
je dynamisiertem Energietriger. Sofern die Bewilligungsbehorde fiir
den Fall, dass fiir einen oder mehrere Energietrdger kein geeigneter
Preisindex verfligbar ist, der spezifisch die Preisbewegungen des jewei-
ligen Energietrigers abbildet, einen oder mehrere Ersatzindizes im For-
deraufruf festgelegt hat, gelten diese. Sofern vor dem Gebotsverfahren
ein vorbereitendes Verfahren durchgefiihrt worden ist, und die Bewilli-
gungsbehdrde von einer Benennung der Basispreise im Forderaufruf
abgesehen hat, gilt der Basispreis, den die Bewilligungsbehorde dem
Zuwendungsempfianger gesondert mitgeteilt hat. Die Bewilligungsbe-
horde kann den im Forderaufruf benannten Preisindex hinsichtlich des
Vertrags aus sachlichen Griinden éndern. Dies ist insbesondere dann
moglich, wenn der betroffene Preisindex eingestellt wird oder der Preis-
index nicht mehr geeignet ist, den Marktwert des indizierten Energie-
tragers abzubilden. Letzteres kann insbesondere dann der Fall sein,
wenn sich maBgebliche methodische Anderungen in der Ermittlung des
Preisindex ergeben. Eine Anderung wird dem Zuwendungsempfinger
durch die Bewilligungsbehorde unverziiglich mitgeteilt.

Sofern und soweit fiir Griinen Wasserstoff eine Dynamisierung vorge-
sehen ist, wird das sich aus dem anzuwendenden Preisindex ergebende
Preisniveau um 5 % erhoht.

Sofern fiir Griinen und CO;-armen Wasserstoff jeweils eine gesonderte
Dynamisierung im Forderaufruf vorgesehen ist, ist ab dem Jahr 2035
fiir COz-armen Wasserstoff das sich aus dem Preisindex fiir Griinen
Wasserstoff ergebende Preisniveau anzuwenden, wenn das Preisniveau
fiir Griinen Wasserstoff unter dem sich aus dem Preisindex fiir CO»-
armen Wasserstoff ergebenden Preisniveau liegt.
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Néheres regelt der Anhang 3.

4.9.3  Abweichung von angegebenen Energietrigereinséitzen

(a)

(b)

Soweit ein Zuwendungsempfinger in einem oder mehreren Kalender-
jahren um mehr als fiinf (5) Prozentpunkte von den in seinem Antrag
auf Forderung nach Nummer 8.2(d) FRL KSV angegebenen oder nach
Nummer 8 angepassten Relativen Einsédtzen eines oder mehrerer Ener-
gietrdger abweichen mdchte, hat er die vorherige Zustimmung der Be-
willigungsbehorde zu beantragen. Der Antrag muss die in Num-
mer 8.2(d) FRL KSV genannten Angaben umfassen, soweit sich beziig-
lich der dort genannten Angaben durch die geplante Anderung der Re-
lativen Energietrigereinsitze Abweichungen gegeniiber dem Antrag
auf Forderung nach Nummer 8.2(d) FRL KSV oder den Anpassungen
nach Nummer 8 ergeben. Nummer 8.2(d) Satz 8-10 FRL KSV gelten
fiir die Angaben nach Satz 2 entsprechend. Abweichungen von den im
Antrag auf Forderung nach Nummer 8.2(d) FRL KSV angegebenen
oder nach Nummer 8 angepassten Relativen Einsétzen eines oder meh-
rerer Energietrdger um bis zu fiinf (5) Prozentpunkte sind, unter Beach-
tung der sonstigen Anforderungen und Vorgaben der FRL KSV und
dieses Vertrags, ohne Zustimmung der Bewilligungsbehorde zuléssig.
Ein Wechsel zwischen Griinem und COz-armem Wasserstoff bedarf ab-
weichend von Satz 1 keiner Zustimmung der Bewilligungsbehorde.

Die Bewilligungsbehdrde kann dem Antrag nach Nummer 4.9.3(a)
Satz 1 zustimmen, wenn

(i) die beantragte Abweichung
(aa) auf Hoherer Gewalt beruht, oder

(bb) zusitzliche Treibhausgasemissionsminderungen innerhalb
des Geforderten Vorhabens bewirkt, oder

(cc) auf signifikanten technologischen Verbesserungen des Ge-
forderten Vorhabens beruht, oder

(dd) aufunvorhergesehenen Preisentwicklungen beruht, oder

(ee) aufeine Knappheit bei der Verfiigbarkeit bestimmter Ener-
gietrdger reagiert, oder

(ff) auf eine von dem Zuwendungsempfanger nicht zu vertre-
tende verspitete Bereitstellung von Strom- oder Wasser-
stoffnetzinfrastruktur reagiert;

und
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(i) die beantragte Abweichung mit energie- und klimapolitischen
Zielen im Einklang steht;

und

(ii1)) das Geforderte Vorhaben die weiteren Anforderungen der FRL
KSV und dieses Vertrags weiter erfiillt; insbesondere

(aa) darf der Ausschlussgrund nach Nummer 4.17(j) FRL KSV
nicht verwirklicht sein; und

(bb) muss das Geforderte Vorhaben weiter den Anforderungen
an ein Transformatives Produktionsverfahren geniigen; und

(cc) muss das Geforderte Vorhaben die Mindestanforderungen
nach Nummer 2.3.2 einhalten. Dies gilt nicht, wenn der Zu-
wendungsempfianger darlegen kann, dass aus von ihm nicht
zu vertretenden Griinden, insbesondere aufgrund von hohe-
rer Gewalt oder verspiteter Bereitstellung von Infrastruktu-
ren, die Mindestanforderungen nach Nummer 2.3.2 nicht
erfiillt werden konnen.

In den Fillen nach Satz 1 (i)(aa) und (i)(bb) soll die Bewilligungsbe-
horde dem Antrag nach Nummer 4.9.3(a) Satz 1 grundsétzlich zustim-
men.

Die Voraussetzungen fiir die Nutzung bestimmter Energietrdger nach
Nummer 2.6 bis Nummer 2.10 bleiben unbertiihrt.

Der im Antrag auf Forderung nach Nummer 8.2(d) FRL KSV angege-
bene oder nach Nummer 8 angepasste Pfad der Absoluten Treibhaus-
gasemissionsminderung darf nicht unterschritten werden. Die Bewilli-
gungsbehdrde kann hiervon Abweichungen zulassen, soweit die bean-
tragte Abweichung nicht auf ein Vertretenmiissen des Zuwendungs-
empfangers, insbesondere aufgrund von Hoherer Gewalt oder verspa-
teter Bereitstellung von Infrastrukturen, zuriickzufiihren ist.

Soweit die Bewilligungsbehdrde der beantragten Abweichung zu-
stimmt, bestimmt sich die Berechnung der Zuwendung oder Uber-
schusszahlung nach den Angaben im Antrag nach Nummer 4.9.3(a).

Die im Zuwendungsbescheid festgelegte maximale jdhrliche Forder-
summe sowie die maximale gesamte Fordersumme werden durch An-
passungen der Energietridgereinsétze innerhalb des Geforderten Vorha-
bens aufgrund dieser Nummer 4.9.3 nicht gedndert.
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Der Antrag nach Nummer 4.9.3(a) Satz 1 kann von dem Zuwendungs-
empfanger nur einmal pro Kalenderjahr gestellt werden.

Kumulierungsverbot, Anrechnung und beihilferechtliche Hochstgrenzen

(a)

(b)

(©)

Sofern der Zuwendungsempfinger fiir das Geforderte Vorhaben eine
Anderweitige Forderung erhilt, die einer Férderung nach der FRL KSV
nicht nach Nummer 4.17(m) FRL KSV entgegensteht, hat die Bewilli-
gungsbehdrde im Rahmen der jdhrlichen Berechnung der Zuwendung
und der Uberschusszahlung nach Nummer 4.9.1 dieses Vertrags sicher-
zustellen, dass keine Uberkompensation erfolgt. Im Ubrigen gilt Num-
mer 7.1(a) FRL KSV.

Dem Zuwendungsempfanger ist bewusst, dass die von der Bewilli-
gungsbehdrde mit dem Forderaufruf bekannt gemachte Liste derjenigen
Forderungen, die als Anderweitige Forderungen im Sinne der FRL
KSV und dieses Vertrags gelten, nicht abschlieBend ist und den Zuwen-
dungsempfinger nicht von einer eigenstindigen Priifung hinsichtlich
des Erhalts Anderweitiger Forderungen entbindet. Der Zuwendungs-
empfanger kann die Bewilligungsbehorde um Bestédtigung seines jewei-
ligen Priifergebnisses ersuchen.

Von der nach Nummer 4.3 und 4.9.1 zu berechnenden Zuwendung wird
jede nach Einreichung des Antrags auf Forderung bewilligte Anderwei-
tige Forderung abgezogen. Soweit eine bei Antragseinreichung bereits
bewilligte Anderweitige Forderung nach diesem Zeitpunkt erhdht wird,
gilt Satz 1 entsprechend fiir den Betrag, um den sich die Forderung ge-
geniiber dem Zeitpunkt der Antragseinreichung erhoht hat. Der Abzug
hat in dem Kalenderjahr zu erfolgen, welches auf das Kalenderjahr
folgt, in dem die Anderweitige Forderung ausgezahlt oder auf sonstige
Weise gewdhrt worden ist. Soweit ein Abzug nicht oder nicht in voller
Hoéhe moglich ist, da die aufgrund der Anderweitigen Férderung ge-
wihrte Zuwendung die Hohe der fiir das jeweilige Kalenderjahr berech-
neten Zuwendung iibersteigt oder eine Uberschusszahlung durch den
Zuwendungsempfanger zu erfolgen hat, hat die Bewilligungsbehorde
bereits aufgrund dieses Vertrags geleistete Zuwendungen in Hohe der
nicht abzugsfahigen Anderweitigen Forderungen zuriickzufordern, be-
grenzt auf den Betrag aller bisher an den Zuwendungsempfanger auf-
grund dieses Vertrags geleisteten Zuwendungen. Im Ubrigen sind nicht
abgezogene oder zuriickgeforderte Betrdge in den nachfolgenden Ka-
lenderjahren in Abzug zu bringen.
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(d) Soweit Wasserstoff in dem Geforderten Vorhaben eingesetzt wird, der
durch Elektrolyseanlagen eines Verbundenen Unternehmens des Zu-
wendungsempfangers produziert wird, wird die hinsichtlich dieser
Elektrolyseanlagen ausgezahlte oder auf sonstige Weise gewdhrte For-
derung eines Verbundenen Unternehmens des Zuwendungsempfiangers
entsprechend nach Nummer 4.9.1(a)(vi) und Nummer 4.9.4(c) abgezo-
gen, sofern die Fordermittel als Beihilfen im Sinne des Artikels 107
Absatz 1 AEUV oder als zentral verwaltete Unionsmittel, die nicht di-
rekt oder indirekt der Kontrolle Deutschlands unterliegen, zu qualifi-
zieren sind. Die Hohe des Abzugs nach Satz 1 bestimmt sich nach An-
hang 3 Abschnitt 1 Absatz 7. Zur Berechnung der Hohe des Abzugs
nach Nummer 4.9.4(d) Satz 1 hat der Zuwendungsempfinger die aus-
gezahlte oder auf sonstige Weise gewéhrte Forderung zugunsten der
Elektrolyseanlage, die Kapazitit der Elektrolyseanlage in Megawatt
elektrischer Leistung und die Jahresmenge des in dem Geforderten Vor-
haben eingesetzten Wasserstoffs, welcher durch die Elektrolyseanlage
produziert worden ist, der Bewilligungsbehorde bis zum 30. April des

jeweiligen Folgejahres mitzuteilen und nachzuweisen.

4.9.5 Sofern im Sinne von Nummer 4.6 FRL KSV das Geforderte Vorhaben die
Herstellung mehrerer Produkte umfasst, die unterschiedlichen Referenzsys-
temen zuzuordnen sind, ist die Hohe der jéhrlichen Zuwendung oder der
Uberschusszahlung aus der Summe der Bestandteile des Geforderten Vorha-
bens zu ermitteln. Ndheres regelt der Anhang 4.

KONSORTIUM

In dem Fall, dass es sich bei dem Zuwendungsempfianger um ein Konsortium nach
Nummer 5.2 FRL KSV handelt, haben sdmtliche Konsortialmitglieder und damit der
Zuwendungsempfinger nach diesem Vertrag fiir Uberschusszahlungen an den Zuwen-
dungsgeber als Gesamtschuldner einzustehen. Zuwendungen werden an den Konsor-
tialfiihrer mit befreiender Wirkung gegeniiber den Konsortialmitgliedern ausgezahlt.
Fiir ein Konsortium werden Scope-1-Emissionen gemi3 Nummer 4.9.1(e) aller betei-
ligten Konsortialmitglieder als gemeinsame Scope-1-Emissionen betrachtet und die
geforderten Produkte der gesamten Wertschopfungskette im Konsortium als gemein-
same Produkte. Soweit Zwischenprodukte innerhalb des Konsortiums weiterverwen-
det werden, ist auch die zwischenzeitliche Abgabe an Nichtmitglieder des Konsorti-
ums moglich. Im Fall eines Konsortiums miissen alle Geforderten Anlagen durch Kon-
sortialmitglieder betrieben werden
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Im Fall eines Konsortiums bevollméchtigen die Konsortialmitglieder, mit Ausnahme
des Konsortialfiihrers oder des nach Nummer 5.6.1 benannten Konsortialfiihrers, den
Konsortialfiihrer ihn/sie gegeniiber dem Zuwendungsgeber, Behorden oder sonstigen
Dritten, insbesondere bei der Abgabe und beim Empfang von Anzeigen, Antrdgen oder
sonstigen Erkldrungen und bei der Ausiibung der Rechte der Konsortialmitglieder aus
diesem Vertrag, zu vertreten. Die Parteien sind sich dariiber einig, dass (i) simtliche
Erklarungen und Handlungen des Zuwendungsgebers gegeniiber dem Konsortialfiih-
rer gegeniiber allen Konsortialmitgliedern wirken, (i1) simtliche dem Konsortialfiihrer
zugegangene Erkldrungen aus oder im Zusammenhang mit diesem Vertrag als samtli-
chen Konsortialmitgliedern zugegangen gelten und (iii) lediglich der Konsortialfiihrer
Erklarungen und Handlungen aus oder im Zusammenhang mit diesem Vertrag gegen-
iiber dem Zuwendungsgeber (jeweils mit Wirkung fiir simtliche Konsortialmitglieder)
abgeben beziehungsweise vornehmen kann, sofern der Zuwendungsgeber keine an-
dere Bestimmung trifft. Diese Vollmacht gilt nicht bei Rechtsstreitigkeiten zwischen
den Konsortialmitgliedern und dem Zuwendungsgeber.

Der Konsortialfithrer kann mit Zustimmung sédmtlicher Konsortialmitglieder der Be-
willigungsbehorde vorschlagen, dass ein anderes Konsortialmitglied Konsortialfiihrer
wird. Die Bewilligungsbehorde kann dem Wechsel nach Satz 1 zustimmen, sofern
hierfiir ein sachlicher Grund gegeben ist.

Fiir die Verpflichtungen des Zuwendungsempfangers aus diesem Vertrag haften sdmt-
liche Konsortialmitglieder als Gesamtschuldner, vorbehaltlich der Regelung in Num-
mer 10.4.

Ein Konsortialmitglied kann aus dem Konsortium im Sinne der Bestimmungen dieses
Vertrags, das heif3t als Partei aus diesem Vertrag, nur mit vorheriger schriftlicher Zu-
stimmung der Bewilligungsbehdrde ausscheiden. Sofern ein Konsortialmitglied mit
vorheriger Zustimmung der Bewilligungsbehorde aus diesem Vertrag ausscheidet,
wird dieser Vertrag mit den {ibrigen Konsortialmitgliedern fortgesetzt.

5.5.1  Im Fall eines unterjdhrigen Ausscheidens sind fiir die Berechnung der Zu-
wendungen und Uberschusszahlungen gemifB diesem Vertrag die Daten des
ausgeschiedenen Konsortialmitglieds in diesem Kalenderjahr fiir den Zeit-
raum ab dem 1. Januar des Kalenderjahres, in dem das Konsortialmitglied mit
Zustimmung der Bewilligungsbehdrde nach Nummer 5.5 ausscheidet, bis zu
dem Zeitpunkt, zu dem das Ausscheiden erfolgt, im Energie- und Effizienz-
bericht nach Nummer 4.3.2 zu beriicksichtigen.

5.5.2  Das aus diesem Vertrag ausgeschiedene Konsortialmitglied haftet fiir simtli-
che Verpflichtungen des Zuwendungsempfangers, die bis zum Zeitpunkt des
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tatsdchlichen Ausscheidens des Konsortialmitglieds unter diesem Vertrag be-
griindet worden sind, als Gesamtschuldner neben den tibrigen Konsortialmit-
gliedern nach den Regelungen dieses Vertrags.

5.6  Ein Dritter kann diesem Vertrag als Konsortialmitglied, das heif3t als Partei dieses Ver-

trags, nur mit vorheriger schriftlicher Zustimmung samtlicher Parteien dieses Vertrags

beitreten.

5.6.1

5.6.2

5.6.3

5.6.4

In dem Fall, dass der Beitritt des Dritten nicht zu einem bestehenden Konsor-
tium nach Nummer 5.2 FRL KSV erfolgt, bilden der Zuwendungsempfianger
und der beitretende Dritte durch den Beitritt des Dritten ein Konsortium im
Sinne von Nummer 5.2 FRL KSV. Der Zuwendungsempfanger und der bei-
tretende Dritte haben einen Konsortialfiihrer zu benennen.

Der Zuwendungsgeber kann dem Beitritt eines Dritten zu diesem Vertrag un-

ter den folgenden Voraussetzungen zustimmen:

(a) Die Voraussetzungen fiir die Férderung inklusive der Voraussetzungen
fiir die Bildung eines Konsortiums nach Nummer 5.2 FRL KSV liegen
auch in der Person des Dritten vor; und

(b) die Rechte und Pflichten nach dem Zuwendungsbescheid werden auf
den Dritten ausgeweitet; und

(c) der Dritte erfiillt die Anforderungen und unterliegt den Pflichten nach
der FRL KSV, dem Forderaufruf und diesem Vertrag; und

(d) der Forderzweck der FRL KSV wird durch den Beitritt nicht gefdhrdet;
und

(e) der Beitritt ergibt keine Nachteile fiir den Zuwendungsgeber und/oder
VerstoBe gegen das Beihilfe- oder Zuwendungsrecht.

In dem Fall eines unterjdhrigen Beitritts sind fiir die Berechnung der Zuwen-
dungen und Uberschusszahlungen gemiB diesem Vertrag die Daten des Drit-
ten, welcher diesem Vertrag nach Nummer 5.6 betritt, in diesem Kalenderjahr
fiir den Zeitraum ab dem Zeitpunkt, zu dem der Beitritt mit Zustimmung der
Bewilligungsbehorde nach Nummer 5.6 erfolgt, bis zum 31. Dezember dieses
Kalenderjahres im Energie- und Effizienzbericht nach Nummer 4.3.2 zu be-
riicksichtigen.

Nach erfolgtem Beitritt des Dritten haftet dieser fiir séimtliche Verpflichtun-
gen des Zuwendungsempfingers, die ab dem Zeitpunkt des Betritts des Drit-
ten unter diesem Vertrag begriindet worden sind, als Gesamtschuldner neben
den tibrigen Konsortialmitgliedern nach den Regelungen dieses Vertrags.
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ZAHLUNG; VERZUGSZINSEN

Sédmtliche Zahlungen aus diesem Vertrag sind in Euro in voller Hohe bei Falligkeit in
sofort verfiigbaren Mitteln und ohne Abzug oder Einbehalt zu zahlen. Dies gilt nicht:

6.1.1  sofern und soweit dieser Vertrag und/oder der Zuwendungsbescheid etwas
anderes bestimmt;

6.1.2  sofern und soweit nach Regulatorischen Vorschriften ein Abzug oder ein Ein-
behalt vorgeschrieben ist.

Verzugszinsen

Zahlt eine Partei einen nach diesem Vertrag zu zahlenden Betrag bei Filligkeit nicht,
so ist sie mit dieser Zahlungsverpflichtung ab dem Filligkeitstag in Verzug, ohne dass
es einer Mahnung durch die andere Partei bedarf. Der ausstehende Betrag ist ab (ein-
schlieBlich) dem Falligkeitstag bis (einschlieBlich) einen (1) Tag vor dem Tag, an dem
die Zahlung der anderen Partei zugeht (sowohl nach als auch vor einer gerichtlichen
Entscheidung), mit fiinf (5) Prozentpunkten {iber dem Basiszinssatz nach § 247 BGB
jéhrlich zu verzinsen, jedoch mindestens mit einem Zinssatz von 0 % (keine Negativ-
zinsen) ("Verzugszinsen"). Verzugszinsen sind nach Tagen auf der Basis der tatséch-
lich verstrichenen Tage und einem Jahr von dreihundertsechzig (360) Tagen zu be-
rechnen und nachtrdglich am letzten Tag jedes Kalendermonats, spétestens aber am
Tage der Zahlung der Hauptforderung, mit der die jeweilige Partei sich im Verzug
befindet, zu zahlen. Soweit dieser Vertrag andere Regelungen zu Verzugszinsen trifft,
gehen diese Regelungen dieser Regelung vor.

Aussetzung von Zahlungspflichten

Der Zuwendungsempfinger kann bei der Bewilligungsbehorde einen Antrag dahinge-
hend stellen, die beiderseitigen Zahlungspflichten im Zusammenhang mit der Zuwen-
dung oder Uberschusszahlung fiir die verbleibende Laufzeit dieses Vertrags mit Wit-
kung zum Ablauf von drei (3) Jahren, gerechnet ab dem Schluss des Kalenderjahres,
in welchem die Antragstellung durch den Zuwendungsempféinger erfolgte, zu been-
den, wenn in einem Kalenderjahr der Zuwendungsempfinger eine Uberschusszahlung
nach diesem Vertrag an den Zuwendungsgeber geleistet hat. Einen solchen Antrag
kann der Zuwendungsempfinger jeweils ausschlieBlich in einem der Uberschusszah-
lung nachfolgenden Kalenderjahr stellen. Sofern und soweit die Voraussetzungen nach
Satz 1 und 2 vorliegen, soll die Bewilligungsbehorde dem Antrag stattgeben.
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UBERTRAGUNG VON GEFORDERTEN ANLAGEN AUF DRITTE UND
REDUZIERUNG DER PRODUKTION IN KONVENTIONELLEN REFE-
RENZANLAGEN

Der Zuwendungsempfinger verpflichtet sich vor einer Ubertragung von Gefdrderten
Anlagen des Zuwendungsempfangers auf Dritte, die nicht Partei dieses Vertrags sind,
die schriftliche Zustimmung der Bewilligungsbehorde einzuholen.

Die Bewilligungsbehorde kann der Ubertragung von Geforderten Anlagen des Zuwen-
dungsempfingers auf Dritte unter Beachtung der folgenden Voraussetzungen zustim-
men:

7.2.1  Die Voraussetzungen fiir die Forderung liegen auch in der Person des oder
der Dritten vor; und

7.2.2  die Rechte und Pflichten nach dem Zuwendungsbescheid werden auf den oder
die Dritten iibertragen, wobei Zuwendungen auch nach Ubertragung der Ge-
forderten Anlagen auf den Dritten an den Zuwendungsempfinger mit befrei-
ender Wirkung ausgezahlt werden; und

7.2.3  esistsichergestellt, dass Uberschusszahlungen gegeniiber dem Zuwendungs-
geber unter dem Zuwendungsbescheid und diesem Vertrag auch nach der
Ubertragung entrichtet werden; und

7.2.4  der oder die Dritten erfiillen die Anforderungen und unterliegen den Pflichten
nach der FRL KSV, dem Forderaufruf und diesem Vertrag; und

7.2.5  der Forderzweck der FRL KSV wird durch die Ubertragung nicht gefihrdet;
und

7.2.6  die Ubertragung ergibt keine Nachteile fiir den Zuwendungsgeber und/oder
VerstoBe gegen das Beihilfe- oder Zuwendungsrecht.

Sofern der Zuwendungsempfinger oder ein mit ihm Verbundenes Unternehmen zum
Zeitpunkt der Stellung des Antrags auf Forderung eine oder mehrere Anlagen in
Deutschland betreibt, die demselben Referenzsystem oder — sofern sich das Geforderte
Vorhaben auf mehrere Referenzsysteme bezieht — denselben Referenzsystemen unter-
liegen wie eine oder mehrere Geforderte Anlagen ("Konventionelle Referenzan-
lage/n"), hat der Zuwendungsempfanger die Produktion in den Konventionellen Re-
ferenzanlagen wihrend der Laufzeit des Vertrags um insgesamt mindestens 90 % der
Produktionskapazitit der Geforderten Anlagen zu reduzieren. Sofern im Rahmen des
Geforderten Vorhabens die Umstellung einer bestehenden konventionellen Produktion
auf ein Transformatives Produktionsverfahren erfolgt, gelten auch die von der Umstel-
lung erfassten Anlagen als Konventionelle Referenzanlagen. Der mit der Umstellung
einhergehende Abbau konventioneller Produktionskapazititen wird auf die nach
Satz 1 geforderte Produktionskapazititsreduzierung angerechnet.
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7.3.1  Der Zuwendungsempfanger hat nach Nummer 7.3 die Produktion hinsicht-
lich der in Anhang § genannten Konventionellen Referenzanlage/n wéahrend
der Laufzeit dieses Vertrags zu reduzieren. Sofern der Zuwendungsempfén-
ger oder ein mit ihm Verbundenes Unternehmen zum Zeitpunkt der Stellung
des Antrags auf Forderung keine Konventionelle Referenzanlage betreibt, be-
steht keine Pflicht zur Produktionsreduzierung nach Nummer 7.3.

7.3.2  Mit vorheriger Zustimmung der Bewilligungsbehorde kann der Zuwendungs-
empfinger angegebene Konventionelle Referenzanlagen und/oder Daten
nach Nummer 7.3.1 dndern, sofern sichergestellt ist, dass der Zuwendungs-
empfanger seiner Verpflichtung nach Nummer 7.3 nachkommt.

7.3.3  VerduBert und/oder tibertrigt der Zuwendungsempfianger oder ein mit ihm
Verbundenes Unternehmen die Konventionelle Referenzanlage nach dem
Antrag auf Forderung, hat der Zuwendungsempfinger sicherzustellen, dass
der Kaufer und/oder neue Eigentiimer oder Besitzer der Konventionellen Re-
ferenzanlage die in Nummer 7.3 geregelten Verpflichtungen des Zuwen-
dungsempfingers einhilt.

VERSCHIEBUNG DES OPERATIVEN BEGINNS

Sofern der tatsdchliche Operative Beginn des Geforderten Vorhabens von dem geplan-
ten Operativen Beginn des Geférderten Vorhabens abweicht, werden die nach Num-
mer 8.2(d) FRL KSV bei Antragstellung gemachten Angaben auf Antrag des Zuwen-
dungsempfingers entsprechend der Verschiebung des Operativen Beginns durch die
Bewilligungsbehorde nach Nummer 8.3 angepasst. Der Antrag ist nach dem Operati-
ven Beginn und spitestens bis zum Ablauf des 31.12. des Kalenderjahres, in das der
Operative Beginn des Geforderten Vorhabens fillt, zu stellen. Die Bewilligungsbe-
horde soll den Antrag nach Satz 1 innerhalb von zwei (2) Monaten nach Eingang be-
scheiden.

Erfolgt eine Verschiebung des Operativen Beginns um ein oder mehrere vollstindige
Kalenderjahre, ist im Antrag nach Nummer 8.1 eine entsprechende Verschiebung der
Angaben, die bei Antragstellung nach Nummer 8.2(d) FRL KSV gemacht worden
sind, vorzunehmen. Falls die Verschiebung des Operativen Beginns nicht um ein oder
mehrere vollstindige Kalenderjahre erfolgt, sind im Antrag nach Nummer 8.1 Satz 1
die Veranderungen der absoluten Planwerte der Treibhausgasemissionsminderung, der
Produktionsmenge und der Energietragereinsitze jedes Energietrdagers des Geforder-
ten Vorhabens zeitlich hinreichend bestimmt (beispielsweise monatsgenau) darzule-
gen. Dariiber hinaus sollen im Antrag die geplanten Relativen Energietrégereinsitze
festgelegt werden. Die nach Satz 2 und Satz 3 angegebenen Werte diirfen nicht im
Widerspruch zu den Angaben im Antrag auf Forderung nach Nummer 8.2(d) FRL
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KSV stehen. Nummer 8.2(d) Satz 8-10 FRL KSV gelten fiir die Angaben nach Satz 2
und Satz 3 entsprechend.

Die Bewilligungsbehdrde gibt dem Antrag nach Nummer 8.1 Satz 1 statt, wenn die
Voraussetzungen nach Nummer 8.2 Satz 4 erfiillt sind. In diesem Fall nimmt sie auf
Grundlage des Antrags die Anderung der Planwerte, bezogen auf die vollstindigen
Kalenderjahre und bei einem unterjdhrigen Operativen Beginn zusitzlich bezogen auf
die Teiljahre, vor. Die Bewilligungsbehorde passt hierfiir die in Nummer 8.2 Satz 2
genannten absoluten Planwerte an und ermittelt die daraus abgeleiteten Planwerte ge-
mil den Vorgaben in Anhang 3 Abschnitt 5.

Erfolgt der Antrag nicht innerhalb der in Nummer 8.1 Satz 2 vorgesehenen Frist oder
ist die Voraussetzung nach Nummer 8.2 Satz 4 nicht erfiillt, nimmt die Bewilligungs-
behorde nach pflichtgemédfem Ermessen eine Anpassung der in Nummer 8.2 Satz 2
genannten Werte entsprechend der Abweichung des tatsdchlichen Operativen Beginns
des Geforderten Vorhabens von dem geplanten Operativen Beginn des Geforderten
Vorhabens vor und ermittelt die daraus abgeleiteten Planwerte geméf den Vorgaben
in Anhang 3 Abschnitt 5. Die nach Satz 1 ermittelten Werte diirfen nicht im Wider-
spruch zu den Angaben im Antrag auf Férderung nach Nummer 8.2(d) FRL KSV ste-
hen.

In den Fillen von Nummer 8.3 und Nummer 8.4 erfolgen im Ubrigen keine Anpas-
sungen des in diesem Vertrag definierten Geforderten Vorhabens.

Die maximalen jahrlichen Férdersummen werden im Fall von Nummer 8.1 Satz 1 oder
im Fall von Nummer 8.4 nach Ma3gabe von Anhang 3 Abschnitt 3 angepasst. Die im
Zuwendungsbescheid nach Nummer 7.4(b) FRL KSV festgelegte maximale gesamte
Fordersumme wird hierdurch nicht erhoht.

Nummer 15 bleibt unberitihrt.

Soweit ein Zuwendungsempfanger in einem oder mehreren Kalenderjahren um mehr
als fiinf (5) Prozentpunkte von den nach dieser Nummer angepassten Relativen Eins-
atzen eines oder mehrerer Energietrdger abweichen mochte, ist Nummer 4.9.3 anzu-
wenden.

Sofern der Operative Beginn des Geforderten Vorhabens nach dieser Nummer 8 ver-
schoben wird, ist die Mindestanforderung nach Nummer 2.3.2(a) spitestens ab dem
vierten vollstindigen Kalenderjahr innerhalb der Laufzeit dieses Vertrags gemal
Nummer 15.1 zu erfiillen.
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PRODUKTWECHSEL

Der Zuwendungsempfinger darf ohne Zustimmung der Bewilligungsbehorde abwei-
chend von seinen im Antrag auf Férderung gemachten Angaben ein anderes forderfa-
higes Produkt oder nach Maf3igabe der Nummer 4.6 FRL KSV mehrere andere forder-
fahige Produkte im Geforderten Vorhaben herstellen ("Produktwechsel"), wenn der
Produktwechsel innerhalb desselben Sektors, dem das Geforderte Vorhaben im Zeit-
punkt der behordlichen Entscheidung iiber den Zuschlag des Antrags auf Férderung
gemil Forderaufruf zuzurechnen ist, erfolgt.

Unterliegt ein im Rahmen eines Produktwechsels herzustellendes Produkt keinem im
Forderaufruf geregelten produktspezifischen Referenzsystem, findet das im Forder-
aufruf geregelte vorgelagerte Referenzsystem Anwendung, das auf das jeweils zum
Einsatz kommende Vorprodukt anwendbar ist. Sofern und soweit in diesem Fall die
Produktemissionen des Produkts nicht aus den von der Bewilligungsbehorde seit Ver-
offentlichung des Forderaufrufs veroffentlichten Werten ermittelt werden konnen, hat
der Zuwendungsempfanger die Produktemissionen im Sinne der Nummer 4.9.1(d) bei
der Bewilligungsbehorde anzufragen. Zu diesem Zweck hat der Zuwendungsempfén-
ger der Bewilligungsbehorde den geplanten Produktwechsel spétestens sechs (6) Mo-
nate vor Ende des Kalenderjahres, in dem der Produktwechsel stattfindet, unter An-
gabe, welches Produkt oder welche Produkte nach dem Produktwechsel hergestellt
werden, mitzuteilen. Die Bewilligungsbehdrde teilt dem Zuwendungsempfinger die
entsprechenden Werte der Produktemissionen spétestens drei (3) Monate nach Mittei-
lung des geplanten Produktwechsels mit.

Unterliegt das herzustellende Produkt oder die herzustellenden Produkte nach dem
Produktwechsel einem anderen Referenzsystem oder mehreren anderen Referenzsys-
temen oder weist das herzustellende Produkt oder die herzustellenden Produkte bei
einem vorgelagerten Referenzsystem andere Produktemissionen auf als das urspriing-
lich hergestellte Produkt oder die urspriinglich hergestellten Produkte ("Wesentlicher
Produktwechsel"), findet Anhang 4 Abschnitt 3 auf die Ermittlung des Auszahlungs-
betrags und auf die Einhaltung der Mindestanforderungen nach Nummer 2.3.2 An-
wendung. Ab dem Zeitpunkt des Wesentlichen Produktwechsels liegt diesem Vertrag
abweichend von Nummer 4.9.1(c) das Referenzsystem oder die Referenzsysteme hin-
sichtlich des fortan herzustellenden Produkts oder der fortan herzustellenden Produkte
zugrunde.

Im Fall eines Produktwechsels bleiben sonstige Verpflichtungen des Zuwendungs-
empfingers aus diesem Vertrag von den Regelungen dieses Abschnitts unberiihrt. Dies
gilt auch fiir den Zustimmungsvorbehalt nach Nummer 2.4 hinsichtlich solcher Ande-
rungen am Geforderten Vorhaben und/oder an den Geforderten Anlagen, die iiber den
Produktwechsel hinausgehen.
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Die im Zuwendungsbescheid festgelegten maximalen jéhrlichen Férdersummen sowie
die maximale gesamte Fordersumme werden durch einen Produktwechsel nicht geén-
dert.

VERTRAGSSTRAFE

Fiir den Fall, dass der Zuwendungsempféinger eine der nachfolgenden Pflichten vor-
satzlich verletzt, ist er verpflichtet, an den Zuwendungsgeber eine Vertragsstrafe in
Hoéhe von 0,1 % der im Zuwendungsbescheid geregelten maximalen gesamten Forder-
summe pro Verstofl in Euro zu zahlen. Fiir den Fall einer fahrldssigen Verletzung einer
der nachfolgenden Pflichten durch den Zuwendungsempfanger betrigt die pro Verstof3
in Euro vom Zuwendungsempfianger an den Zuwendungsgeber zu zahlende Vertrags-
strafe 0,075 % der im Zuwendungsbescheid geregelten maximalen gesamten Forder-
summe. Bei Verwirkung mehrerer Vertragsstrafen ist die insgesamt zu zahlende Ver-
tragsstrafe durch die im Zuwendungsbescheid gewéhrte maximale gesamte Forder-
summe begrenzt.

10.1.1 Der Operative Beginn des Geforderten Vorhabens erfolgt nicht spitestens
sechsunddreiBBig (36) Monate nach Bestandskraft des Zuwendungsbescheids.
Sofern im Forderaufruf nach Nummer 4.2(a) FRL KSV eine abweichende
Frist festgelegt worden ist oder nach Nummer 4.2(b) FRL KSV die Frist mit
Erteilung des Zuschlags verliangert oder nach Nummer 4.2(c) FRL KSV die
Frist nach Bestandskraft des Zuwendungsbescheids verldngert worden ist, gilt
fiir Satz 1 diese Frist; jedes weitere vorsétzliche Unterlassen nach Ablauf je
eines (1) Jahres, gerechnet ab Fristablauf nach Satz 1, stellt eine Pflichtver-
letzung dar; oder

10.1.2 der Zuwendungsempfanger weist den Operativen Beginn des Geforderten
Vorhabens entgegen Nummer 15.1 Satz 5 nicht unverziiglich nach dem Ope-
rativen Beginn des Geforderten Vorhabens durch Vorlage eines Inbetriebnah-
meprotokolls nach; jedes weitere vorsitzliche Unterlassen nach Ablauf je ei-
nes (1) Monats, gerechnet ab einer erfolgten Abmahnung durch den Zuwen-
dungsgeber, stellt eine Pflichtverletzung dar; oder

10.1.3  der Zuwendungsempfianger weicht entgegen Nummer 2.4 von dem Geforder-
ten Vorhaben oder den Geforderten Anlagen ohne Zustimmung der Bewilli-
gungsbehdrde nach erfolgter Abmahnung durch den Zuwendungsgeber ab;
jedes weitere vorsitzliche Handeln nach Ablauf je eines (1) Monats, gerech-
net ab der erfolgten Abmahnung, stellt eine Pflichtverletzung dar; oder

10.1.4 der Zuwendungsempfinger oder ein Weiterer Informations- und Mitwir-
kungsverpflichteter erfiillt seine Informations- und Mitwirkungspflichten
nach Nummer 16.1 nach erfolgter Abmahnung durch den Zuwendungsgeber
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nicht vollstindig; jedes weitere vorsatzliche Unterlassen nach Ablauf je eines
(1) Monats, gerechnet ab der erfolgten Abmahnung, stellt eine Pflichtverlet-
zung dar; oder

der Zuwendungsempfanger erfiillt seine Informations- und Mitwirkungs-
pflichten nach Nummer 16.2 nach erfolgter Abmahnung durch den Zuwen-
dungsgeber nicht vollstindig; jedes weitere vorsitzliche Unterlassen nach
Ablaufje eines (1) Monats, gerechnet ab der erfolgten Abmahnung, stellt eine
Pflichtverletzung dar; oder

der Zuwendungsempfanger erfiillt seine Informations- und Mitwirkungs-
pflichten nach Nummer 16.3 nach erfolgter Abmahnung durch den Zuwen-
dungsgeber nicht vollstindig; jedes weitere vorsétzliche Unterlassen nach
Ablaufje eines (1) Monats, gerechnet ab der erfolgten Abmahnung, stellt eine
Pflichtverletzung dar; oder

der Zuwendungsempfianger reicht die jahrlichen Berechnungsangaben nach
Nummer 4.3.2 dieses Vertrags nach erfolgter Abmahnung durch den Zuwen-
dungsgeber nicht vollstindig, nicht rechtzeitig oder unrichtig ein; jedes wei-
tere vorsitzliche Unterlassen nach Ablauf je eines (1) Monats, gerechnet ab
der erfolgten Abmahnung, stellt eine Pflichtverletzung dar; oder

der Zuwendungsempfianger gibt eine nach Wirksamwerden dieses Vertrags
(1) beantragte oder (i1) bewilligte Anderweitige Forderung gegeniiber der Be-
willigungsbehorde nicht an, wobei es fiir die Rechtzeitigkeit der Angabe der
Anderweitigen Forderung gegeniiber der Bewilligungsbehorde darauf an-
kommt, dass die Angabe in Fall (i) unverziiglich nach Beantragung oder in
Fall (ii) unverziiglich nach Bewilligung der Anderweitigen Férderung erfolgt;
jedes weitere vorsdtzliche Unterlassen nach Ablauf je eines (1) Monats, ge-
rechnet ab der Beantragung oder Bewilligung der Anderweitigen Foérderung,
stellt eine Pflichtverletzung dar; oder

der Zuwendungsempfianger verstofit gegen eine aufgrund des Zuwendungs-
bescheids ergangene Auflage nach erfolgter Abmahnung; jedes weitere vor-
siatzliche Handeln nach Ablaufje eines (1) Monats, gerechnet ab der erfolgten
Abmahnung, stellt eine Pflichtverletzung dar; oder

der Zuwendungsempfanger nimmt bis zum Ende der Laufzeit dieses Vertrags
die in Nummer 7.3 vorgesehene Produktionsreduzierung nach erfolgter Ab-
mahnung nicht vor; jedes weitere vorsitzliche Unterlassen nach Ablauf je ei-
nes (1) Monats, gerechnet ab der erfolgten Abmahnung, stellt eine Pflichtver-
letzung dar; oder
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der Zuwendungsempfanger stellt entgegen Nummer 7.3.3 nicht sicher, dass
der Kaufer und/oder neue Eigentiimer oder Besitzer der Konventionellen Re-
ferenzanlage die in Nummer 7.3 geregelten Verpflichtungen des Zuwen-
dungsempfingers einhilt; oder

der Zuwendungsempfinger weicht entgegen Nummer 4.9.3 ohne Zustim-
mung der Bewilligungsbehdrde in einem Kalenderjahr um mehr als fiinf (5)
Prozentpunkte von den nach Nummer 8.2(d) FRL KSV im Antrag auf Forde-
rung angegebenen oder den nach Nummer 8 angepassten Relativen Energie-
trigereinsdtzen ab; oder

die Summe der in einem Kalenderjahr und dem vorangegangenen Kalender-
jahr realisierten Absoluten Treibhausgasemissionsminderungen unterschrei-
tet die Summe der bei der Antragstellung gemiB Nummer 8.2(d) FRL KSV
angegebenen oder nach Nummer 8 angepassten geplanten Absoluten Treib-
hausgasemissionsminderungen fiir dieses Kalenderjahr und das vorangegan-
gene Kalenderjahr um mehr als 30 %; oder

der Zuwendungsempfinger holt entgegen Nummer 7.1 nicht die schriftliche
Zustimmung der Bewilligungsbehérde vor einer Ubertragung von Geforder-
ten Anlagen des Zuwendungsempfangers auf Dritte, die nicht Partei dieses
Vertrags sind, ein; oder

der Zuwendungsempfanger weist der Bewilligungsbehorde die Einhaltung
seiner Informationspflicht gegeniiber dem zustdndigen Betriebsrat bzw. den
zustindigen Tarifvertragsparteien nach Nummer 16.6 Satz 1 nach einer er-
folgten Abmahnung nicht nach; jedes weitere vorsétzliche Unterlassen nach
Ablaufje eines (1) Monats, gerechnet ab der erfolgten Abmahnung, stellt eine
erneute Pflichtverletzung dar.

10.2 Abweichend von Nummer 10.1

10.2.1

10.2.2

10.2.3

betragt die vom Zuwendungsempfianger nach Nummer 10.1.5 zu entrichtende
Vertragsstrafe flir eine vorsitzliche Pflichtverletzung 0,02 % und fiir eine
fahrldssige Pflichtverletzung 0,015 % der im Zuwendungsbescheid geregel-
ten maximalen gesamten Fordersumme;

betrdgt die vom Zuwendungsempfianger nach Nummern 10.1.6 und 10.1.15
zu entrichtende Vertragsstrafe fiir eine vorsitzliche Pflichtverletzung 0,01 %
und fiir eine fahrldssige Pflichtverletzung 0,0075 % der im Zuwendungsbe-
scheid geregelten maximalen gesamten Fordersumme;

betrdgt die vom Zuwendungsempfanger nach Nummer 10.1.12 zu entrich-
tende Vertragsstrafe fiir eine vorsitzliche Pflichtverletzung 1 % und fiir eine
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fahrlissige Pflichtverletzung 0,75 % der im Zuwendungsbescheid geregelten
maximalen gesamten Fordersumme;

10.2.4  errechnet sich die vom Zuwendungsempfanger nach Nummer 10.1.13 zu ent-
richtende Vertragsstrafe wie folgt: Die Summe der in dem jeweiligen Kalen-
derjahr und dem vorangegangenen Kalenderjahr realisierten Abweichung von
der geplanten Absoluten Treibhausgasemissionsminderung, abziiglich 30 %
der Summe der geplanten Absoluten Treibhausgasemissionsminderungen in
dem jeweiligen Kalenderjahr und dem vorangegangenen Kalenderjahr, wird
mit dem jeweils aktuellen effektiven CO»-Preis gemall Nummer 4.9.1(b) mul-
tipliziert. Maf3stab ist die nach Nummer 8.2(d) FRL KSV geplante oder die
nach Nummer 8 angepasste Absolute Treibhausgasemissionsminderung.

Die Vertragsstrafe wird auf etwaige sonstige Schadensersatzanspriiche, die aus einem
VerstoB3 entstehen, angerechnet. Weitergehende, iiber die Vertragsstrafe hinausge-
hende Schadensersatzanspriiche des Zuwendungsgebers bleiben unberiihrt.

In dem Fall, dass es sich bei dem Zuwendungsempfianger um ein Konsortium nach
Nummer 5.2 FRL KSV handelt, gelten die vorstehenden Nummern 10.1 bis 10.3 ent-
sprechend fiir den Fall, dass ein oder mehrere Konsortialmitglieder die Vertragsstrafe
gemiB den vorstehenden Nummern verwirken. Sdmtliche Konsortialmitglieder haften
als Gesamtschuldner fiir die Zahlung der von einem oder mehreren Konsortialmitglie-
dern verwirkten Vertragsstrafen. Die Parteien halten vorsorglich fest, dass die iibrigen
Konsortialmitglieder, die die jeweilige Vertragsstrafe nicht verwirkt haben, in jedem
Fall einzeln und selbsténdig dafiir einstehen, dass die verwirkten Vertragsstrafen an
den Zuwendungsgeber gezahlt werden. Der Zuwendungsgeber kann die librigen Kon-
sortialmitglieder aus dieser Einstandspflicht direkt und unmittelbar in Anspruch neh-
men, ohne zuvor das Konsortialmitglied, das die Vertragsstrafe verwirkt hat, in An-
spruch nehmen zu miissen.

GARANTIEVERSPRECHEN

Der Zuwendungsempfanger steht im Wege des selbststindigen Garantieversprechens
dafiir ein, dass

11.1.1 er oder ein mit ihm Verbundenes Unternehmen, mit anderen Antragstellern
im Zusammenhang mit der Beantragung der im konkreten Zuwendungsbe-
scheid gewihrten Zuwendung keine Vereinbarungen getroffen oder Verhal-
tensweisen aufeinander abgestimmt hat, die nach einer rechtskriftigen kar-
tellbehordlichen Entscheidung nach § 1 Gesetz gegen Wettbewerbsbeschrén-
kungen (GWB) und/oder Artikel 101 AEUV eine Verhinderung, Einschrin-
kung oder Verfilschung des Wettbewerbs bezwecken oder bewirken;
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11.1.2 geméal seiner Bestdtigungserklarung nach Nummer 8.2(e)(xiii)) FRL KSV
samtliche notwendigen auBBenwirtschafts- und fusionskontrollrechtlichen Ge-
nehmigungen fiir die Tétigkeit des Zuwendungsempfangers vorliegen;

11.1.3 er (A) bei Antragstellung eine zum Zeitpunkt der Antragstellung oder (B)
nach Einreichung des Antrags auf Forderung bis zum Zeitpunkt des Wirk-
samwerdens dieses Vertrags (i) beantragte oder (ii) bewilligte Anderweitige
Forderung gegeniiber der Bewilligungsbehdrde angegeben hat, wobei es im
Fall (B) fiir die Rechtzeitigkeit der Angabe der Anderweitigen Foérderung ge-
geniiber der Bewilligungsbehorde darauf ankommt, dass die Angabe unver-
ziiglich im Fall (i) nach Beantragung oder im Fall (ii) nach Bewilligung der

Anderweitigen Forderung erfolgt; und

11.1.4 er im Fall von Nummer 8.2(e)(xix) Satz 2 FRL KSV der Bewilligungsbe-
hérde zum Zeitpunkt des Operativen Beginns des Geforderten Vorhabens
eine schriftliche Vereinbarung des Zuwendungsempfingers mit dem zustén-
digen Betriebsrat oder den zustindigen Tarifvertragsparteien vorlegt, aus
welcher hervorgeht, dass vom Zuwendungsempfianger ein tragfidhiges Kon-
zept zum Standorterhalt und zur Beschéftigungsentwicklung in Bezug auf das

Transformative Produktionsverfahren verfolgt wird.

Fiir den Fall, dass der Zuwendungsempfanger eines der in den Nummern 11.1.1 bis
11.1.3 genannten Garantieversprechen verletzt, ist er verpflichtet, dem Zuwendungs-
geber Schadensersatz in Hohe von 0,1 % der im Zuwendungsbescheid geregelten ma-
ximalen gesamten Fordersumme pro Garantieverletzung in Euro zu zahlen.

Fiir den Fall, dass Zuwendungsempfanger das in Nummer 11.1.4 genannte Garantie-
versprechen verletzt, ist er verpflichtet, dem Zuwendungsgeber Schadensersatz in
Hohe von 0,35 % der im Zuwendungsbescheid geregelten maximalen gesamten For-
dersumme pro Garantieverletzung in Euro zu zahlen. Jedes weitere Unterlassen nach
Ablauf je eines (1) Jahres, gerechnet ab dem Operativen Beginn des Geforderten Vor-
habens, stellt eine neue Garantieverletzung dar.

In dem Fall, dass es sich bei dem Zuwendungsempfianger um ein Konsortium nach
Nummer 5.2 FRL KSV handelt, gilt Nummer 10.4 dieses Vertrags fiir die Anwendung
der vorstehenden Nummern 11.1 bis 11.3 entsprechend.

BEKANNTMACHUNG VON VERSTOBEN

Die Bewilligungsbehorde macht den Erlass bestandskréftiger BuB3geldbescheide und
rechtskréftiger gerichtlicher Entscheidungen, mit denen im Zusammenhang mit einer
Zuwendung nach der FRL KSV, dem Zuwendungsbescheid oder diesem Vertrag ein
Kartellrechtsverstof3 festgestellt oder ein Bullgeld oder eine Geld- oder Freiheitsstrafe
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verhdngt wurde, sowie schwerwiegende Verstole gegen den Zuwendungsbescheid
oder diesen Vertrag fiir einen Zeitraum von fiinf (5) Jahren auf ihrer Internetseite be-
kannt. In der Bekanntmachung sind die Art des Verstofes, der Zuwendungsempfanger

und die Sanktion zu benennen.

Der Zuwendungsempfanger erkldrt sich mit der Bekanntgabe nach Mal3gabe von
Nummer 12.1 einverstanden.

KUNDIGUNGSRECHTE
Kiindigungsrechte

Jede Partei ist berechtigt, diesen Vertrag durch schriftliche Erklarung gemil § 126
BGB aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Kiindigungsfrist auBerordentlich zu

kiindigen.

13.1.1 Besteht der wichtige Grund nach Nummer 13.1 in der Verletzung einer Pflicht
aus dem Vertrag, ist die Kiindigung erst nach erfolglosem Ablauf einer zur
Abhilfe bestimmten Frist oder nach erfolgloser Abmahnung zuldssig. Die Be-
stimmung einer Frist zur Abhilfe und eine Abmahnung sind entbehrlich,
wenn besondere Umsténde vorliegen, die unter Abwégung der beiderseitigen
Interessen die sofortige Kiindigung rechtfertigen.

13.1.2 Jede Partei kann nur innerhalb einer angemessenen Frist kiindigen, nachdem
sie vom Kiindigungsgrund Kenntnis erlangt hat.

13.1.3 Die kiindigende Partei hat die Kiindigungserkldarung zu begriinden.
Kiindigungsgriinde des Zuwendungsgebers

Ein wichtiger Grund fiir eine Kiindigung des Zuwendungsgebers liegt insbesondere

vor, wenn
13.2.1 der Zuwendungsbescheid rechts- oder bestandskriftig aufgehoben worden
ist; oder
13.2.2 die Bewilligungsbehdérde davon Kenntnis erlangt, dass
(a) der Zuwendungsempfinger in Bezug auf Zuwendungsvoraussetzungen
der FRL KSV eine schwerwiegende Tduschung begangen oder Aus-

kiinfte zuriickgehalten hat oder nicht in der Lage ist, die erforderlichen
Nachweise zu libermitteln; oder

(b) der Zuwendungsempfanger versucht hat, Informationen zu erhalten,
durch die er unzuldssige Vorteile beim Gebotsverfahren nach der FRL
KSV erlangt haben konnte; oder

59



13.2.3

13.2.4

13.2.5

13.2.6

13.2.7

13.2.8

Entwurfvom 06.10.2025

(¢) der Zuwendungsempfinger fahrldssig oder vorsitzlich irrefithrende In-
formationen iibermittelt hat, die die Vergabeentscheidung der Bewilli-
gungsbehdrde erheblich beeinflusst haben konnten, oder versucht hat,
solche Informationen zu Uibermitteln; oder

(d) der Zuwendungsempfinger die Zuwendung durch unrichtige oder un-
vollstdndige Angaben erwirkt hat; oder

(e) der Zuwendungsempfinger oder ein mit ihm Verbundenes Unterneh-
men mit anderen Antragstellern im Zusammenhang mit der Beantra-
gung der im konkreten Zuwendungsbescheid gewéhrten Zuwendung
Vereinbarungen getroffen oder Verhaltensweisen aufeinander abge-
stimmt hat, die nach einer rechtskriftigen kartellbehdrdlichen Entschei-
dung nach § 1 GWB und/oder Artikel 101 AEUV eine Verhinderung,
Einschrinkung oder Verfilschung des Wettbewerbs bezwecken oder
bewirken; oder

(f) entgegen der Bestitigungserkldrung des Zuwendungsempfangers nach
Nummer 8.2(e)(xiii)) FRL KSV nicht sémtliche notwendigen auflen-
wirtschafts- und fusionskontrollrechtlichen Genehmigungen fiir die Ta-
tigkeit des Zuwendungsempfangers vorliegen; oder

der Zuwendungsempfinger entgegen Nummer 2.4 von dem Geforderten Vor-
haben nach Nummer 2.1 oder den Geforderten Anlagen ohne Zustimmung
der Bewilligungsbehorde abweicht; oder

der Zuwendungsempfinger eine der Mindestanforderungen nach Num-
mer 2.3 nicht einhélt; oder

der Operative Beginn des Geforderten Vorhabens nicht spétestens zwolf (12)
Monate nach der nach Nummer 15.1 geltenden Frist erfolgt ist. Sofern die
Bewilligungsbehdrde die Frist nach Nummer 15.2 nach Bestandskraft des
Zuwendungsbescheids verlidngert hat, gilt anstelle der Frist nach Num-
mer 15.1 diese Frist; oder

der Zuwendungsempfianger oder ein Weiterer Informations- und Mitwir-
kungsverpflichteter seinen Verpflichtungen nach Nummer 16.1 nicht nach-
kommt; oder

der Zuwendungsempfinger Berechnungsangaben nach Nummer 4.3.2 dieses
Vertrags nicht vollstidndig, nicht rechtzeitig oder unrichtig einreicht; oder

der Zuwendungsempfinger (A) bei Antragstellung eine zum Zeitpunkt der
Antragstellung im Gebotsverfahren oder (B) nach Einreichung des Antrags
auf Forderung (i) beantragte oder (ii) bewilligte Anderweitige Forderung ge-
geniiber der Bewilligungsbehorde nicht angibt, wobei es im Fall (B) fiir die
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Rechtzeitigkeit der Angabe der Anderweitigen Forderung gegeniiber der Be-
willigungsbehorde darauf ankommt, dass die Angabe unverziiglich im Fall (i)
nach der Beantragung oder im Fall (ii) nach der Bewilligung der Anderweiti-
gen Forderung erfolgt; oder

feststeht, dass der Operative Beginn des Geforderten Vorhabens nicht spites-
tens zwolf (12) Monate nach der nach Nummer 15.1 Satz 2-4 geltenden Frist
erfolgen kann. Sofern die Bewilligungsbehorde die Frist nach Nummer 15.2
verlangert hat, gilt diese; oder

der Zuwendungsempfianger eine von der Bewilligungsbehdrde nach Num-
mer 14 verlangte Sicherheit nicht oder nicht rechtzeitig bestellt; oder

der Zuwendungsempfinger bis zum Ende der Laufzeit dieses Vertrags die in
Nummer 7.3 vorgesehene Produktionseinstellung oder -reduzierung nicht
vornimmt; oder

der Zuwendungsempfanger oder ein mit ihm Verbundenes Unternechmen ent-
gegen Nummer 7.3.3 nicht sicherstellt, dass der Kéufer und/oder neue Eigen-
tiimer oder Besitzer der Konventionellen Referenzanlage die in Nummer 7.3
geregelten Verpflichtungen des Zuwendungsempfingers einhélt; oder

der Zuwendungsempfinger entgegen Nummer 4.9.3 ohne Zustimmung der
Bewilligungsbehorde in einem Kalenderjahr um mehr als fiinf (5) Prozent-
punkte von den nach Nummer 8.2(d) FRL KSV im Antrag auf Férderung an-
gegebenen oder den nach Nummer 8 angepassten relativen Energietriagerein-
sdtzen abweicht; oder

das Geforderte Vorhaben aufgrund vorsétzlichen oder fahrldssigen Handelns
des Zuwendungsempfingers keine Relative Treibhausgasemissionsminde-
rung von mindestens 90 % gegeniiber dem Referenzsystem in den letzten
zwOlf (12) Monaten der Laufzeit dieses Vertrags erreicht hat. Das Vertreten-
missen des Zuwendungsempfangers wird vermutet; oder

der Zuwendungsempfinger die Zuwendung nicht oder nicht mehr fiir den in
dem Zuwendungsbescheid vorgesehenen Zweck verwendet hat; oder

der Zuwendungsempfinger aufgrund des Zuwendungsbescheids ergangene
Auflagen nicht oder nicht innerhalb einer gesetzten Frist erfiillt hat, insbeson-
dere den gemil den Bestimmungen des Zuwendungsbescheids vorgeschrie-
benen Verwendungsnachweis nicht rechtzeitig vorgelegt hat; oder

die Geforderten Anlagen nach Nummer 4.7 mit vorheriger Zustimmung der
Bewilligungsbehorde endgiiltig stillgelegt worden sind; oder
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13.2.18 der Zuwendungsempfinger entgegen Nummer 7.1 nicht die schriftliche Zu-

stimmung der Bewilligungsbehdrde vor einer Ubertragung von Gefdrderten
Anlagen des Zuwendungsempfangers auf Dritte, die nicht Partei dieses Ver-
trags sind, eingeholt hat.

13.3 Kiindigungsgriinde des Zuwendungsempfangers

Ein wichtiger Grund fiir eine Kiindigung des Zuwendungsempfingers liegt insbeson-

dere vor, wenn

13.3.1

13.3.2

13.3.3

das Geforderte Vorhaben nicht oder nicht mehr durchfiihrbar ist, weil

(a) die Erteilung einer fiir die Durchfiihrung des Geforderten Vorhabens,
insbesondere fiir die Errichtung oder den Umbau von Geforderten An-
lagen, erforderlichen behordlichen Genehmigung bestandskréftig abge-

lehnt worden ist; oder

(b) sich die fiir das Geforderte Vorhaben erforderliche Bereitstellung von
Netzinfrastruktur unzumutbar verzogert oder absehbar nicht erfolgt;
oder

(¢) dem Zuwendungsempfinger der Bezug von fiir das Geforderte Vorha-
ben erforderlichen Energietragern im Sinne von § 275 Absatz 1 BGB
unmoglich ist und die Durchfiihrbarkeit des Geforderten Vorhabens
nicht durch eine nach Nummer 4.9.3 zuldssige Anpassung der Energie-
tragereinsitze herbeigefiihrt werden kann; oder

(d) sich das vom Zuwendungsempfanger fiir das Geforderte Vorhaben ge-
wihlte Transformative Produktionsverfahren aus technischen Griinden
als nicht umsetzbar erweist;

und

die den jeweiligen Kiindigungsgrund rechtfertigenden Umstinde vom Zu-
wendungsempfinger nicht zu vertreten sind, insbesondere zum Zeitpunkt der
Antragstellung fiir den Zuwendungsempfanger nicht vorhersehbar waren,

und

die Durchfiihrbarkeit des Geforderten Vorhabens nicht durch eine dem Zu-
wendungsempfianger zumutbare Anpassung des Geforderten Vorhabens nach
Nummer 2.4 herbeigefiihrt werden kann.

13.4 Rechtsfolgen bei Kiindigung

13.4.1

Im Falle einer wirksamen Kiindigung verliert dieser Vertrag mit sofortiger
Wirkung (ex nunc) seine Wirksamkeit und die Parteien haben insgesamt
wechselseitig keinerlei Anspriiche und Verpflichtungen mehr aus diesem
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Vertrag, mit Ausnahme der Nummern 13.4.2 bis 13.4.5 sowie der Num-
mern 16 bis 23, die nach einer Kiindigung unverandert fortgelten.

Abweichend von Nummer 13.4.1 ist dieser Vertrag riickabzuwickeln, soweit
der Zuwendungsbescheid mit Wirkung fiir die Vergangenheit aufgehoben
worden ist oder aus einem anderen Grund mit Wirkung fiir die Vergangenheit
unwirksam ist. Soweit der Vertrag nach Satz 1 riickabzuwickeln ist, hat der
Zuwendungsempfanger auf den Riickforderungsanspruch des Zuwendungs-
gebers jéhrliche Zinsen in Hohe von fiinf (5) Prozentpunkten {iber dem Ba-
siszinssatz nach § 247 BGB, jedoch mindestens Zinsen in Héhe von 0 %
(keine Negativzinsen), gerechnet ab dem Eintritt der Unwirksamkeit des Zu-
wendungsbescheides, zu zahlen. Die Sétze 1 und 2 dieser Nummer 13.4.2
gelten entsprechend, wenn der Zuwendungsbescheid infolge der Nichtigkeit
des Vertrags mit Wirkung fiir die Vergangenheit aufgehoben worden ist oder
aus einem anderen Grund nichtig ist. Zur Klarstellung: Die Nummern 13.4.2
bis 13.4.5 sowie die Nummern 16 bis 23 gelten auch im Fall der Riickabwick-
lung dieses Vertrags unveréndert fort.

Soweit der Zuwendungsbescheid aufgrund von Nummer 12.1(b)(iii)) FRL
KSV aufgehoben wurde, hat der Zuwendungsempfianger abweichend von den
Nummern 13.4.1 und 13.4.2 10 % der dem Zuwendungsempfanger insgesamt
gewihrten Zuwendungen an den Zuwendungsgeber zuriickzuzahlen. Fiir je-
den Prozentpunkt, den das Geforderte Vorhaben unter der Erreichung der Re-
lativen Treibhausgasemissionsminderung von 90 % liegt, erhoht sich die
Riickzahlungssumme nach Satz 1 um jeweils zwei (2) Prozentpunkte. Fiir je-
den weiteren Prozentpunkt, den das Geforderte Vorhaben unter der Errei-
chung der Relativen Treibhausgasemissionsminderung von 75 % liegt, erhoht
sich die Riickzahlungssumme nach Satz 1 um jeweils insgesamt vier (4) Pro-
zentpunkte. Die Riickzahlungssumme nach Satz 1 ist begrenzt auf die insge-
samt an den Zuwendungsempfinger gewihrten Zuwendungen. Die vorste-
henden Sitze dieser Nummer 13.4.3 gelten auch, soweit dieser Vertrag auf-
grund von Nummer 13.2.14 von der Bewilligungsbehorde gekiindigt wird.

Fiir simtliche nach diesem Vertrag falligen und zahlbaren Betrige fallen Ver-
zugszinsen gemall Nummer 6.2 bis zu dem Tag (jedoch diesen Tag nicht ein-
geschlossen) an, an dem eine Partei sein Kiindigungsrecht gemdfl Num-
mer 13.1 ausiibt.

Die Kiindigung des Vertrags ldsst etwaige Anspriiche einer Partei gegen eine
andere Partei aufgrund einer vor der Kiindigung liegenden Verletzung dieses
Vertrags sowie Uberschusszahlungsanspriiche des Zuwendungsgebers nach
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Nummer 4, die vor der Kiindigung — teilweise oder anteilig — entstanden sind,
unbertihrt.

SICHERHEITEN

Zur Sicherung von Anspriichen des Zuwendungsgebers gegen den Zuwendungsemp-
finger nach diesem Vertrag, insbesondere fiir Uberschusszahlungsanspriiche und
sonstige Anspriiche wegen der Verwirkung von Vertragsstrafen, kann sich der Zuwen-
dungsgeber jederzeit Sicherheiten vom Zuwendungsempfanger bestellen lassen. Fiir
die Umsetzung ist die Bewilligungsbehdrde zustindig.

Fiir Anspriiche des Zuwendungsgebers wegen der Verwirkung der Vertragsstrafe nach
Nummer 10.1.1, fiir die der Zuwendungsempfianger bereits Sicherheiten gemifl Num-
mer 8.2(e)(v) FRL KSV gestellt hat, kann der Zuwendungsgeber grundsitzlich keine
weiteren Sicherheiten verlangen.

Geforderte Sicherheiten kann der Zuwendungsempfanger auch durch Dritte, die nicht
Partei dieses Vertrags sind, bestellen lassen.

Der Zuwendungsgeber kann sich, zusétzlich zur Sicherheit nach Nummer 8.2(e)(v)
FRL KSV, grundsitzlich maximal Sicherheiten im Umfang von 1 % der im Zuwen-
dungsbescheid geregelten maximalen gesamten Férdersumme bestellen lassen. Nach
einem Verstof3 des Zuwendungsempfiangers gegen die FRL KSV, den Zuwendungs-
bescheid oder diesen Vertrag kann die Bewilligungsbehorde den Umfang der zu be-
stellenden Sicherheiten ausweiten, maximal auf 3 % der im Zuwendungsbescheid ge-
regelten maximalen gesamten Fordersumme.

Die Bewilligungsbehorde fordert den Zuwendungsempfénger schriftlich zur Bestel-
lung einer der in Nummer 14.1 genannten Sicherheiten auf. In dem Aufforderungs-
schreiben ist die Art, die Hohe der Sicherheit und der zu sichernde Anspruch des Zu-
wendungsgebers anzugeben. Nach Ablauf einer Frist von zehn (10) Bankarbeitstagen,
gerechnet ab dem Zugang des Aufforderungsschreibens beim Zuwendungsempfanger,
ist

14.5.1 die Sicherheit wirksam zu bestellen,

14.5.2 der Bewilligungsbehorde das Original der schriftlich unterzeichneten Sicher-
heit (Biirgschaftserklirung, Bankgarantieerkldrung oder Bankgarantiever-
trag) postalisch zu tibersenden, und

14.5.3 ein Scan der nach Nummer 14.5.2 {ibersandten Sicherheit per E-Mail an die
Bewilligungsbehodrde zu libersenden.
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Fir die Einhaltung der nach Nummer 14.5.2 und Nummer 14.5.3 erforderlichen
schriftlichen Form muss die Biirgschafts-, Bankgarantieerklarung und/oder der Bank-
garantievertrag den Anforderungen des § 126 Absatz 1 BGB (handschriftliche oder
notariell beglaubigte Unterzeichnung) oder § 126 Absatz 4 BGB (notarielle Beurkun-
dung) geniigen. Zur Klarstellung: § 350 HGB findet keine Anwendung.

VERTRAGSBEGINN; LAUFZEIT

Dieser Vertrag hat eine Laufzeit von fiinfzehn (15) Jahren. Die Vertragslaufzeit be-
ginnt mit dem Operativen Beginn des Geforderten Vorhabens, spétestens aber sechs-
unddreiBig (36) Monate nach Bestandskraft des Zuwendungsbescheids. Sofern im For-
deraufruf gemall Nummer 4.2(a) FRL KSV eine von den sechsunddreiBig (36) Mona-
ten abweichende Frist festgelegt worden ist, gilt diese Frist. Hat die Bewilligungsbe-
horde die Frist gemall Nummer 4.2(b) FRL KSV mit der Erteilung des Zuschlags ver-
langert, gilt abweichend vom vorstehenden Satz diese verldngerte Frist. Den Operati-
ven Beginn hat der Zuwendungsempfinger unverziiglich nach dem Operativen Beginn
des Geforderten Vorhabens insbesondere durch Vorlage eines Inbetriebnahmeproto-
kolls nachzuweisen.

Die Bewilligungsbehorde kann auf Antrag des Zuwendungsempfiangers die nach
Nummer 15.1 Satz 2 bis 4 geltende Frist jeweils nach Bestandskraft des Zuwendungs-
bescheids verldngern, wenn der Zuwendungsempfianger darlegt, dass er aus von ihm
nicht zu vertretenden Griinden, die nach Einreichung des Antrags auf Férderung ent-
standen sind, insbesondere aufgrund von Hoherer Gewalt, nicht innerhalb der ur-
spriinglichen Frist mit dem Geforderten Vorhaben beginnen kann.

Bei einem unterjdhrigen Operativen Beginn des Geforderten Vorhabens erstreckt sich
die Laufzeit dieses Vertrags iiber sechzehn (16) Kalenderjahre, das heif3t die Laufzeit
dieses Vertrags umfasst in diesem Fall erstens das Erste Teiljahr, zweitens vierzehn
(14) auf das Erste Teiljahr folgende vollstdndige Kalenderjahre und drittens das Letzte
Teiljahr.

Unbeschadet des Beginns der Vertragslaufzeit nach Nummer 15.1 werden die Rege-
lungen, Rechte und Verpflichtungen der Parteien unter diesem Vertrag mit Ablauf des
vierten Kalendertages, der auf den Tag der Absendung des Zuwendungsbescheides
folgt, wirksam und verbindlich. Soweit es fiir die Anwendbarkeit von Regelungen,
Rechten und Verpflichtungen der Parteien unter diesem Vertrag auf den Operativen
Beginn des Geforderten Vorhabens ankommt, werden diese ab dem Operativen Be-
ginn des Geforderten Vorhabens wirksam und verbindlich.
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16.  KONTROLLE UND TRANSPARENZ

16.1 Auskunfts- und Priifungsrechte

16.1.1

16.1.2

Dem Zuwendungsempfinger obliegen umfassende Informations- und Mit-
wirkungspflichten, die sich auf alle Phasen der Antragstellung, Zuwendung
und Uberschusszahlung sowie deren Erfolgskontrolle und Evaluation erstre-
cken. Soweit ein berechtigtes Interesse der Bewilligungsbehorde gegeben ist,
kann diese auch nach Beendigung dieses Vertrags Informationen und Aus-
kiinfte im Zusammenhang mit dem Forderprogramm Klimaschutzvertrige,

insbesondere diesem Vertrag, vom Zuwendungsempfinger verlangen.

Der Zuwendungsempfanger hat der Bewilligungsbehorde in jeder Phase der
Antragstellung, des Bewilligungszeitraums, ab Beginn dieses Vertrags (Num-
mer 15.4) und bis zum Erlass des Schlussbescheids unverziiglich und unauf-
gefordert Anderungen iiber entscheidungserhebliche Tatsachen fiir die Zu-
wendung und Uberschusszahlung sowie der fiir die Férderung relevanten Tat-
sachen mitzuteilen. Insbesondere hat der Zuwendungsempfinger

(a) die Bewilligungsbehorde fiir den Zeitraum zwischen der Bestandskraft
des Zuwendungsbescheids bis zum geplanten Operativen Beginn des
Geforderten Vorhabens spétestens einen (1) Monat nach Ablauf des
jéhrlich geplanten Meilensteins iiber die Einhaltung und gegebenenfalls
iiber Abweichungen von der im Antrag nach Nummer 8.2(e)(1)(D) FRL
KSV dargelegten Meilensteinplanung zu unterrichten;

(b) der Bewilligungsbehorde unverziiglich anzuzeigen, wenn

(1)  der Zuwendungsempfinger eine Anderweitige Forderung bean-
tragt und/oder erhédlt und/oder wenn er (gegebenenfalls weitere)
Mittel fiir dieselben nach der FRL KSV und diesem Vertrag for-
derfdhigen Investitionen, Ausgaben und Kosten von Dritten er-
halt;

(i) der in dem Zuwendungsbescheid festgelegte Zuwendungszweck
oder sonstige fiir die Bewilligung der Zuwendung mafigebliche
Umsténde sich dndern oder wegfallen;

(i11) sich herausstellt, dass der in dem Zuwendungsbescheid festge-
legte Zuwendungszweck nicht oder mit der bewilligten Zuwen-
dung nicht zu erreichen ist; oder

(iv) ein Insolvenzverfahren liber das Vermogen des Zuwendungsemp-
fangers beantragt oder er6ffnet wird.
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Der Zuwendungsempféanger hat der Bewilligungsbehorde, dem Bundesrech-
nungshof, den Priiforganen der Europdischen Union sowie jeweils deren Be-
auftragten ("Informationsempfinger") auf Verlangen Auskiinfte zu erteilen,
Einsicht in sémtliche Biicher, Unterlagen und Daten des Unternehmens sowie
Priifungen zu gestatten, damit die fiir die Auszahlung relevanten Angaben
(auch aufgrund von verdachtsunabhidngigen Stichprobenpriifungen) iiber-
priift, UnregelmiBigkeiten aufgeklirt, Mitteilungspflichten erfiillt und die
Forderung von Dekarbonisierungsvorhaben, insbesondere im Zusammen-
hang mit dem Wasserstoffmarkthochlauf, fiir die Zukunft evaluiert und ver-
bessert werden konnen ("Informationszwecke").

Der Zuwendungsempfanger wird alle zuwendungsrelevanten und alle fiir die
Uberschusszahlung relevanten Unterlagen und Belege mindestens zehn (10)
Jahre nach Vorlage des nach den Bestimmungen des Zuwendungsbescheids
vorzulegenden Verwendungsnachweises, in jedem Fall aber mindestens zehn
(10) Jahre nach Ende der Laufzeit dieses Vertrags autbewahren und im Fall
einer Uberpriifung vorlegen. Soweit die Bewilligungsbehérde im Zuwen-
dungsbescheid ndhere Bestimmungen iiber die Auftbewahrung getroffen hat,
gelten diese.

Der Zuwendungsempfanger erklért sich damit einverstanden, dass

(a) die von den Informationsempfangern dazu bestimmten Personen zur
Erfiillung ihrer Aufgaben innerhalb der iiblichen Geschiftszeiten (zwi-
schen 9:00 Uhr und 17:00 Uhr an Bankarbeitstagen) die Betriebs- und
Geschiftsrdume sowie die dazugehorigen Grundstiicke des Zuwen-
dungsempfingers betreten diirfen,

(b) die Informationsempfanger zur Erfiillung ithrer Aufgaben Informatio-
nen und Erkenntnisse an andere Behorden unter Hinweis auf die Ver-
traulichkeit dieser Informationen weiterleiten diirfen,

(¢) die Informationsempfanger Daten in anonymisierter oder aggregierter
Form verdffentlichen diirfen, soweit dies berechtigte Interessen des Zu-
wendungsempfiangers nicht verletzt,

(d) die Informationsempfanger Informationen und Erkenntnisse zu Infor-
mationszwecken verarbeiten, mit amtlichen Daten verkniipfen und auf
Datentragern speichern diirfen,

(e) die Bewilligungsbehorde die Angaben mit anderen Behdrden abglei-
chen darf,
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(f) andere Behorden der Bewilligungsbehorde Auskiinfte erteilen und da-
fiir auch Daten iibermitteln diirfen, die der staatlichen Geheimhaltung
unterliegen, und

(g) die Forderung auf Grundlage von § 44 BHO in Verbindung mit den
Verwaltungsvorschriften Nummern 9.1 und 9.2 zu § 44 BHO in einem
zentralen System des Bundes erfasst wird (Zuwendungsdatenbank).

Die Informations- und Mitwirkungspflichten dieser Nummer 16.1, denen der
Zuwendungsempfinger unterliegt, erstrecken sich vorbehaltlich weitergehen-
der Regelungen im Zuwendungsbescheid oder in diesem Vertrag auch auf die
mit dem Zuwendungsempfianger gesellschaftsrechtlich oder in sonstiger ver-
traglicher Form verbundenen Gesellschaften und Unternehmen (insbesondere
auf mit dem Zuwendungsempfinger Verbundene Unternehmen) sowie je-
weils deren wirtschaftlich Berechtigte im Sinne des § 3 Geldwischegesetz in
der jeweils aktuell geltenden Fassung und gesetzliche Vertreter,

(a) denen Informationen vorliegen, die aus Sicht des Bundes, insbesondere
des Zuwendungsgebers, oder der Bewilligungsbehorde fiir die Antrag-
stellung, Zuwendung, Uberschusszahlung oder Evaluierung der Zu-
wendung oder der Uberschusszahlung erforderlich sind oder deren Mit-
wirkung hierzu erforderlich ist;

(b) derer sich der Zuwendungsempfianger unmittelbar oder mittelbar zur
Erreichung des nach der FRL KSV festgelegten Forderzwecks bedient;

(¢) denen der Zuwendungsempfianger Fordermittel, sei es unmittelbar oder
mittelbar, zur Verfligung stellt; oder

(d) vondenen der Zuwendungsempfinger Energie bezieht oder Energie fiir
den Zuwendungsempfinger von Dritten im Zusammenhang mit dem
Geforderten Vorhaben einkauft

("Weitere Informations- und Mitwirkungsverpflichtete").

Der Zuwendungsempfinger hat Beschiftigte, Geschiftspartner, Behorden
(insbesondere die Bundesnetzagentur und die DEHSt) sowie Weitere Infor-
mations- und Mitwirkungsverpflichtete gegeniiber den Informationsempfén-
gern von ihrer Verschwiegenheitsverpflichtung hinsichtlich der Unterlagen
und Informationen, die fiir die Erflillung der Informationszwecke erforderlich
sind, freizustellen. Er hat darauf hinzuwirken, dass diese die angeforderten
Informationen den Informationsempfangern unverziiglich und unmittelbar
zur Verfiigung stellen.

68



16.1.8

16.1.9

Entwurfvom 06.10.2025

Der Zuwendungsempfinger hat sicherzustellen, dass die Weiteren Informa-
tions- und Mitwirkungsverpflichteten den Informations- und Mitwirkungs-
pflichten aus der FRL KSV, dem Forderaufruf und diesem Vertrag in dersel-
ben Form nachkommen wie der Zuwendungsempfanger selbst. Verstofe gel-
ten als Verstofle des Zuwendungsempfangers.

Im Bewilligungszeitraum und ab Wirksamkeit dieses Vertrags (Num-
mer 15.4) hat der Zuwendungsempfianger die Bewilligungsbehorde unaufge-
fordert iiber fiir die Forderung und die Uberschusszahlung relevante Ande-
rungen auf Ebene der Weiteren Informations- und Mitwirkungsverpflichteten
zu unterrichten.

16.2 Der Zuwendungsempfianger hat

16.2.1

16.2.2

der Bewilligungsbehdrde unverziiglich anzuzeigen, wenn die Vereinbarung
des Zuwendungsempfangers mit dem zustindigen Betriebsrat oder den zu-
staindigen Tarifvertragsparteien, aus welcher im Sinne der Num-
mer 8.2(e)(xix) Satz 2 FRL KSV hervorgeht, dass vom Zuwendungsempfin-
ger ein tragfiahiges Konzept zum Standorterhalt und zur Beschéaftigungsent-
wicklung in Bezug auf das Transformative Produktionsverfahren verfolgt
wird, gekiindigt wird,

der Bewilligungsbehdrde innerhalb von sechs (6) Monaten nach Wirksam-
werden der Kiindigung der Vereinbarung des Zuwendungsempfangers mit
dem zustdndigen Betriebsrat oder den zustindigen Tarifvertragsparteien im
Sinne von Nummer 16.2.1 eine neue Vereinbarung mit dem zustéindigen Be-
triebsrat oder den zustdndigen Tarifvertragsparteien, aus welcher im Sinne
der Nummer 8.2(e)(xix) Satz2 FRL KSV hervorgeht, dass vom Zuwen-
dungsempfinger ein tragfihiges Konzept zum Standorterhalt und zur Be-
schiftigungsentwicklung in Bezug auf das Transformative Produktionsver-
fahren verfolgt wird, vorzulegen. Sofern keine derartige neue Vereinbarung
nach dem vorstehenden Satz vorgelegt werden kann, hat der Zuwendungs-
empfanger innerhalb von sechs (6) Monaten nach Wirksamwerden der Kiin-
digung der Vereinbarung des Zuwendungsempfangers mit dem zustdndigen
Betriebsrat oder den zustindigen Tarifvertragsparteien im Sinne von Num-
mer 16.2.1

(a) dies gegeniiber der Bewilligungsbehorde schriftlich zu begriinden und

(b) der Bewilligungsbehorde ein tragfahiges Konzept zum Standorterhalt
und zur Beschéftigungsentwicklung in Bezug auf das Transformative
Produktionsverfahren sowie eine Stellungnahme des zustidndigen Be-
triebsrats beziehungsweise der zustdndigen Tarifvertragsparteien vor-
zulegen,;
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in dem Fall von Nummer 16.2.2 Satz 2, dass eine neue Vereinbarung des Zu-
wendungsempfiangers mit dem zustdndigen Betriebsrat oder den zustindigen
Tarifvertragsparteien nicht vorgelegt werden kann,

(a) die Ergebnisse einer mindestens alle drei (3) Jahre erfolgenden Uber-
priifung des Konzepts zum Standorterhalt und zur Beschéftigungsent-
wicklung in Bezug auf das Transformative Produktionsverfahren,

(b) ein entsprechend aktualisiertes Konzept zum Standorterhalt und zur Be-
schiftigungsentwicklung in Bezug auf das Transformative Produkti-
onsverfahren, und

(c) eine jeweils aktuelle Stellungnahme des zustdndigen Betriebsrats be-

ziehungsweise der zustidndigen Tarifvertragsparteien

vorzulegen. Die nach dem vorstehenden Satz vorzulegenden Unterlagen sind
in dem jeweiligen Folgejahr, das auf den Ablauf der jeweiligen drei (3) Jahre
folgt, mit dem nach Nummer 4.3.1 vorzulegenden Zwischennachweis an die
Bewilligungsbehorde zu tibermitteln; Nummer 16.2.2 bleibt unbertihrt;

der Bewilligungsbehorde fiir den Fall, dass im Betrieb des Zuwendungsemp-
fangers kein Betriebsrat besteht und der Zuwendungsempfanger nicht tarif-

gebunden ist,

(a) die Ergebnisse einer mindestens alle drei (3) Jahre erfolgenden Uber-
priifung des Konzepts des Zuwendungsempfingers zum Standorterhalt
und zur Beschiftigungsentwicklung in Bezug auf das Transformative
Produktionsverfahren und

(b) ein entsprechend aktualisiertes Konzept zum Standorterhalt und zur Be-
schiftigungsentwicklung in Bezug auf das Transformative Produkti-
onsverfahren

im Sinne der Nummer 8.2(e)(xix) Satz 1 FRL KSV vorzulegen. Die nach dem
vorstehenden Satz vorzulegenden Unterlagen sind in dem jeweiligen Folge-
jahr, das auf den Ablauf der jeweiligen drei (3) Jahre folgt, mit dem nach
Nummer 4.3.1 vorzulegenden Zwischennachweis an die Bewilligungsbe-
horde zu tibermitteln;

der Bewilligungsbehorde unverziiglich anzuzeigen, wenn ein Betriebsrat im
Betrieb des Zuwendungsempfangers gegriindet oder eine Tarifbindung be-
griindet wird. Innerhalb von sechs (6) Monaten nach der Griindung eines Be-
triebsrats beziehungsweise nach Begriindung einer Tarifbindung ist der Be-
willigungsbehorde eine Vereinbarung des Zuwendungsempfingers mit dem
zustindigen Betriebsrat oder den zustéindigen Tarifvertragsparteien, aus wel-
cher im Sinne der Nummer 8.2(e)(xix) Satz 2 FRL KSV hervorgeht, dass vom
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Zuwendungsempfinger ein tragfiahiges Konzept zum Standorterhalt und zur
Beschiftigungsentwicklung in Bezug auf das Transformative Produktions-
verfahren verfolgt wird, vorzulegen. Sollte eine solche Vereinbarung nicht
vorgelegt werden konnen, hat der Zuwendungsempfinger innerhalb von
sechs (6) Monaten nach der Griindung eines Betriebsrats beziehungsweise
nach Begriindung einer Tarifbindung

(a) dies gegeniiber der Bewilligungsbehorde schriftlich zu begriinden und

(b) der Bewilligungsbehorde ein tragfiahiges Konzept zum Standorterhalt
und zur Beschéftigungsentwicklung in Bezug auf das Transformative
Produktionsverfahren sowie eine Stellungnahme des Betriebsrats oder
der Tarifvertragsparteien vorzulegen.

Nummer Fehler! Verweisquelle konnte nicht gefunden werden. findet fiir
den Fall, dass eine Vereinbarung des Zuwendungsempfingers mit dem zu-
staindigen Betriebsrat oder den zustindigen Tarifvertragsparteien gemal3
Satz 2 dieser Nummer 16.2.5 nicht vorgelegt werden kann, entsprechende
Anwendung.

16.3 Der Zuwendungsempfanger hat die von dem Transformativen Produktionsverfahren

16.4

betroffenen Beschiftigten ausdriicklich auf seine beschéftigungsbezogenen Pflichten

als Arbeitgeber gemill der FRL KSV und diesem Vertrag durch einen klar einsehbaren

Aushang im Betrieb des Zuwendungsempfiangers hinzuweisen. Die Aushangpflicht

wird auch erfiillt, wenn der Zuwendungsempfinger die geforderten Informationen

uber die im Betrieb oder der Dienststelle tibliche Informations- und Kommunikations-

technik (etwa das Intranet) elektronisch zur Verfiigung stellt.

Plan zum Wissenstransfer

16.4.1

16.4.2

Der Zuwendungsempfinger hat die Offentlichkeit und branchenbezogene In-
teressensvertreter iiber den Einsatz des Transformativen Produktionsverfah-
rens im Zuge eines Wissenstransfers regelmifBig und umfassend zu informie-
ren, und so zu dessen kommerziellen Skalierung beizutragen.

Die Bewilligungsbehorde darf die im Rahmen der Beantragung von Zuwen-
dungen nach der FRL KSV und die im Rahmen der Forderung erlangten Da-
ten des Zuwendungsempfangers in nicht exklusiver Weise und unter Wah-
rung der anwendbaren datenschutzrechtlichen Vorschriften an die Offentlich-
keit, branchenbezogene Interessenvertreter, offentliche und private For-
schungseinrichtungen oder sonstige Dritte ("Datenempfinger") weiterge-
ben. Eine Weitergabe der Daten unterbleibt, wenn dies gesetzlich untersagt
ist, oder die 6ffentliche Sicherheit und Ordnung gefdhrden kann. Sofern es
sich bei den Daten um Vertrauliche Informationen, Geschéftsgeheimnisse im
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Sinne des § 2 Nr. 1 Gesetz zum Schutz von Geschiftsgeheimnissen (Gesch-
GehG) oder sonstige einem geistigen Eigentumsrecht unterliegende Daten
des Zuwendungsempfangers handelt ("Geschiitzte Daten"), erfolgt eine sol-
che Weitergabe nur in anonymisierter und aggregierter Form. Der Bewilli-
gungsbehorde sind die in den iibermittelten Daten enthaltenen Geschiitzten
Daten durch den Zuwendungsempfinger als solche kenntlich zu machen, so-
weit dies nicht offensichtlich erkennbar ist.

Abweichend von Nummer 16.4.2 Satz 3 darf die Weitergabe von Geschiitz-
ten Daten an 6ffentlich und private Forschungseinrichtungen zum Zwecke der
wissenschaftlichen Forschung auch in nicht aggregierter und nicht anonymi-
sierter Form erfolgen, sofern der Zuwendungsempfénger hierzu ausdriicklich
eingewilligt hat. Der Zuwendungsempfanger kann die Erteilung der Einwil-
ligung vom Abschluss angemessener Schutzmafinahmen (einschlieBlich Ge-
heimhaltungsvereinbarungen) mit dem Datenempfénger der Daten abhéngig
mach. Eine Verdffentlichung von Daten nach Satz 1, die ein Datenempfanger
erhilt, ist nicht erlaubt. Die Bewilligungsbehorde hat den Zuwendungsemp-
fanger iiber die Weitergabe von Daten nach Satz 1 an einen Datenempfinger
zu unterrichten. Nummer 16.4.2 Satz 4 gilt entsprechend; Veroffentlichungen
von Forschungsergebnissen aufgrund der nach Satz 1 weitergegebenen Daten
diirfen diese nur in aggregierter und anonymisierter Form enthalten.

Die Bewilligungsbehorde kann weitere Informationspflichten festlegen. Ge-
setzliche Vorgaben zur Weitergabe von Daten bleiben von dieser Nummer
unbertihrt.

16.5 Berichtspflichten zum Bezug von Wasserstoff

16.5.1

Sofern der Zuwendungsempfanger im Zusammenhang mit dem Geforderten
Vorhaben Wasserstoff bezieht, hat er der Bewilligungsbehorde ab dem Ope-
rativen Beginn des Geforderten Vorhabens folgende Angaben zu iibermitteln:

(a) Die bezogene Menge Wasserstoff in Kilogramm,
(b) die Bezugspreise,

(c) ob es sich bei den angegebenen Bezugspreisen um Festpreise oder in-
dexierte Preise handelt,

(d) die Laufzeit der jeweiligen Liefervertrage, und
(e) die Bezugsquellen (Herkunft aus dem In- oder Ausland).

Die Angaben sind nach Produktionsrouten (Griiner, CO2-armer Wasserstoff
oder Wasserstoff, dessen Energiegehalt aus biogenen Quellen stammt; bei
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COz-armem Wasserstoff auch nach Erzeugungsart/-quelle, wobei die Anga-
ben, soweit mdglich, die Bestimmung der konkreten Wasserstoffart und -
farbe ermoglichen miissen) aufzuschliisseln.

16.5.2 Die Angaben nach vorstehender Nummer 16.5.1 sind der Bewilligungsbe-
horde jeweils spatestens am 20. Tag des folgenden Monats, gerechnet ab dem
Operativen Beginn des Geforderten Vorhabens, zu iibermitteln.

16.5.3 Zweck der Erhebung der Angaben nach Nummer 16.5.1 ist die Verbesserung
der Markttransparenz.

16.5.4 Zur Verbesserung der Markttransparenz kann das BMWE oder eine vom
BMWE beauftragte Stelle die Angaben nach Nummer 16.5.1 unter Beach-
tung datenschutzrechtlicher Vorgaben in anonymisierter und aggregierter
Form ver6ffentlichen. Eine Veroffentlichung erfolgt nur, wenn die Daten

nicht dem Zuwendungsempfinger zugeordnet werden kdnnen.

16.5.5 Der Zuwendungsempfanger erklart sich ausdriicklich mit der Einhaltung der
in den Nummern 16.5.1 und 16.5.2 vorgesehenen Berichtspflichten und der
Veroffentlichung nach Mallgabe der vorstehenden Nummer 16.5.4 einver-

standen.

Der Zuwendungsempfanger hat den zustidndigen Betriebsrat und die zustindigen Ta-
rifvertragsparteien liber das in Nummer 11.1.4 geregelte selbststindige Garantiever-
sprechen, insbesondere iiber das hiermit einhergehende Erfordernis der Vorlage einer
schriftlichen Vereinbarung im Sinne von Nummer 11.1.4, spétestens zwei (2) Wochen
nach Wirksamwerden dieses Vertrags geméfl Nummer 15.4 Satz 1 zu informieren Der
Zuwendungsempfanger hat der Bewilligungsbehorde die Einhaltung der Informations-
pflicht nach Satz 1 unverziiglich nachzuweisen.

Der Zuwendungsempfianger hat der Bewilligungsbehorde einen Wesentlichen Pro-
duktwechsel innerhalb von zwei (2) Wochen nach dessen Vornahme mitzuteilen. Die
Mitteilung muss die Angaben des Zeitpunkts des Produktwechsels sowie des oder der
ausgewechselten Produkte und des oder der nach dem Produktwechsel hergestellten
Produkte enthalten.

Der Zuwendungsempfanger erkldrt sich damit einverstanden, dass die Bewilligungs-
behorde die vom Zuwendungsempfanger nach Nummer 4.3.2(c) bereitgestellten Be-
rechnungsangaben an das Umweltbundesamt zur Verfiigung stellt. Der Zuwendungs-
geber hat darauf hinzuwirken, dass das Umweltbundesamt die nach Satz 1 weiterge-
gebenen Berechnungsangaben vertraulich behandelt und nur zur Erfiillung seiner be-
hordlichen Aufgaben verwendet. Gesetzliche Vorgaben zum Datenaustausch nach die-
ser Nummer bleiben unberiihrt.
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KOOPERATION

Jede Partei ist verpflichtet, auf eigene Kosten mit der jeweils anderen Partei auf deren
Verlangen zusammenzuarbeiten, um die in diesem Vertrag vorgesehenen Rechtsge-
schifte und Mallnahmen vollumfanglich umzusetzen, insbesondere

Dokumente zu unterzeichnen und sonstige Handlungen vorzunehmen, die die andere
Partei in zumutbarer Weise verlangt, um die Bestimmungen dieses Vertrags und die
in diesem Vertrag geregelten Rechtsgeschéfte durchzufiihren, und

soweit nicht dieser Vertrag ausdriicklich etwas anderes bestimmt, alle fiir die Umset-
zung dieses Vertrags erforderlichen Erkldrungen rechtzeitig einzuholen.

VERTRAULICHKEIT, BEKANNTMACHUNGEN

Sofern in diesem Vertrag nicht anders vorgesehen, trigt jede Partei dafiir Sorge, dass
die folgenden Informationen — auch durch ihre jeweils Verbundenen Unternehmen —
vertraulich behandelt werden:

18.1.1 der Informationsaustausch vor Zustandekommen dieses Vertrags;
18.1.2 der Gegenstand und die Bedingungen dieses Vertrags;

18.1.3 1im Falle des Zuwendungsgebers siamtliche Vertraulichen Informationen des
Zuwendungsempfangers und der mit ihm Verbundenen Unternehmen, die der
Zuwendungsempfanger und/oder seine Vertreter dem Zuwendungsgeber zu
irgendeinem Zeitpunkt (vor, bei oder nach Unterzeichnung dieses Vertrags)
zur Verfliigung gestellt haben (unabhingig in welcher Form);

18.1.4 1im Falle des Zuwendungsempfangers samtliche Vertraulichen Informationen
des Zuwendungsgebers, die der Zuwendungsgeber und/oder seine Vertreter
dem Zuwendungsempfinger zu irgendeinem Zeitpunkt (vor, bei oder nach
Unterzeichnung dieses Vertrags) zur Verfiigung gestellt haben (unabhéngig
in welcher Form).

Als "Vertrauliche Informationen" im Sinne dieses Vertrags gelten neben den Infor-
mationen nach den Nummern 18.1.1 und 18.1.2 alle Informationen {iiber eine Partei
und/oder ihre Vertreter sowie ihre jeweiligen Geschéfte und Angelegenheiten, insbe-
sondere Geschiftsgeheimnisse im Sinne des GeschGehG.

Jede Partei ist nur mit vorheriger schriftlicher Zustimmung der jeweils anderen Partei
dazu berechtigt, Vertrauliche Informationen offenzulegen, zu deren Geheimhaltung
sie nach dieser Nummer 18 verpflichtet ist. Ohne vorherige Zustimmung ist jede Partei
nur berechtigt, Vertrauliche Informationen offenzulegen, zu deren Geheimhaltung sie
nach dieser Nummer 18 verpflichtet ist:
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soweit die offenlegende Partei dafiir sorgt, dass die Personen, denen gegen-

iiber die Vertraulichen Informationen gemiB (a) bis (c) offengelegt werden,

die Vertraulichen Informationen vertraulich behandeln,

(a)

(b)

(©)

gegeniiber Mitarbeitern, oder Gesellschaftsorganen der jeweiligen Par-
tei, der mit ihnen Verbundenen Unternehmen (einschlieBlich ihrer Ge-
sellschafter) sowie Dritten fiir die Beratung zu diesem Vertrag oder fiir
die Durchfiihrung dieses Vertrags;

gegeniiber den an der Finanzierung des in diesem Vertrag geregelten
Geforderten Vorhabens und der in diesem Vertrag geregelten Geforder-
ten Anlagen oder an einer spéteren Refinanzierung beteiligten Kredit-
instituten und Finanzgebern;

gegeniiber Informationsempfangern i. S. v. Nummer 16.1;

soweit die Offenlegung erforderlich ist:

(a) aufgrund gesetzlicher Vorschriften oder rechtsverbindlicher Entschei-
dungen ("Regulatorische Vorschriften") (einschlieflich von Interna-
tional Financial Reporting Standards — kurz /FRS);

(b) aufgrund einer vollziehbaren Entscheidung einer Behdrde;

(¢) zur Stellung von Antrdgen oder Einholung von Genehmigungen von
Behorden im Zusammenhang mit dem in diesem Vertrag geregelten
Geforderten Vorhaben oder den in diesem Vertrag geregelten Geforder-
ten Anlagen; oder

(d) zum Schutz der Interessen der offenlegenden Partei in rechtlichen Ver-
fahren; oder

(e)  zur Erfillung von Pflichten nach dem Zuwendungsbescheid;

soweit

(a) die Vertraulichen Informationen zum Zeitpunkt ihrer Mitteilung 6ffent-
lich bekannt oder allgemein zugénglich sind, es sei denn, dies geschieht
aufgrund einer Verletzung dieses Vertrags oder einer anderen Vertrau-
lichkeitsverpflichtung;

(b) die empfangende Person die Vertraulichen Informationen bereits recht-
mafig und ohne Verpflichtung zur Vertraulichkeit besessen hat, bevor
sie sie von der jeweils offenlegenden Partei erhalten hat;

(c) die empfangende Person die Vertraulichen Informationen von einem

Dritten erhalten hat, der berechtigt ist, diese Informationen uneinge-
schriankt offenzulegen, und der die Informationen insbesondere nicht
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durch eine Verletzung vertraglicher oder gesetzlicher Pflichten gegen-
iiber den Parteien erlangt hat und der durch die Offenlegung der Infor-
mationen keine Verletzung vertraglicher oder gesetzlicher Pflichten ge-
geniiber den Parteien begeht.

Die offenlegende Partei ist — soweit rechtlich zuléssig und tatsdchlich mog-
lich — verpflichtet, sich mit der anderen Partei abzustimmen und deren be-
rechtigte Interessen hinsichtlich der Offenlegung zu berticksichtigen.

Soweit eine Partei im Zusammenhang mit diesem Vertrag zur Erflillung Regulatori-
scher Vorschriften oder von Borsenvorschriften Informationen iiber die jeweils andere
Partei, die mit ihr Verbundenen Unternehmen, deren Geschiftsbetrieb oder diesen
Vertrag bendtigt, ist die jeweils andere Partei verpflichtet, diese (Vertraulichen) Infor-

mationen zur Verfiigung zu stellen.

Keine Partei ist berechtigt, Pressemitteilungen zu verdffentlichen oder sonstige 6ffent-
liche Erkldrungen im Zusammenhang mit diesem Vertrag abzugeben, es sei denn

18.5.1 die Erkldrung entspricht einer zwischen dem Zuwendungsempfinger und
dem Zuwendungsgeber vereinbarten Fassung; oder

18.5.2 eine Erkldrung ist nach geltenden Regulatorischen Vorschriften oder Borsen-
vorschriften vorgeschrieben; in diesem Fall ist jedoch — soweit gesetzlich zu-
lassig — die Erkldrung zuvor mit der jeweils anderen Partei abzustimmen;

18.5.3 es handelt sich um eine Bekanntmachung des Zuwendungsgebers nach Num-
mer 12.1.

Die Bestimmungen dieser Nummer 18 gelten fiir einen Zeitraum von zehn (10) Jahren
nach Beendigung dieses Vertrags fort.

Die in den Nummern 16.1, 16.2 und 16.3 geregelten Informations-, Mitwirkungs- und
Duldungspflichten gehen den Regelungen in dieser Nummer 18 vor, soweit diese von-
einander abweichen.

ERKLARUNGEN UND MITTEILUNGEN

Erklarungen und Mitteilungen nach diesem Vertrag bediirfen der Textform im Sinne
von § 126b BGB und der Ubermittlung per E-Mail, soweit in diesem Vertrag nicht
etwas Abweichendes geregelt ist.

Erkldrungen und Mitteilungen sind ausschlieBlich an die in diesem Vertrag angege-
bene E-Mail-Adresse der jeweiligen Partei oder an eine andere der iibermittelnden Par-
tei zuvor nach MaBgabe dieser Nummer 19 mitgeteilten E-Mail-Adresse zu senden.
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Alle Erklarungen und Mitteilungen sind an die jeweils nachstehend aufgefiihrten Emp-
fanger oder an einen anderen der iibermittelnden Partei zuvor nach MaBgabe dieser
Nummer 19 mitgeteilten Empfénger ("Relevanter Empfinger") zu adressieren.
Fiir den Zuwendungsgeber (hier zugleich Bewilligungsbehorde):

Anschrift: Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie

Referat IVD3 — Forderprogramme Dekarbonisierung der In-
dustrie

Scharnhorststr. 34-37, 10115 Berlin

Empfinger: Referat IVD3 — Forderprogramme Dekarbonisierung der In-
dustrie

Telefon: +49 - (0)30 - 18 615 7486

E-Mail: klimaschutzvertraege@bmwe.bund.de

jeweils mit Kopie an:
Anschrift: Projekttrager Jilich

Fachbereich: Transformation der Industrie — Klimaschutz-
vertrage (ESN 7)

Postfach 61 02 47, 10923 Berlin

Empfinger: Fachbereich: Transformation der Industrie — Klimaschutz-
vertrage (ESN 7)

Telefon: +49 - (0)30 - 20199 3838

E-Mail: ksv@fz-juelich.de

Fiir den Zuwendungsempfanger: siche Antrag auf Forderung.

Erkldrungen und Mitteilungen gelten als zugegangen zum Zeitpunkt der Vollendung
der Ubermittlung durch den Absender an die zwei (2) Relevanten Empfinger der je-
weiligen Partei, wobei die Ubermittlung innerhalb iiblicher Geschiftszeiten (zwischen
9:00 Uhr und 17:00 Uhr an Bankarbeitstagen) im Gebiet des Empfingers erfolgen

muss.

Ist eine Erkldrung oder Mitteilung auBlerhalb iiblicher Geschéftszeiten (zwischen
9:00 Uhr und 17:00 Uhr an Bankarbeitstagen) im Gebiet des Empfangers zugegangen,
so gilt die Erklarung oder Mitteilung stattdessen mit Beginn der Geschiftszeiten am
darauffolgenden Bankarbeitstag als zugegangen.
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Zum Nachweis des Zugangs geniigt es, dass die E-Mail an zwei (2) Relevante Emp-
fanger der jeweils empfangenden Partei abgesandt wurde, sofern nicht die empfan-
gende Partei beweist, dass die E-Mail beiden Relevanten Empfangern nicht zugegan-
gen ist.

Unbeschadet der Bestimmungen der Nummern 19.3 und 19.4 sind die Parteien berech-
tigt, den Zugang einer Erkldrung oder Mitteilung nach diesem Vertrag auf jegliche
sonstige zuldssige Art zu beweisen. Unabhéngig vom Vorstehenden ist jede Partei ver-
pflichtet, der erkldrenden Partei den Zugang der Erklarung oder Mitteilung unverziig-
lich zu bestétigen und dafiir zu sorgen, dass ihre Vertreter, insbesondere die Relevan-
ten Empfénger, dies ebenfalls tun.

Jede Partei kann den anderen Parteien fiir die Zwecke dieser Nummer 19 Anderungen
ithrer Firma, ihrer Relevanten Empfanger, ihrer Anschrift oder E-Mail-Adresse mittei-
len. Die Anderungsmitteilung wird wirksam:

19.6.1 zum in der Anderungsmitteilung genannten Zeitpunkt; oder

19.6.2 sofern der in der Anderungsmitteilung genannte Zeitpunkt weniger als fiinf
(5) Bankarbeitstage nach dem Zeitpunkt liegt, in dem die Anderungsmittei-
lung nach Nummer 19.3 als zugegangen gilt, fiinf (5) Bankarbeitstage nach
dem Zeitpunkt, in dem die Anderungsmitteilung als zugegangen gilt; oder

19.6.3 sofern kein Zeitpunkt angegeben ist, fiinf (5) Bankarbeitstage nach dem Zeit-
punkt, in dem die Anderungsmitteilung als zugegangen gilt.

Die Parteien stellen hiermit klar, dass die Bestimmungen dieser Nummer 19 auf die
Zustellung von Schriftsdtzen, Ladungen, Beschliisse, Urteile oder sonstiger Doku-
mente im Zusammenhang mit gerichtlichen oder schiedsgerichtlichen Verfahren aus
oder im Zusammenhang mit diesem Vertrag keine Anwendung finden.

ABTRETUNGSVERBOT

Keine Partei darf ihre Rechte aus diesem Vertrag ohne vorherige schriftliche Zustim-
mung der anderen Parteien abtreten, iibertragen, verpfanden oder iiber sie in sonstiger
Weise verfiigen.

VERTRAGSANDERUNGEN

Anderungen dieses Vertrags bediirfen der Schriftform im Sinne von § 126 BGB. Dies
gilt auch fiir Anderungen der Bestimmungen des vorstehenden Satzes. Die Parteien
sind verpflichtet, der jeweils anderen Partei die Anderung per E-Mail an die in Num-
mer 19.2 genannten E-Mailadressen der anderen Partei mit eingescannter Unterschrift
zu Ubermitteln.
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SALVATORISCHE KLAUSEL

Die Unwirksamkeit oder Undurchfiihrbarkeit einer oder mehrerer Regelungen dieses
Vertrags lasst die Wirksamkeit der {ibrigen Regelungen dieses Vertrags unberiihrt.
Dasselbe gilt fiir den Fall, dass der Vertrag eine an sich notwendige Regelung nicht
enthélt. An die Stelle der unwirksamen oder undurchfiihrbaren Regelung oder zur Aus-
fiillung der Regelungsliicke tritt die gesetzlich zuldssige und durchfiihrbare Regelung,
die dem Sinn und Zweck der unwirksamen, undurchfiihrbaren oder fehlenden Rege-
lung nach der Vorstellung der Parteien wirtschaftlich am niachsten kommt. Der Rechts-
grundsatz des § 139 BGB, einschlielich der Umkehrung der Beweislast, findet keine
Anwendung.

ANDERUNG DER RECHTSLAGE

Soweit aufgrund einer Anderung der Rechtslage die Anwendung einer Rechts- oder
Verwaltungsvorschrift, auf die die FRL KSV, der Forderaufruf oder dieser Vertrag
Bezug nimmt, unmdglich wird oder diese zu nicht unerheblichen Schwierigkeiten bei
der Durchfiihrung dieses Vertrags fiihrt, legt die Bewilligungsbehorde fest, welche
Rechts- oder Verwaltungsvorschrift an die Stelle der bisherigen Rechts- oder Verwal-
tungsvorschrift tritt, oder dass die bisherige Rechts- oder Verwaltungsvorschrift in der
Fassung fortgelten soll, die vor der Anderung der Rechtslage giiltig gewesen ist. So-
weit dieser Vertrag auch mit einer Festlegung nach Satz 1 nicht durchgefiihrt werden
kann oder eine Festlegung nach Satz 1 eine unbillige Hérte fiir den Zuwendungsemp-
fanger zur Folge hat, kann die Bewilligungsbehorde Vorgaben treffen, die die bishe-
rige Rechts- oder Verwaltungsvorschrift ersetzen.

ANWENDBARES RECHT UND GERICHTSSTAND

Dieser Vertrag und seine Bestimmungen sowie seine Auslegung unterliegen deut-
schem Recht unter Ausschluss der Bestimmungen des Internationalen Privatrechts.

Samtliche Streitigkeiten im Zusammenhang mit diesem Vertrag sind abschlieBend un-
ter Ausschluss des Rechtsweges zu den ordentlichen Gerichten nach Mafgabe der
Schiedsgerichtsordnung der Deutschen Institution fiir Schiedsgerichtsbarkeit e.V.
(DIS) in ihrer zum Zeitpunkt der Einreichung des Schiedsantrages geltenden Fassung
("DIS-Schiedsgerichtsordnung") zu entscheiden.

Schiedsort ist Berlin. Schiedssprache ist Deutsch. Das Schiedsgericht besteht aus drei
(3) Schiedsrichtern. Der dritte Schiedsrichter, der als Vorsitzender des Schiedsgerichts
fungiert, ist durch die zwei (2) von den Parteien benannten Schiedsrichtern in Abspra-
che mit den Parteien zu benennen.
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24.4 Dieser Vertrag hindert keine der Parteien an der Anrufung zustédndiger Gerichte mit
dem Ziel, vorldufigen Rechtsschutz beziiglich des Streitgegenstandes zu erlangen.

— Unterschriftenseiten folgen —
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UNTERSCHRIFTEN I/I1

Zuwendungsgeber:

, den

(Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch das Bundesministerium fiir Wirtschaft und
Energie, dieses wiederum vertreten durch [¢])
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UNTERSCHRIFTEN II/IT

Zuwendungsempfinger/Konsortialfiithrer:

Vertreten durch

Vor- und Nachname:

Position:

Datum und Unterschrift (Zuwendungsempfanger/Konsortialfiihrer):

Vertreten durch

Vor- und Nachname:

Position:

Datum und Unterschrift (Zuwendungsempfénger/Konsortialfiihrer):
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Konsortialmitglied 2:

Vertreten durch

Vor- und Nachname:
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Position:

Datum und Unterschrift (Konsortialmitglied 2):

Vertreten durch

Vor- und Nachname:

Position:

Datum und Unterschrift (Konsortialmitglied 2):
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Anhang 1
Forderaufruf
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Anhang 2
Antrag auf Forderung [gegebenenfalls ergianzt um den in AnhangAnhang 6 Ab-

schnitt 2 genannten Inhalt]
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Anhang 3
Berechnung des Auszahlungsbetrags und Bestimmung der maximalen Fordersumme
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Berechnung des Auszahlungsbetrags und Bestimmung der maximalen Fordersumme

)

Die Hohe der jihrlichen Zuwendung oder der jihrlichen Uberschusszahlungen ("Auszahlungs-
betrag") wird von der Bewilligungsbehorde auf Grundlage des Gebots der Zuwendungsemp-
fénger anhand der nachfolgenden Bestimmungen ermittelt. Abschnitt 1 erliutert die allgemei-
nen Berechnungsvorschriften des Auszahlungsbetrags. Dabei wird die Dynamisierung des Re-
ferenzsystems, die die dynamische Entwicklung der entsprechenden Energietriagerpreise be-
rlicksichtigt, beschrieben. Abschnitt 2 legt fest, wie die dynamische Entwicklung der Energie-
tragerpreise des Geforderten Vorhabens abgebildet wird. Abschnitt 3 legt dar, wie die maxi-
male Fordersumme berechnet wird. Abschnitt 4 trifft Bestimmungen fiir den Fall, dass Vorge-
lagerte Referenzsysteme auf das Geforderte Vorhaben Anwendung finden. Die Berechnungen
erfolgen auf Basis spezifischer Grof3en (normiert auf eine Einheit des Produkts). Abschnitt 5
definiert daher spezifische Variablen ausgehend von den absoluten, messbaren GrofBen.

Die Ausgestaltung der Dynamisierung hingt davon ab, welche Energietrdger nach den im For-
deraufruf getroffenen Vorgaben der Bewilligungsbehdrde dynamisiert werden, und welche
Energietrager im Geforderten Vorhaben eingesetzt werden. Wird in einem Forderaufruf festge-
legt, dass lediglich einzelne oder mehrere Energietrager des Referenzsystems dynamisiert wer-
den, trifft Abschnitt 1 zu. Werden auch einzelne oder mehrere Energietriger des Geforderten
Vorhabens dynamisiert, trifft ergdnzend Abschnitt 2 zu.

Bei den im Folgenden aufgefiihrten Variablen ist zu beachten, dass diese iiberwiegend zeitlich
variabel sind. Das Superskript t fiir die zeitliche Variabilitdt wird im Folgenden meist zur bes-
seren Lesbarkeit ausgelassen und lediglich bei geplanten Werten, die nicht zeitlich konstant
sind, gefiihrt. In der Durchfiihrung realisierte Werte sind mit dem Superskript real gekenn-
zeichnet und fithren daher das Superskript t nicht. Die zeitliche Abhédngigkeit der Variablen
wird in den erkldrenden Tabellen nach jeder Formel aufgefiihrt. Hierbei gilt, dass sich die Be-
zeichnung Jahr und jéhrlich auf die vollstéindigen Kalenderjahre und bei einem unterjéhrigen
Operativen Beginn auf das Erste sowie Letzte Teiljahr bezieht. Absolute Werte werden im Fol-
genden mit groBgeschriebenen Variablen bezeichnet, wihrend normierte Werte mit den ent-
sprechenden Kleinbuchstaben bezeichnet werden. Dieser Absatz gilt auch fiir Anhang 4.

Allgemeine Berechnung des Auszahlungsbetrags

Grundsitzlich ermittelt sich der Auszahlungsbetrag der jahrlichen Fordersumme wie in der fol-
genden Gleichung dargestellt. Der Auszahlungsbetrag ist durch die maximale jahrliche Forder-
summe beschrénkt.

i Refit
Zxsv = (PR&V® + Akgsy — Penz)Ae™d Qe — R, sy — Rgp — AFgyy [1a]

Der jahrliche Auszahlungsbetrag Zkgy ergibt sich aus der Differenz zwischen dem Basis-Ver-

tragspreis poay® (in der Regel angepasst um eine Dynamisierungskomponente Akﬁg{’,t, siche

Abschnitt 1 Absatz 3) und einem effektiven CO»-Preis pggz (siehe Abschnitt 1 Absatz 2), mul-
tipliziert mit der jahrlichen real erzielten Spezifischen Treibhausgasemissionsminderung
Aeralund multipliziert mit der jahrlichen real erzielten Produktionsmenge Q"®?!, abziiglich An-
derweitiger Forderungen R, ksy, die das Unternehmen nach Einreichung des Antrags auf For-
derung fiir das Geforderte Vorhaben erhilt, und — abhingig von den Bestimmungen des For-
deraufrufs — gegebenenfalls abziiglich der Griinen Mehrerlose Rgp sowie der Forderung fiir im
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Geforderten Vorhaben eingesetzten Wasserstoff, der durch geforderte Elektrolyseanlagen eines
Verbundenen Unternehmens hergestellt worden ist AFg;y (siche Abschnitt 1 Absatz 7).

Die realisierte Spezifische Treibhausgasemissionsminderung berechnet sich wie folgt:

Aereal = €Ref — e1"eal

[2]

Die realisierten spezifischen Treibhausgasemissionen des Geforderten Vorhabens e™®?! werden
definiert als Wert grofler oder gleich Null. Negative Werte werden gleich Null gesetzt.

Dariiber hinaus sind weitere Korrekturen fiir Energietrigerpreisanpassungen und die Anpas-

sung spezifischer Einsétze und der geplanten Treibhausgasemissionsminderung moglich. Diese
und weitere Elemente werden im Folgenden néher definiert und erldutert.

Basis

Der Basis-Vertragspreis pgsy - entspricht dem Gebot des Zuwendungsempfiangers.

Wenn keine Treibhausgasemissionsminderung erreicht wird (Ae™?! < 0), gilt Zggy = 0.

Wenn die realisierte absolute Treibhausgasemissionsminderung AE™ = Ae"Q ! dic ge-

plante absolute Treibhausgasemissionsminderung AEP1a™t = AePlantqPlant ym mehr als 30 %
iibersteigt (AE™®! > 1,3AEPY) it

Zxsv = (PRey® + Akt — pel,)1,3AEPat — R, voy — Rgp — AFgyy [3]

Element | Beschreibung Zeitliche Variabilitit

Zxsv Auszahlungsbetrag des Klimaschutzvertrags Jéhrlich ermittelt
[EUR]

plasis Basis-Vertragspreis Zeitlich konstant
[EUR/t CO»-Aq.]

Akﬁg{',t Dynamisierungskomponente fiir die dynamische Energiepreisan- | Jahrlich ermittelt
passung des Referenzsystems
[EUR/t CO»-Aq.]

pell, Effektiver CO2-Preis Jahrlich ermittelt
[EUR/t CO2-Aq.]

Aeredl Realisierte Spezifische Treibhausgasemissionsminderung des Ge- | Jahrlich ermittelt
forderten Vorhabens
[t CO»-Aq./ME Produkt]

€Ref Spezifische Treibhausgasemissionen des Referenzsystems Zeitlich konstant
[t CO2-Aq./ME Produkt]

ereal Realisierte spezifische Treibhausgasemissionen des Geforderten | Jahrlich ermittelt
Vorhabens
[t CO2-Aq./ME Produkt]

Qreal Realisierte Produktionsmenge des Geforderten Vorhabens Jahrlich ermittelt
[ME Produkt]

Ruksv Anderweitige Forderung, die nach Einreichung des Antrags auf | Jahrlich ermittelt

Forderung bewilligt oder erhoht wurde und nach Nummer
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Beschreibung

Zeitliche Variabilitit

AFgyy

AEreal

AE Plan,t

AePlan,t

Plan,t
Q

4.9.4(c) in dem Kalenderjahr von dem Auszahlungsbetrag abzu-
ziehen ist, welches auf das Kalenderjahr folgt, in dem die Ander-
weitige Forderung ausgezahlt oder auf sonstige Weise gewéhrt
worden ist

[EUR]

Anpassungsterm zur Beriicksichtigung der Griinen Mehrerldse
[EUR]

Forderung fiir im Geforderten Vorhaben eingesetzten Wasser-
stoff, der durch geforderte Elektrolyseanlagen eines Verbundenen
Unternehmens hergestellt worden ist und nach Nummer 4.9.4(d)
abzuziehen ist.

[EUR]

Realisierte Treibhausgasemissionsminderung des Geforderten
Vorhabens

[t COx-Aq.]

Geplante Treibhausgasemissionsminderung des Geforderten Vor-
habens in Jahr t

[t COx-Aq.]

Geplante Spezifische Treibhausgasemissionsminderung des Ge-
forderten Vorhabens in Jahr t

[t CO,-Aq./ME Produkt]

Geplante Produktionsmenge des Geforderten Vorhabens in Jahr t
[ME Produkt]

Jahrlich ermittelt

Jahrlich ermittelt

Jahrlich ermittelt

Fiir jedes Jahr festge-
legt

Fiir jedes Jahr festge-
legt

Fiir jedes Fahr festge-
legt

Rgp ist nur anzuwenden, wenn die Bewilligungsbehorde im Forderaufruf festlegt, dass der
Griine Mehrerlds abgezogen wird.

2) Der effektive CO»-Preis ergibt sich wie folgt:

real _ real
eff __ (eRef_aRef)_(e —a

) real
pCOZ - Aereal

Prua

[4]

Element

Der effektive CO»-Preis beriicksichtigt Kosten und Erlose, die sich aus dem EU-ETS 1 erge-

ben. Betrachtet wird hierbei die Differenz zwischen dem Geforderten Vorhaben und dem je-

weiligen dem EU-ETS 1 unterliegenden Referenzsystem, unter Beriicksichtigung der jeweili-
gen freien Allokation.

Beschreibung Zeitliche Variabilitit

ARef

a

PruA

Spezifische kostenlose Zuteilung fiir das Referenzsystem Jahrlich ermittelt
[t CO»-Aq./ME Produkt]

Realisierte spezifische kostenlose Zuteilung fiir das Geforderte
Vorhaben

[t CO»-Aq./ME Produkt]

Indizierter CO;-Preis im EU-ETS 1

real Jahrlich ermittelt

real

Jahrlich ermittelt
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Element ‘ Beschreibung

| Zeitliche Variabilitiit

"TEUR/ COrAq]

3) Zur Beriicksichtigung der Energietragerpreisentwicklung des Referenzsystems wihrend der
Vertragslaufzeit (Dynamisierung) gilt fiir die Dynamisierungskomponente:

AkRef,t _ i B?efdﬁef (p{eal_piBams)
KSVv —

AePlan,t

[5]

Die geplante Spezifische Treibhausgasemissionsminderung berechnet sich wie folgt:

Die geplanten spezifischen Treibhausgasemissionen des Geforderten Vorhabens e

Plan,t _— Plan,t
Ae = ERef— €

[6]

Plant werden

definiert als Wert grofler oder gleich Null. Negative Werte werden gleich Null gesetzt.

Durch diese Anpassung werden hohere oder niedrigere Differenzkosten fiir die Durchfithrung
des Geforderten Vorhabens relativ zu dem jeweiligen Referenzsystem, ausgeglichen. Diese er-
rechnen sich aus der Differenz zwischen den realen indizierten Energietrdgerpreisen fiir die
Energietriager des Referenzsystems und den Basispreisen fiir die dynamisierten Energietriager
des Referenzsystems.

Ele- Beschreibung Zeitliche Variabili-

ment tit

diRef Spezifischer Einsatz von Energietrdger i im Referenzsystem Zeitlich konstant
[MWh/ME Produkt]

?ef Faktor zur Bestimmung des Anteils der Dynamisierung von Zeitlich konstant

Energietrager i des Referenzsystems

pireal Realer indizierter Preis fiir Energietréiger i Jéhrlich ermittelt
[EUR/MWh]

pBasis Basispreis fiir Energietréger i Zeitlich konstant
[EUR/MWh]

eFlant | Geplante spezifische Treibhausgasemissionen des Geforderten | Fiir jedes Jahr festge-
Vorhabens in Jahr t legt

[t CO»-Aq./ME Produkt]

4) Den Faktor BiRef legt die Bewilligungsbehorde fiir jeden Energietrdger im Forderaufruf fest.

5) Die Summe aus Basis-Vertragspreis und der in Abschnitt 1 Absatz 3 beschriebenen Dynami-
sierungskomponente ergibt den Dynamisierten Vertragspreis.

6) Vom Auszahlungsbetrag werden Anderweitige Forderungen, die nach Einreichung des Antrags
auf Forderung bewilligt oder erhéht wurden und daher im Gebot und bei der Berechnung der

Forderkosteneffizienz nicht beriicksichtigt worden sind, nach MaB3gabe von Nummer 4.9.4(c)
abgezogen (R, ksv).
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7) Soweit in dem Geforderten Vorhaben Wasserstoff eingesetzt wird, der durch Elektrolyseanla-
gen eines Verbundenen Unternehmens des Zuwendungsempféangers produziert wird, wird die
hinsichtlich dieser Elektrolyseanlage ausgezahlte oder auf sonstige Weise gewéhrte Forderung
eines Verbundenen Unternehmens des Zuwendungsempfangers nach MaB3gabe von Num-
mer 4.9.4(d) abgezogen.

Die Hohe des Abzugs berechnet sich aus der Férderung fiir CAPEX und des Betriebs der
Elektrolyseanlage bezogen auf die Produktionsmenge der Elektrolyseanlage. Der CAPEX be-
zogene Teil der Forderung ist wie folgt ins Verhiltnis zu der Kapazitét der Elektrolyseanlage in
Megawatt elektrischer Leistung Pgjy, deren Wirkungsgrad ngyy, und deren Jahresnutzungsgrad

jely sowie der Abschreibungsdauer der Elektrolyseanlage tg)y zu setzen:

F
ElyCAPEX [7]

f = .
ElyCAPEX Pely *MEly - JEly * tElY

Der Standardwert flir den Wirkungsgrad der Elektrolyseanlage ngjy wird auf 65 % und der
Standardwert fiir den Jahresnutzungsgrad jg;y, auf 46 % festgelegt. Hohere Werte fiir ngjy und
jely sind vom Zuwendungsempfanger nachzuweisen. Die Abschreibungsdauer tg, wird auf
131.472 Stunden (15 Jahre) festgelegt.

Die Bewilligungsbehorde kann im Forderaufruf hiervon abweichende Standardwerte fiir ngyy

und jgy sowie eine abweichende Abschreibungsdauer tgy, festlegen.

Der hierdurch berechnete Betrag ist mit der Jahresmenge des in dem Geforderten Vorhaben
eingesetzten Wasserstoffs, welcher durch die geforderte Elektrolyseanlage produziert worden
ist, wie folgt zu multiplizieren:
Ely,KSV

AFElyCAPEX = DH2y : fElyCAPEX [8]
Soweit die Forderung eines Verbundenen Unternehmens des Zuwendungsempfingers fiir den
Betrieb einer Elektrolyseanlage ausgezahlt oder auf sonstige Weise gewéhrt wurde, berechnet
sich die Hohe des Abzugs betreffend diese Forderung wie folgt:

Ely,KSV

AFgiyopex = Dyy ' - fElyopEX [9]
Die Summe der hierdurch berechneten Betrige AFgjyopex und AFgiycapex stellt die Hohe des
Abzugs nach Nummer 4.9.4(d) dar:

AFgyy = AFgiycaprex + AFgiyopex
[10]

Element Beschreibung Zeitliche Variabili-
tat
Feiycapex | Ausgezahlte oder auf sonstige Weise gewihrte CAPEX-For- | Zeitlich konstant

derung fiir Elektrolyseanlage
[EUR]

Peiy Elektrische Leistung der Elektrolyseanlage Zeitlich konstant
[MWel]
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NEly Wirkungsgrad Elektrolyseanlage fiir den Wasserstoff bezo- Zeitlich konstant
gen auf den Heizwert
[MWyp /MW ]

tely Abschreibungsdauer der Elektrolyseanlage Zeitlich konstant
[Stunden]

JEly Jahresnutzungsgrad Zeitlich konstant

feiycapex | Abzugsbetrag fiir im Geforderten Vorhaben eingesetzten Zeitlich konstant

Wasserstoff je MWh, der von der geforderten Elektrolysean-

lage hergestellt wurde

[EUR/MWh]

DEIIZY'KSV Menge des im Geforderten Vorhaben eingesetzten Wasser- | Jahrlich ermittelt
stoffs (im Abrechnungsjahr), welcher durch die geforderte

Elektrolyseanlage produziert worden ist

[MWh]

felyopEx Ausgezahlte oder auf sonstige Weise gewihrte Forderung ei- | Jahrlich ermittelt

nes Verbundenen Unternehmens des Zuwendungsempfin-

gers fiir den Betrieb der Elektrolyseanlage je Produktions-

menge

[EUR/MWh]

AFgiycapex | HOhe des von der Zuwendung abzuziehenden Betrags beziig- | Jéhrlich ermittelt

lich des CAPEX bezogenen Teils der Forderung

[EUR]

AFgyopex | HOhe des von der Zuwendung abzuziehenden Betrags beziig- | Jéhrlich ermittelt

lich einer ausgezahlten oder auf sonstige Weise gewahrten

Forderung eines Verbundenen Unternehmens des Zuwen-
dungsempfangers
[EUR]

2. Berechnung des Auszahlungsbetrags bei Dynamisierung von Energietrigern des Gefor-
derten Vorhabens

1) Die Bewilligungsbehorde kann fiir einen oder mehrere Energietrager des Geforderten Vorha-
bens eine Energietridgerpreisanpassung vorsehen. Dann gilt fiir den Auszahlungsbetrag fol-
gende Gleichung:

i Plan, Plan,
Zxsy = (PR&V® + Amygy" + Akydy" — p&o,)Ae™Q e — Ryysy — Rgp — AFgyy [1b]
Der Auszahlungsbetrag ist durch die maximale jéhrliche Férdersumme beschrénkt.

R¢p ist nur anzuwenden, wenn die Bewilligungsbehdrde im Forderaufruf festlegt, dass der
Griine Mehrerlds abgezogen wird.

Falls die Bewilligungsbehorde fiir einen oder mehrere Energietrager des Geforderten Vorha-
bens eine Energietridgerpreisanpassung vorsieht, ersetzt die Dynamisierungskomponente nach
Abschnitt 2 Absatz 6 die Dynamisierungskomponente nach Abschnitt 1 Absatz 3.
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Wenn keine Treibhausgasemissionsminderung erreicht wird (Ae™?! < 0), gilt Zxgy = 0.

Wenn die realisierte absolute Treibhausgasemissionsminderung AE™ = Ae"Q e die ge-
plante absolute Treibhausgasemissionsminderung AEP1a™t = AePlantqPlant ym mehr als 30 %
iibersteigt (AE™ > 1,3AEPY) gilt:

i Plan,t Plan,t
Zxsy = (PR&V® + Ampdy + Akydy'" — p&o,)1L,3AEPAM — Ry voy — Rgp — AFpy[11]

Element | Beschreibung Zeitliche Variabilitit

Amﬁlsa\f;-t Anpassung des Basis-Vertragspreises an die anzulegenden jahrli- | Fiir jedes Jahr festge-
chen Spezifischen Energietragereinsitze legt
[EUR/t CO»-Aq.]

Akilsa\?’t Dynamisierungskomponente fiir die dynamische Energietridger- | Jahrlich ermittelt
preisanpassung

[EUR/t CO»-Aq.]

2) Die Angabe der geplanten Energietragereinsétze erfolgt durch die Angabe der geplanten Spezi-

fischen Energietrégereinsitze der dynamisierten Energietréger in jedem Jahr t (df lan'dyn't) so-

Plan,ndyn,t
i

gen fiir das Geforderte Vorhaben insgesamt. Fiir den Fall, dass das Geforderte Vorhaben meh-
rere Produkte umfasst, die unterschiedlichen Referenzsystemen zuzuordnen sind, erfolgen die
Angaben fiir jedes dieser Produkte. Wenn das aus technischen Griinden nicht moglich ist, er-
folgt die Angabe der absoluten GroBen nach Anhang 4 fiir das gesamte Geforderte Vorhaben in

Summe.

wie der nicht dynamisierten Energietrager in jedem Jahr t (d ). Diese Angaben erfol-

3) Injedem Jahr der Vertragslaufzeit wird die Auszahlung angepasst, indem die geplante zeitliche
Verianderung der Treibhausgasemissionsminderung und die geplante zeitliche Verdnderung der
dynamisierten Energietrdgereinsitze in folgendem Anpassungsterm beriicksichtigt werden:

lan,mittel .
Plant _ _Basis [Ae"?™ 1 Basis ( jPlan,dyn,t Plan,dyn,mittel
Amygy™ = Pksv ( APEnt 1)+ AePlant 2iDbj d; —d; [12]

Dieser Term passt zum einen den Basis-Vertragspreis auf die jahrlich geplante Spezifische
Treibhausgasemissionsminderung des Geforderten Vorhabens an, zum anderen werden die Dif-
ferenzkostendnderungen, die sich durch die geplante Anpassung der Energietrigereinsétze er-
geben, berticksichtigt.

Element Beschreibung Zeitliche Varia-
bilitit
dflanldyn't Spezifischer Finsatz des dynamisierten Energietrdgers i im | Fiir jedes Jahr
Geforderten Vorhaben in Jahr t festgelegt
[MWh/ME Produkt]
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gFlandynmittel | Dyurchschnittlicher geplanter spezifischer Einsatz des dyna- | Zeitlich konstant

1

misierten Energietrigers i im Geforderten Vorhaben
[MWh/ME Produkt]

AePlanmittel | Dyrchschnittliche geplante Spezifische Treibhausgasemissi- | Zeitlich konstant

onsminderung des Geforderten Vorhabens
[t CO2-Aq./ME Produkt]

4) Der durchschnittliche geplante spezifische Einsatz des dynamisierten Energietrdgers i im Ge-

S)

6)

forderten Vorhaben (df lan’Olyn'mittel) wird fiir alle Jahre t der geplanten Energietrigereinsitze
wie folgt als gewichteter Mittelwert ermittelt.

Plan,t yPlan,dyn,t
Plandynmittel _ 2cQ B

Plan,t
! %eQ

[13]

Durch eine Anpassung der geplanten Energietrigereinsitze und der geplanten Treibhaus-

. . ; . . JPlan,dynmittel _.
gasemissionsminderung nach Nummer 4.9.3 dndert sich d; Ay mEe picht.

Die durchschnittliche geplante Treibhausgasemissionsminderung des Geforderten Vorhabens
(AePlanmittely wird fiir alle Jahre t der geplanten Treibhausgasemissionsminderung wie folgt
als gewichteter Mittelwert ermittelt:

Zt QPlan.tAePlan,t

Plan,mittel _
Ae - Zt QPlan,t

[14]

Durch eine Anpassung der geplanten Energietrigereinsitze und der geplanten Treibhaus-

Plan,mittel

gasemissionsminderung nach Nummer 4.9.3 dndert sich Ae nicht.

Die Dynamisierungskomponente berechnet sich geméal der folgenden Formel, wobei auch die
Dynamisierung des Referenzsystems beriicksichtigt wird:

Vorhaben jPlan,dynt (_real __ Basis Ref jRef,dynt (_real __Basis
2i By d; (pi —Pj ) Yi Bi d; (pi —Pj )

Akflzlsa\?'t = AePlant AePlant [1 5]

Die so definierte Dynamisierungskomponente stellt eine positive Anpassung des Basis-Ver-
tragspreises dar, wenn die Energietridgerpreisanpassung fiir die dynamisierten Energietréger des
Geforderten Vorhabens grofier ist als diejenige fiir die dynamisierten Energietrager des jeweili-
gen Referenzsystems. Im gegenteiligen Fall wird die Dynamisierungskomponente negativ. Das
Risiko, das sich aus Anderungen der dynamisierten Energietriigerpreise gegeniiber den festge-
legten Basispreisen ergibt, wird so im Rahmen der weiteren Anforderungen und Restriktionen

dieser Forderrichtlinie beriicksichtigt.

Element ‘ Beschreibung ‘ Zeitliche Variabilitit

pyorhaben | Faktor zur Bestimmung des Anteils der Dynamisierung Zeitlich konstant

von Energietriger i des Geforderten Vorhabens
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Element | Beschreibung Zeitliche Variabilitit

gRefdynt | Spezifischer Einsatz des Energietrdgers i im Referenzsys- | Fiir jedes Jahr festgelegt
1
tem, angepasst um die nicht dynamisierten Energietrager-
einsétze im Geforderten Vorhaben in Jahr t

[MWh/ME Produkt]

7) Den Faktor BY°13ben [eot die Bewilligungsbehorde fiir jeden Energietriger fiir alle Vorhaben

identisch im Forderaufruf fest. Auch bei einem Wert ungleich eins gelten diese Energietriger

Ref,dyn,t

weiterhin als vollstindig dynamisiert und flieBen somit nicht in die Berechnung von d;

gemal Absatz 8 ein.

8) Die dynamisierten Energietridgereinsétze im Referenzsystem werden in jedem Jahr basierend
auf denjenigen Energietragereinsétzen des Geforderten Vorhabens, die nicht dynamisiert wer-
den, angepasst. Dafiir werden zunéchst fiir jedes Jahr die Nettoenergietrdgereinsitze ermittelt.
Fiir jeden Energietrager des Referenzsystems wird dafiir der Einsatz des gleichen Energietré-
gers im Geforderten Vorhaben abgezogen, wenn dieser nicht dynamisiert wird. Der Wert dieser
Differenz ist durch Null nach unten begrenzt. Von jedem nicht dynamisierten Energietriager des
Geforderten Vorhabens wird der Energietragereinsatz desselben Energietriagers des Referenz-
systems abgezogen. Der Wert dieser Differenz ist durch Null nach unten begrenzt. Fiir jeden
Energietrdger ergeben sich so folgende Nettoenergietrigereinsitze:

diRef,netto,t — maX(diREf _ df‘lan,ndyn,t’ 0) [16]

dF‘lan,ndyn,netto,t

: = max(d; ""V™ — dRef, 0) [17]

1

Hiernach werden die verbleibenden nicht dynamisierten Energietrigereinsétze des Geforderten
Vorhabens anteilig von den verbleibenden Energietrigereinsitzen des Referenzsystems abge-
zogen. Dafiir werden die spezifischen Nettoenergietrigereinsitze der Energietridger des Refe-
renzsystems wie folgt angepasst, um den spezifischen Einsatz des Energietrigers i im Refe-
renzsystem zu ermitteln, welcher zum Zweck der Dynamisierung zur Anwendung kommt

Ref,dyn,t,
(d; ):
Plan,ndyn,netto,t
Refdyn,t _ Refnetto,t Zid;
di = max (dl (1 - 21: dRef,netto,t ) 0) [18]
My
Ref,dyn,t . . . .
Wenn d; eLYNE Kleiner als Null wird, wird der Wert auf Null gesetzt. Falls diR efnettot i einem

Jahr fiir alle Energietrdger Null ist, ist auch d?ef’dyn’t fiir alle Energietridger Null. Die Bewilli-
gungsbehdrde kann vorsehen, dass bestimmte Energietrdger des Referenzsystems nicht von
dieser Regel betroffen sind. Fiir diese gilt:

d?ef,dyn,t — d%(ef [19]

Element Beschreibung ‘ Zeitliche Variabilitit
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diplan'“dyn't Spezifischer Einsatz der nicht dynamisierten Energietrdger i | Fiir jedes Jahr
im Geforderten Vorhaben in Jahr t festgelegt
[MWh/ME Produkt]

df’lan-ndyn-netto-t Spezifischer Nettoenergietrigereinsatz der nicht dynamisier- | Fiir jedes Jahr
ten Energietrdger i im Geforderten Vorhaben in Jahr t festgelegt
[MWh/ME Produkt]

diReﬁ“ett"’t Spezifischer Nettoenergietrdgereinsatz der Energietrdger i im | Fiir jedes Jahr
Referenzsystem in Jahr t festgelegt
[MWh/ME Produkt]

3. Bestimmung der maximalen jihrlichen und maximalen gesamten Fordersumme

1) Fiir den Fall, dass keine Dynamisierung von Energietridgern des Geforderten Vorhabens erfolgt,
errechnet sich die maximale jahrliche Fordersumme und damit der maximale jahrliche Auszah-
lungsbetrag wie folgt:

max,t __ Basis Reft sicher,t Plan,t ~Plan,t max,t
Zgsy. = (PRSV® + Akpayksy — Peoa)Ae Q —Rpksy  [20]

Wenn die errechnete maximale jahrliche Fordersumme fiir ein Jahr negativ ist, gilt fiir dieses
Jahr Zget = 0

Element | Beschreibung Zeitliche Variabilitit
Z}?Sa\’/"t Maximale jahrliche Férdersumme, je nach Anwendungsfall be-  Fiir jedes Jahr festge-
rechnet nach Abschnitt 3 Absatz 1 oder 3 legt
[EUR]
Akﬁg)':st Maximierte Dynamisierungskomponente fiir das Referenzsys- Fiir jedes Jahr festge-
tem legt
[EUR/t CO»-Aq.]
pzicc)leerrt Absicherungspreis fiir den CO,-Preis, der fiir die Bestimmung Fiir jedes Jahr festge-
der maximalen jahrlichen Fordersumme angesetzt wird legt
[EUR/t CO»-Aq.]
Rg‘l?;& Anderweitige Forderung, die nach Einreichung des Antrags auf  Fiir jedes Jahr festge-
Forderung bewilligt oder erh6ht wurde und dauerhaft zur Redu-  legt
zierung der Forderung fiihrt
[EUR]

2) Der Term der maximierten Dynamisierungskomponente beriicksichtigt das zusétzlich notwen-
dige Budget, das durch die Dynamisierung des Referenzsystems zur Auszahlung kommen
konnte. Dieser Term stellt keine eigenstdndige Beschriankung fiir Akﬁgg, dar. Fiir den Term der
maximierten Dynamisierungskomponente gilt:

Ref jRef _sicher,t
_ o« Yi Bi di " pj

Refit
AkmeaX.KSV - 1+a AePlant [21]
Element Beschreibung ‘ Zeitliche Variabilitit

10
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o Absicherungsfaktor zur Bestimmung der maximierten Zeitlich konstant
Dynamisierungskomponente
iSiCherzt Absicherungspreis fiir den Energietrager i, der fiir die Bestim- | Fiir jedes Jahr festge-
mung der maximalen jihrlichen Fordersumme angesetzt wird | legt
[EUR/MWh]

3) Fiir den Fall, dass eine Dynamisierung von Energietrdgern des Geforderten Vorhabens erfolgt,
errechnet sich die maximale jéhrliche Fordersumme wie folgt:

max,t __ Basis Plan,t Plan,t sicher,t Plan,t nPlan,t max.t
Zysy = (PRSV® + Dmggy” + Ak sy — Peoz - )Ae Q — Ruksv [22]

Element ‘ Beschreibung ‘ Zeitliche Variabilitit
Akﬂggﬁ sy Maximierte Dynamisierungskomponente Fiir jedes Jahr festge-
[EUR/t CO»-Aq.] legt
4) Hierbei gilt fiir die maximierte Dynamisierungskomponente:
Plan,t _ i Byorhaben gPlandynt p_sicher,t 1% BRedeeﬁdyn,t p_sicher,t
AKaxksy = O(( : A;Plan,t l 1+ta : lAeplan,t 1 [23]

Diese stellt keine eigenstéindige Beschrankung fiir Akﬂ‘;\?'t dar. Zusitzlich zu Abschnitt 3 Ab-

satz 2 werden somit auch die Absicherungspreise und Energietragereinsétze der dynamisierten
Energietrdger des Geforderten Vorhabens zur Definition der maximierten Dynamisierungs-
komponente herangezogen. Fiir den Fall, dass derselbe Energietriger auf Seiten des Geforder-
ten Vorhabens und des Referenzsystems dynamisiert wird, wird nur der Betrag der Differenz
der Einsétze in der Berechnung der maximalen Férdersumme beriicksichtigt. Ist der Einsatz auf
Seiten des Referenzsystems grofler, wird die Differenz so behandelt wie Energietréger, die nur
im Referenzsystem eingesetzt werden, andernfalls so wie Energietriager, die im Geforderten
Vorhaben eingesetzt werden.

5) Der Absicherungsfaktor a zur Bestimmung der maximierten Dynamisierungskomponente ist

dem Forderaufruf zu entnehmen. Der Absicherungspreis fiir den CO,-Preis pséicc)lzler’t und der

sicher,t

Absicherungspreis fiir den Energietréiger i p;

des Kalenderjahr bekanntgegeben. pioh®* wird entsprechend dem Verlauf der EEX EUA Fu-
tures ansteigend festgelegt.

werden im Forderaufruf als Zeitreihe fiir je-

pf:lglzler’t und piswher't stellen keine Begrenzung fiir p&f , bzw. pré3! dar.

6) Wenn die geplante Treibhausgasemissionsminderung AeP1¥™ fiir ein Jahr negativ oder mit

Null angesetzt wird, gilt fiir dieses Jahr Zf?sa\);’t = 0.

7) Die maximale gesamte Fordersumme ist definiert als Summe der maximalen jéhrlichen Forder-
summen der jeweiligen Jahre, berechnet nach Abschnitt 3 Absatz 1 oder 3 je nach Anwen-
dungsfall.

max.gesamt __ max,t
Zysy = Xt Zgsy [24]

11
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Element Beschreibung Zeitliche Variabilitit
Z?Sa\’,"gesamt Maximale gesamte Fordersumme Zeitlich konstant
[EUR]

8) Bei Verschiebung des Operativen Beginns nach Nummer 8 wird die maximale Fordersumme

aus den gemdfl Nummer 8.3 oder Nummer 8.4 angepassten jahrlichen Planwerten mit den im

Forderaufruf fiir das jeweilige Kalenderjahr festgelegten Werten fiir pzigz‘er't und piSiCher't

maf den Vorgaben dieses Abschnitts neu berechnet. Die hierdurch ermittelten, hinsichtlich der

ge-

max,t,unkorr

maximalen jéhrlichen Fordersumme noch nicht korrigierten Werte, werden mit Zgey'erschoben

bezeichnet.

a) Die Summe dieser Werte iiber alle Kalenderjahre der Laufzeit des Klimaschutzvertrags
wird wie folgt ermittelt:

max.gesamt,unkorr __ max,t,unkorr
ZKSV,verschoben - Zt ZKSV,Verschoben [25]
Element Beschreibung Zeitliche Variabilitit
Zglsa&(i‘;lglé?ll(;%en Nicht korrigierter Wert der maximalen jahrlichen For- | Fiir jedes Jahr festgelegt

dersumme fiir das Jahr t bei Verschiebung des Operati-
ven Beginns

[EUR]
Z}‘?Sa";-gesamht'gnko” Nicht korrigierter Wert der maximalen gesamten For- Zeitlich konstant
,verschoben . . . .
dersumme bei Verschiebung des Operativen Beginns
[EUR]

max.gesamt,unkorr
KSV,verschoben
max.gesamt
KSv

b) Falls die nach Absatz 8 a) ermittelte maximale gesamte Fordersumme Z

die im Zuwendungsbescheid festgelegte maximale gesamte Fordersumme Z
iibersteigt, gilt:

i) Die nach Absatz 8 a) errechneten maximalen jahrlichen Férdersummen werden anteilig

gekiirzt:
max.gesamt
Zmax,t _ Zmax,t,unkorr Zgsv [26]
KSV,verschoben — “KSV,verschoben Zmax.gesamt,unkorr
KSV,verschoben

ii) Die Summe der nach Absatz 8 b) i) gekiirzten maximalen jihrlichen Férdersummen
entspricht der urspriinglich im Zuwendungsbescheid festgelegten maximalen gesamten

Fordersumme:
max.gesamt _ max,t __ max.gesamt
ZKSV,VerS(:hoben - Zt ZKSV,verschoben - ZKSV [27]

12
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Element Beschreibung Zeitliche Variabilitit
't s . . s es . . _ . .

Z}r?Sa\)/(,verschoben Korrigierter Wert der maximalen jahrlichen Forder Fiir jedes Jahr festgelegt
summe fiir das Jahr t bei Verschiebung des Operativen
Beginns
[EUR]

zmax.gesamt Korrigierter Wert der maximalen gesamten Fordersumme | Zeitlich konstant

KSV,verschoben . . . .

bei Verschiebung des Operativen Beginns
[EUR]

. . . . max.gesamt,unkorr
c¢) Falls die nach Absatz 8 a) ermittelte maximale gesamte Fordersumme Zygy Verschoben

gleich oder kleiner ist als die im Zuwendungsbescheid festgelegte maximale gesamte For-
dersumme Z?Sa‘f 8esaMt erden die Werte der ermittelten maximalen jéhrlichen Forder-
summen und der ermittelten maximalen gesamten Fordersumme wie nach Absatz 8 a) be-

rechnet festgelegt und es gilt:

max,t __ ~max,t,unkorr

ZKSV,Verschoben - ZKSV,verschoben [28]
sowie

max.gesamt _ max,t max.gesamt

KSV,verschoben z:’E ZKSV,verschoben < ZKSV [29]

Bestimmungen bei Vorgelagerten Referenzsystemen

1) Finden Vorgelagerte Referenzsysteme Anwendung, ist in den Berechnungen nach Anhang 3
Abschnitt 1-3 und Abschnitt 5 sowie Anhang 4 anstelle der geplanten Produktionsmenge des
Geforderten Vorhabens QP12™t die geplante Einsatzmenge des Vorprodukts AP12™t und anstelle
der realisierten Produktionsmenge des Geforderten Vorhabens Q'¢?! die realisierte Einsatz-
menge des Vorprodukts A™®3! einzusetzen. Spezifische GroBen sind auf die Mengeneinheit des
Vorprodukts bezogen.

2) Bei der Berechnung des Auszahlungsbetrags wird an allen Stellen nur die kostenlose Zuteilung
von Emissionsberechtigungen fiir die Produktion des Vorprodukts beriicksichtigt.

3) Die Treibhausgasemissionen des Referenzsystems beriicksichtigen bei den Vorgelagerten Re-
ferenzsystemen die Treibhausgasemissionen, die aus der Herstellung oder dem Einsatz des

Vorprodukts resultieren. Zu diesen Treibhausgasemissionen werden die Treibhausgasemissio-
nen addiert, die bei der Herstellung der geforderten Produkte zusétzlich anfallen, nachgelagert

oder parallel zu denjenigen des Referenzsystems fiir das Vorprodukt. Diese zuséatzlichen Treib-

hausgasemissionen werden als Produktemissionen egﬁf bezeichnet.

Die geplanten spezifischen Treibhausgasemissionen des Referenzsystems eines geférderten
Produkts oder mehrerer geforderter Produkte sind wie folgt definiert:

Y Plant,t_Ref
Plantt _ Ref , /%G " ¢q 30
CRef =€) APlant [ ]

13
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Fiir die Bestimmung der realisierten Treibhausgasemissionsminderung in der Durchfiihrung
des Geforderten Vorhabens gilt fiir die spezifischen Treibhausgasemissionen des Referenzsys-
tems:

Real  Ref
Ref +21‘Q]‘ eqj

CRref = €A Areal [31]
4) Die Treibhausgasemissionen des Geforderten Vorhabens bestimmen sich aus den Treibhaus-
gasemissionen des gesamten Prozesses, der sowohl die Herstellung des Vorprodukts als auch
des geforderten Produkts umfasst.
Element Beschreibung Zeitliche Variabilitit
APlant Geplante Einsatzmenge des Vorprodukts des Geforderten | Fiir jedes Jahr festgelegt
Vorhabens in Jahr t
[ME Vorprodukt]
Areal Realisierte Einsatzmenge des Vorprodukts des Geforder- | Jahrlich ermittelt
ten Vorhabens
[ME Vorprodukt]
Q]F’Ian't Geplante Produktionsmenge des Geforderten Vorhabens | Fiir jedes Jahr festgelegt
des geforderten Produkts j in Jahr t
[ME Produkt]
ereal Realisierte Produktionsmenge des Geforderten Vorha- Jéhrlich ermittelt
bens des geforderten Produkts j
[ME Produkt]
egleafnt't Spezifische Treibhausgasemissionen des Referenzsys- Fiir jedes Jahr festgelegt
tems im Plan
[t CO-Aq./ME Vorprodukt]
egj?f Produktemissionen, die bei der Herstellung der geforder- | Zeitlich konstant
ten Produkte zusétzlich anfallen, nachgelagert oder paral-
lel zu denjenigen des Referenzsystems fiir das Vorpro-
dukt, ausgedriickt spezifisch zur Produktionsmenge des
geforderten Produkts j
[t CO2-Aq./ME Produkt]
eRef Treibhausgasemissionen des Referenzsystems des Vor- | Zeitlich konstant
produkts
[t CO2-Aq./ME Vorprodukt]

5. Weitere Definitionen und Umrechnung von absoluten in spezifische Gréfien

1) Die realisierten spezifischen Treibhausgasemissionen des Geforderten Vorhabens e

wie folgt mit den absolut gemessenen Treibhausgasemissionen

Ereal

duktionsmenge verkniipft:

real sind

sowie der realisierten Pro-

14
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3)

4)

5)

6)

7)

8)

9)
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Ereal — Qrealereal [32]

Plan,t

Die geplanten spezifischen Treibhausgasemissionen des Geforderten Vorhabens e sind

wie folgt mit den geplanten absoluten Treibhausgasemissionen EP1M und der geplanten Pro-
duktionsmenge Q7™ verkniipft:
EPlan,t — QPlan,tePlan,t [33]

Die geplanten absoluten Treibhausgasemissionen des Referenzsystems berechnen sich wie
folgt:

Eper " = ererQ”'™ [34]
Die realisierten Treibhausgasemissionen des Referenzsystems berechnen sich wie folgt:

ERet = ererQ™ [35]
Die jahrlich ermittelte Absolute Treibhausgasemissionsminderung berechnet sich wie folgt:

AETeal — Eﬁeea%l _ greal [36]

Die fiir jedes Jahr geplante Absolute Treibhausgasemissionsminderung berechnet sich wie
folgt:

lant _ pPlant _ Plant
AEPlant — goant _ gran [37]
Die fiir jedes Jahr geplante Relative Treibhausgasemissionsminderung berechnet sich wie folgt:

P]an,t _ AEPlan,t

[38]

Plan,t
ERef

Die jahrlich ermittelte Relative Treibhausgasemissionsminderung berechnet sich wie folgt:

real _ AEreal

— greal
ERef

[39]

Die realisierte spezifische kostenlose Zuteilung des Geforderten Vorhabens a"! berechnet

sich wie folgt aus der tatsachlich erfolgten absoluten kostenlosen Zuteilung A" ynd der reali-
sierten Produktionsmenge:

real _ Areal

- Qreal

[40]

10) Die spezifische kostenlose Zuteilung des Referenzsystems agqs wird von der Bewilligungsbe-

11) Die geplanten Spezifischen Energietrigereinsitze der dynamisierten Energietrdger d

horde ermittelt.

Plan,dyn,t
i
Plan,dyn,t
i

sind mit den geplanten absoluten Einsétzen der Energietridger D und der Produktions-

menge QP12™¢ wie folgt verkniipft:

15
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DF’lan,dyn,t _ d_Plzm,dyn,t QPlan,t [4 1 ]

1 1

12) Die geplanten Spezifischen Energietrdgereinsitze der nicht dynamisierten Energietrager
Plan,ndyn,t

diplan'ndyn't sind mit den geplanten absoluten Einsétzen der Energietréger D; und der
Produktionsmenge QP12™¢ wie folgt verkniipft:
Plan,ndyn,t Plan,ndyn,t ~Plan,t
DAL — grlenndvnty [42]

13) Der absolute geplante Energietragereinsatz des Referenzsystems an Energietrager i berechnet
sich wie folgt:

DRef,t — diRefQPlan,t [43]

1

14) Der Nettoenergietrigereinsatz der nicht dynamisierten Energietrager i im Geforderten Vorha-
ben berechnet sich wie folgt:

Plan,ndyn,netto,t Plan,ndyn,t
Di an,ndyn,netto,t _ max(Di anndynt DiRef,t '0) [44]

15) Der Einsatz des Energietragers i im Referenzsystem, reduziert auf den Betrag, der groBer als
der Einsatz desselben Energietrigers im Geforderten Vorhaben ist, ist wie folgt definiert:
Ref,netto,t __ Reft Plan,ndyn,t
D; = max(D;"" — D; ,0) [45]

16) Der absolute Einsatz des Energietragers i im Referenzsystem, der in der Dynamisierung zur
Anwendung kommt, berechnet sich wie folgt:

Plan,ndyn,netto,t

DRef,dyn,t — DBef,netto,t (1 _ Yi Di ) [46]

i i Zi D?ef,netto,t

Ref,dyn,t
i

Wenn D
behorde vorsieht, dass ein Energietrdger des Referenzsystems nicht von dieser Regel betroffen

kleiner als Null wird, wird der Wert auf Null gesetzt. Falls die Bewilligungs-

ist, gilt:

DiRef,dyn,t — DiRef,t [47]

17) Der Gesamtenergieeinsatz eines Geforderten Vorhabens berechnet sich wie folgt:

Plan,gesamt,t __ Plan,dyn,t Plan,ndyn,t
D = XiD; + XD [48]

18) Der spezifische Gesamtenergieeinsatz eines Geforderten Vorhabens berechnet sich wie folgt:

Plan,gesamt,t __ Plan,dyn,t Plan,ndyn,t
d = %id; + Tid; [49]

19) Der relative Anteil eines dynamisierten Energietragers am Gesamtenergieeinsatz berechnet sich
wie folgt:

Plan,dyn,t Plan,dyn,t
8Plan,dyn,t _ b _ 4
i - DPlan,gesamt,t - dPlan.gesamt,t

[50]
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20) Der relative Anteil eines nicht dynamisierten Energietrigers am Gesamtenergieeinsatz berech-
net sich wie folgt:

Plan,ndyn,t dPlan,ndyn,t

; :

Plan,ndyn,t D
8i Y = Plan,gesamt,t = Pllan esamt,t [5 1]
D ’ ’ d 8 ’

21) Unter Einbezug der Absoluten Treibhausgasemissionsminderung und der absoluten geplanten
Energietragereinsitze ldsst sich der Auszahlungsbetrag fiir den Fall, dass nur Energietréger des

Referenzsystems dynamisiert werden, wie folgt darstellen:

_ ..Basis real
Zxsv = pxsv AE

- RefDRef,t( real _ Basis) Agreal
iPi Y Pj Pi AEPIant

QrealaRef_Areal real ppreal
- (1 - AEreal pEUAAE

— Ruksv — Rgp — AFgyy [52]

Wenn die realisierte Absolute Treibhausgasemissionsminderung AET®3! = AerealQreal dje ge-
plante Absolute Treibhausgasemissionsminderung AEP1ant = AePlantqQPlant ypy mehr als 30 %
{ibersteigt (AE™®2! > 1,3AEP1anY) gt

_ . Basis Plan,t
Zxsv = pxsv 1,3AE

£ .
_Zi BiRefDiRe t (pfeal _ p?ams) 1,3

QrealaRef_Areal real Plan,t
_ (1 — Rl ) piiA13AE

— Ruksv = Rgp — AFgyy [53]

22) Unter Einbezug der Absoluten Treibhausgasemissionsminderung und der absoluten geplanten
Energietrigereinsatze lasst sich der Auszahlungsbetrag fiir den Fall, dass Energietriger des Ge-
forderten Vorhabens dynamisiert werden, wie folgt darstellen:

_ ..Basis ppreal Plan,t y preal
Zxsy = pxsy AE™ 4+ AMgqy "AE

VorhabenpyPlan,dynt ¢ real Basis RefyRef,dynt _real Basis Agreal
+(Zi Bi D; (e = pP*'®) — X BFe'D; (pie! = pPaet) AEPIant

1
Qre@lager—ATe? real real
- (1 - AEreal pEUAAE

— Rnksv = Rgp — AFgyy [54]

Dabei gilt

AEPlan,mittel,t
AMPlan,t _ o Basis -1
Ksv = PKsv ApPlant

17
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1 Basis Plan,dyn,t Plan,dyn,mittel,t
+ AEPlant Zi Pi Di - Di [55]
mit
DPlan,dyn,mittel,t _ dPlan,dyn,mittel Plant _ _QFlant Plan,dyn,t 56
i - MY Q - e QPlan,t t¥i [ ]
und
Plan,t
Plan,mittel,t _ A ,PlanmittelPlant _ _Q ™ Plant
AEPlanmittelt —  pgPlanmittel gPlant — ROREE Zt AEPIan [57]

Wenn die realisierte Absolute Treibhausgasemissionsminderung AET®3! = AerealQreal dje ge-
plante Absolute Treibhausgasemissionsminderung AEP12nt = AePlantqQPlant ypy mehr als 30 %
{ibersteigt (AE™®3! > 1,3AEP1anY) ot

Zgsy = PhauS13AEPRnt + AMp&M1,3AEPant

+ (21 B}/orhabenDiplan,dyn,t (pireal _ p?asis) _ Zi B}KefDiRef,dyn,t (p{eal _ p?asis) ) 1,3

real real
a A
( 1 Q Ref ) P real ]’3 A EPlan,t

AEreal
— Rnksv — Rgp — AFgyy [58]
Element Beschreibung Zeitliche Variabili-
tat

greal Realisierte Treibhausgasemissionen des Geforderten Vorha-  Jéhrlich ermittelt
bens in Jahr t
[t COx-Aq.]

gPlant Geplante Treibhausgasemissionen des Geforderten Vorha- Fiir jedes Jahr festge-
bens in Jahr t legt
[t COx-Aq.]

Egljfn't Geplante Treibhausgasemissionen des Referenzsystems in Fiir jedes Jahr festge-
Jahrt legt
[t COx-Aq.]

Err{ee%l Realisierte Treibhausgasemissionen des Referenzsystems Jéhrlich ermittelt
[t CO2-Aq.]

pPlant Geplante Relative Treibhausgasemissionsminderung des Ge- Fiir jedes Jahr festge-
forderten Vorhabens in Jahr t legt

preal Realisierte Relative Treibhausgasemissionsminderung des Jéhrlich ermittelt
Geforderten Vorhabens

Areal Realisierte kostenlose Zuteilung des Geforderten Vorhabens Jahrlich ermittelt
[t COx-Aq.]
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Element Beschreibung Zeitliche Variabili-
tit

Diplan'dynrt Einsatz des dynamisierten Energietragers i im Geforderten Fiir jedes Jahr festge-
Vorhaben in Jahr t legt
[MWh]

Dipla“'“dynrt Einsatz des nicht dynamisierten Energietrigers i im Gefor-  Fiir jedes Jahr festge-
derten Vorhaben in Jahr t legt
[MWh]

DiF’lzm.ndyn:netto't Nettoenergietrdgereinsatz des nicht dynamisierten Energie-  Fiir jedes Jahr festge-
tragers 1 im Geforderten Vorhaben in Jahr t legt
[MWh]

DiReﬁt Einsatz des Energietriagers i im Referenzsystem in Jahr t Fiir jedes Jahr festge-
[MWh] legt

DiReﬂne"'“"t Nettoenergietrdgereinsatz des Energietrdgers i im Referenz-  Fiir jedes Jahr festge-
system in Jahr t legt
[MWh]

DiRef'dY nt Einsatz des Energietrigers i im Referenzsystem in Jahr t, an- Fiir jedes Jahr festge-
gepasst um die Einsétze des Geforderten Vorhabens legt
[MWh]

pFlangesamtt Geplanter Gesamtenergieeinsatz des Geforderten Vorhabens Fiir jedes Jahr festge-
in Jahr t legt
[MWh]

gPlangesamt;t Geplanter spezifischer Gesamtenergieeinsatz des Geforder-  Fiir jedes Jahr festge-
ten Vorhabens in Jahr t legt
[MWh/ME Produkt]

Siplan'dyn't Geplanter relativer Anteil des dynamisierten Energietrdgers i Fiir jedes Jahr festge-
am Gesamtenergieeinsatz in Jahr t legt

5:’ lan,ndyn,t Geplanter relativer Anteil des nicht dynamisierten Energie-  Fiir jedes Jahr festge-
tragers i am Gesamtenergieeinsatz in Jahr t legt

AME?\?I Anpassungsterm des Basis-Vertragspreises an die anzule- Fiir jedes Jahr festge-
genden jdhrlichen Energietragereinsitze bei Nutzung abso-  legt
luter GroBen
[EUR/t CO»-Aq.]

Dipla“'dyn'mittel't Durchschnittlicher geplanter absoluter Einsatz des dynami-  Fiir jedes Jahr festge-
sierten Energietrigers i im Geforderten Vorhaben, angewen- legt
det fiir Jahr t
[MWh]

AEPlanmittelt [ Dyrchschnittlich geplante Absolute Treibhausgasemissions-  Fiir jedes Jahr festge-
minderung des Geforderten Vorhabens, angewendet fiir legt

Jahrt
[t COx-Aq.]
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Anhang 4
Vorhaben mit mehreren Referenzsystemen

v



1)

2)

3)

4)

5)

6)

7)
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Vorhaben mit mehreren Referenzsystemen

Im Folgenden wird erldutert, welche Vorgaben bei einem Geforderten Vorhaben, das sich auf
mehrere Referenzsysteme bezieht, in einem Gebotsverfahren und zur Ermittlung der Hohe der
Zuwendungen und Uberschusszahlungen und der maximalen jéhrlichen Férdersumme zu be-
achten sind.

Allgemeine Bestimmungen

Auch wenn sich ein Gefordertes Vorhaben auf mehrere Referenzsysteme (1 bis n) bezieht, ist
nur ein Basis-Vertragspreis zu bieten.

Es wird ein allgemeiner Mittelungsfaktor wie folgt definiert, der dann zur Anwendung kommt,
wenn GroBen des Geforderten Vorhabens sich nicht je Referenzsystem definieren lassen.

Plan,t

€Refg 2t Q
B [59]
Yg=1€Refg 2t Qg

ug—

Der Mittelungsfaktor beschreibt den Anteil der Treibhausgasemissionen im Referenzsystem
derjenigen Produktionsmenge eines Geforderten Vorhabens, die einem Referenzsystem zuzu-
ordnen sind, an den gesamten Treibhausgasemissionen eines Geforderten Vorhabens in den
Referenzsystemen, summiert iiber die Laufzeit des Klimaschutzvertrags. Er stellt somit den
Anteil der mdglichen Treibhausgasemissionsminderung fiir ein bestimmtes Produkt an der ge-
samten mdglichen Treibhausgasemissionsminderung des Geforderten Vorhabens dar.

Fiir die geplanten Treibhausgasemissionen des Geforderten Vorhabens gilt folgender Zusam-
menhang, wobei diese Aufteilung auf die einzelnen Produkte sich nicht immer ermitteln ldsst
und dann die folgende Gleichung nicht gilt. Die geplanten absoluten Treibhausgasemissionen
des Geforderten Vorhabens werden fiir das Geforderte Vorhaben in Summe festgelegt.

Plant _ Plan t_ Plan, t Plan,t
E = DgEg = 2gQg e [60]

Fiir die realisierten Treibhausgasemissionen des Geforderten Vorhabens gilt folgender Zusam-
menhang, wobei diese Aufteilung auf die einzelnen Produkte sich nicht immer ermitteln ldsst
und dann die folgende Gleichung nicht gilt. Die realisierten Treibhausgasemissionen werden
dann in Summe {iber das gesamte Geforderte Vorhaben ermittelt.

Ereal Zg Ereal Zg Qreal real [61]
Fiir die geplanten Treibhausgasemissionen des Referenzsystems gilt:
Erer" = ZgErery = YgQg " Crefg [62]
Fiir die realisierten Treibhausgasemissionen des Referenzsystems gilt:
ERet = ZgERetg = g QU 'erete [63]

Fiir die geplanten absoluten Einsétze der dynamisierten Energietréger i im Geforderten Vorha-
ben gilt folgender Zusammenhang, wobei diese Aufteilung auf die einzelnen Produkte sich
nicht immer ermitteln ldsst und dann die folgende Gleichung nicht gilt.
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Plan,dynt __ Pland nt _ Plan,t yPlan,dyn,t
D M = FeDi M = X Qg iy Y [64]

8) Fiir die geplanten absoluten Einsdtze der nicht dynamisierten Energietrager i im Geforderten
Vorhaben gilt folgender Zusammenhang, wobei diese Aufteilung auf die einzelnen Produkte
sich nicht immer ermitteln 14sst und dann die folgende Gleichung nicht gilt.

Plan,ndyn,t __ Plan ndyn,t __ Plan,t yPlan,ndyn,t
D MM = Dy O = X Qg iy Y [65]

9) Fiir die geplanten absoluten Energietrigereinsétze des Referenzsystems gilt:
Reft Zg dRenglan t [66]

10) Fiir den durchschnittlichen absoluten Energietrigereinsatz eines dynamisierten Energietragers,
angewendet auf ein Jahr, gilt:

Plan,dyn,mittel,t _ Plan ,dyn,mittel ~Plan,t
D! = ypdf Qb [67]
.. +Plan,dynmittel ., .
Fiir di’g gilt:
Plan,t ;Plan,dyn,t
dF'lan ,dyn,mittel Zth o d 68
1g e QgPlan it [ ]
Plan,dyn,t .
Falls es aus technischen Griinden nicht moglich ist, d anzugeben, gilt:
Pl d
dF'lan ,dyn, mlttel ug Xt D; andynt 69
g e ng’lan,t [ ]

11) Fiir die durchschnittliche Absolute Treibhausgasemissionsminderung, angewendet auf ein Jahr,
gilt:

AEPlan,m1ttel,t — Zg Aelg’lan m1ttelQPlan ,t [70]

. Plan,mittel _.q,.
Fir Aeg gilt:

Plan,t , Plant
XtQg "~ Aeg

Plan,mittel
Ae Plan t
Qg

[71]

mit der geplanten Spezifischen Treibhausgasemissionsminderung in Bezug auf ein Referenz-
system

Plan,t _ Plan,t
Aeg = ERefg — €y [72]

Plan,t

Falls es aus technischen Griinden nicht méglich ist, Aeg anzugeben, gilt:

Plan,t
i u Zt AE ’
AePlan,m1ttel g

- Plan,t
Zt Qg

[73]
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Element Beschreibung [ Zeitliche Variabilitit
leanrt Geplante Produktion von Produkt g des Geforderten Vorha- Fiir jedes Jahr festge-
bens in Jahr t legt
[ME Produkt]
Qrgea11 Realisierte Produktionsmenge von Produkt g des Geforderten  Jéhrlich ermittelt
Vorhabens in Jahr t
[ME Produkt]
Ug Mittelungsfaktor bei Kombination verschiedener Referenzsys- Zeitlich konstant
teme
eretg Spezifische Treibhausgasemissionen des Referenzsystems Zeitlich konstant
von Produkt g
[t CO,-Aq./ME Produkt]
Geplante Treibhausgasemissionen des Referenzsystems von .
Ell;l:f_‘gt Prcl)) duk g 8 4 iugftj edes Jahr festge-
[t CO2-Aq.]
. ﬁi?lg lfl):g(lillslzr;e Treibhausgasemissionen des Referenzsystems von Jahrlich ermittelt
[t CO2-Aq.]
gPlant Geplante Treibhausgasemissionen des Geforderten Vorhabens Fiir jedes Jahr festge-
& bei der Herstellung von Produkt g in Jahr t; nicht immer er- legt
mittelbar
[t COx-Aq.]
preal Realisierte Treibhausgasemissionen des Geforderten Vorha- Jihelich ermittelt
& bens bei der Herstellung von Produkt g; nicht immer ermittel-
bar
[t COx-Aq.]
QPlant Geplante speziﬁscfhe Treibhausgasemissionen des-Gefc')rder- Fiir jedes Jahr festge-
g ten Vorhabens bei der Herstellung von Produkt g in Jahr t; legt
nicht immer ermittelbar
[t CO2-Aq./ME Produkt]
ereal Realisierte spezifische Treibhausgasemissionen des Geforder- Jihelich ermittelt
8 ten Vorhabens bei der Herstellung von Produkt g; nicht im-
mer ermittelbar
[t CO»-Aq./ME Produkt]
Aegeal Realisierte Spezifische Treibhausgasemissionsminderung des Jahrlich ermittelt

AegPlan,mlttel

Geforderten Vorhabens bei der Herstellung von Produkt g

[t CO2-Aq./ME Produkt]

Durchschnittlich geplante Spezifische Treibhausgasemissions-
minderung des Geforderten Vorhabens bei der Herstellung
von Produkt g

[t CO»-Aq./ME Produkt]

Zeitlich konstant
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Element Beschreibung ‘ Zeitliche Variabilitit
Aeflant Geplante Spezifische Treibhausgasemissionsminderung des Fiir jedes Jahr fest-
Geforderten Vorhabens in Jahr t bei der Herstellung von Pro-  gelegt
dukt g
[t CO2-Aq./ME Produkt]
pPlandynt Einsatz des. dynamisierten Energietrdgers 1 im Gefé')r(.ierte.n Fiir jedes Jahr fostge-
ig Vorhaben in Jahr t zur Herstellung des Produkts g; nicht im- legt
mer ermittelbar
[MWh]
JPlandyns Spezﬂiﬁscher Einsatz de§ dynamisierten Energietrdgers i im Fiir jedes Jahr festge-
ig Geforderten Vorhaben in Jahr t zur Herstellung des Produkts legt
g; nicht immer ermittelbar
[MWh/ME Produkt]
pPlanndynt Einsatz des nic‘ht dynamisierten Energietrdgers 1 im Gefé.rder— Fiir jedes Jahr festge-
g ten Vorhaben in Jahr t zur Herstellung des Produkts g; nicht legt
immer ermittelbar
[MWh]
qPlanndynt Speziﬁs.cher Einsatz des nif:ht dynamisierten Energietrégers i Fiir jedes Jahr festge-
ig im Geforderten Vorhaben in Jahr t zur Herstellung des Pro- legt
dukts g; nicht immer ermittelbar
[MWh/ME Produkt]
di}?gf Spezifischer Einsatz des Energietrigers i im Referenzsystem  Zeitlich konstant
fiir Produkt g
[MWh/ME Produkt]
diclgan'dyn'mi“el Durchschnittlicher geplanter spezifischer Einsatz des dynami- Zeitlich konstant

2. Auszahlung und Bestimmung der maximalen jihrlichen Fordersummen

sierten Energietrdgers i im Geforderten Vorhaben zur Herstel-
lung des Produkts g
[MWh/ME Produkt]

1) Die Auszahlung wird ermittelt wie unter Anhang 3 Abschnitt 1 und Abschnitt 2 dargelegt. Da-
bei kommt die Darstellung mittels absoluter Werte nach Anhang 3 Abschnitt 5 zur Anwen-

dung.

2) Die Bestimmungen zur Ermittlung der maximalen jahrlichen Férdersumme bleiben erhalten,

indem die Summe iiber alle Referenzsysteme gebildet wird. So ergibt sich flir die maximale

jéhrliche Férdersumme in jedem Jahr t der folgende Zusammenhang, wenn nur die Energietra-
ger des Referenzsystems dynamisiert werden:

KSV

KSv — Pco2z

maxt ( Basis sicher,t Plant Ref 51chert Ref,dyn,t max,t
p )AE Z Bi D; — Riksv

[74]

Der folgende Zusammenhang gilt, wenn auch Energietrdger des Geforderten Vorhabens dyna-

misiert werden:

max t Basis sicher,t Plan,t Plan,t Plan,t
Zesy = (PR&YV° — Ploz " )AE +AMygy " AE



3)

1)

2)
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Vorhaben__sicher,tnyPlan,dyn,t 1 Ref,._sicher,t nRef,dyn,t max,t
+a (21 Bi Pi D; + 1+a2i Bi pi D; — Ryksv [75]
Die iibrigen Bestimmungen in Anhang 3 finden entsprechende Anwendung.

Bestimmungen bei Produktwechsel

Im Fall eines Wesentlichen Produktwechsels findet dieser Anhang vorbehaltlich von Absatz 2
mit der Mallgabe Anwendung, dass die geplante Produktionsmenge des oder der neu herzustel-
lenden forderfahigen Produkte gleich Null gesetzt wird.

Die maximale jéhrliche Férdersumme und die maximale gesamte Fordersumme werden durch
einen Wesentlichen Produktwechsel nicht geéndert.
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Anhang 5
Einzutragende Daten des Zuwendungsempfangers

[Der Zuwendungsempfanger hat nach Nummer 7.3 die Produktion hinsichtlich der nach-
folgenden Konventionellen Referenzanlage/n wihrend der Laufzeit dieses Vertrags zu re-

duzieren (Nummer 7.3.1):
Anlagenbezeichnung: [*]
Standort: []
Gesamtproduktionskapazitit: []]
[Der Zuwendungsempfanger oder ein mit ihm Verbundenes Unternehmen betreibt keine

Konventionelle Referenzanlage. Eine Pflicht zur Produktionsreduzierung nach Num-
mer 7.3 besteht nicht.]
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Anhang 6
Erginzungen durch die Bewilligungsbehorde

Der Zuwendungsempfinger hat am [wird von der Bewilligungsbehorde ergdnzt] einen
Antrag auf Forderung gestellt (Vorbemerkung (B)).

Der in Abschnitt 1 genannte Antrag des Zuwendungsempfingers wurde um den in An-
hang 2 Abschnitt [wird von der Bewilligungsbehdrde ergdnzt] beigefiigten Inhalt er-
ginzt (Vorbemerkung (B)).

Der in Abschnitt 1 genannte Antrag des Zuwendungsempfingers und der in Ab-
schnitt 2 genannte ergidnzte Inhalt bilden zusammen den Antrag auf Forderung, der
diesem Vertrag zugrunde liegt.

Am [wird von der Bewilligungsbehorde ergdnzt] hat die Bewilligungsbehorde gegen-
iiber dem Zuwendungsempfanger aufgrund der FRL KSV den Zuwendungsbescheid
erlassen (Vorbemerkung (B)).

VI
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	1.2.6 Soweit in Euro angegebene Beträge ganz oder teilweise in andere Währungen umzurechnen sind, erfolgt die Umrechnung zum Euro-Referenzkurs der Europäischen Zentralbank am dritten Kalendertag, der auf den Tag der Absendung des Zuwendungsbescheides ...
	1.2.7 Soweit in anderen Währungen als Euro angegebene Beträge ganz oder teilweise in Euro umzurechnen sind, ist der zum Zeitpunkt der Umrechnung geltende Kassakurs der Europäischen Zentralbank für die Umrechnung der jeweiligen Währung in Euro zu verwe...
	1.2.8 Sofern und soweit Regelungen zur Umrechnung von Währungen im Förderaufruf getroffen worden sind, gehen diese den Regelungen in Nummer 1.2.6 und Nummer 1.2.7 vor.
	1.2.9 Soweit nicht ausdrücklich anders bestimmt, sind die in diesem Vertrag in Bezug genommenen Rechts- und Verwaltungsvorschriften in der zum Zeitpunkt der Bekanntgabe des Förderaufrufs geltenden Fassung maßgebend.


	2. Geförderte Vorhaben und Anlagen des Zuwendungsempfängers
	2.1 Durch den Zuwendungsbescheid und diesen Vertrag wird das Vorhaben des Zuwendungsempfängers gemäß dem Antrag auf Förderung, der diesem Vertrag als Anhang 2 beigefügt ist, gefördert ("Gefördertes Vorhaben"). Bestandteil des Geförderten Vorhabens sin...
	2.2 Im Rahmen des Geförderten Vorhabens wird die Errichtung und der Betrieb der Anlagen des Zuwendungsempfängers gemäß dem Antrag auf Förderung, der diesem Vertrag als Anhang 2 beigefügt ist, gefördert ("Geförderte Anlagen").
	2.3 Mindestanforderungen an das Geförderte Vorhaben
	2.3.1 Das Geförderte Vorhaben muss eine Mindestgröße der absoluten durchschnittlichen jährlichen Treibhausgasemissionen im Referenzsystem aufweisen. Die Mindestgröße richtet sich nach dem Förderaufruf. Sie beträgt mindestens 5 kt CO2-Äquivalente pro K...
	2.3.2 Das Geförderte Vorhaben ist mit den Klimaschutzzielen der Bundesrepublik Deutschland und der EU vereinbar. Dies ist insbesondere unter folgenden Voraussetzungen der Fall:
	(a) Spätestens ab dem dritten vollständigen Kalenderjahr innerhalb der Laufzeit dieses Vertrags gemäß Nummer 15.1 muss die Relative Treibhausgasemissionsminderung gegenüber dem Referenzsystem mindestens 60 % betragen.
	(b) Eine Relative Treibhausgasemissionsminderung von mindestens 90 % gegenüber dem Referenzsystem muss mit den verwendeten Technologien bei Einsatz entsprechender Energieträger und Rohstoffe innerhalb der Laufzeit des Vertrags technisch möglich sein u...
	(c) Hat die Bewilligungsbehörde im Förderaufruf höhere Schwellenwerte für Nummer 2.3.2(a) und/oder Nummer 2.3.2(b) angegeben, gelten diese.
	(d) Die Schwellenwerte nach (a) und (b) müssen unabhängig von einem bilanziellen Einsatz von Wasserstoff erreicht werden. Nummer 4.9.1(a)(iv) Satz 3 gilt entsprechend.


	2.4 Das vom Zuwendungsempfänger realisierte Vorhaben und/oder die vom Zuwendungsempfänger realisierten Anlagen dürfen unter Berücksichtigung der mit dem Antrag auf Förderung nach Nummer 8.2(e)(i) FRL KSV übermittelten Vorhabenbeschreibung nicht ohne Z...
	2.5 Nutzung von Wasserstoffderivaten durch Dritte
	2.6 Verwendung von Wasserstoff
	2.6.1 Verwendeter Wasserstoff muss den Anforderungen an Grünen oder CO2-armen Wasserstoff genügen. Wird Wasserstoff aus einer Netzinfrastruktur bezogen, die ausschließlich der physischen Versorgung mit Wasserstoff dient, hat der Zuwendungsempfänger de...
	2.6.2 Aus Nicht-biogenen Wasserstoffderivaten hergestellter Wasserstoff wird Grünem oder CO2-armem Wasserstoff gleichgestellt, sofern dieser den Nachhaltigkeitskriterien und Kriterien für Treibhausgaseinsparungen aus den für Grünen oder CO2-armen Wass...
	2.6.3 Alternativ zu Grünem oder CO2-armem Wasserstoff können auch Nicht-biogene Wasserstoffderivate eingesetzt werden, wenn diese den Nachhaltigkeitskriterien und Kriterien für Treibhausgaseinsparungen für Grünen oder CO2-armen Wasserstoff und Nicht-b...

	2.7 Nutzung von Biomasse
	2.7.1 Die Energetische Nutzung von Biomasse durch den Zuwendungsempfänger ist zulässig, soweit der Zuwendungsempfänger nachweisen kann, dass eine Direktelektrifizierung technisch und eine physische Nutzung von Wasserstoff oder Nicht-biogenen Wassersto...
	2.7.2 Die Energetische Nutzung von Biomasse ist auch zulässig, soweit es sich bei der eingesetzten Biomasse um Rest- und Abfallstoffe aus den von diesem Vertrag umfassten Standorten des geförderten Transformativen Produktionsverfahrens handelt, oder u...
	2.7.3 Soweit Biomasse hiernach von dem Zuwendungsempfänger energetisch eingesetzt werden darf, hat der Zuwendungsempfänger die Herkunft und die Bezugsquelle der im Rahmen der Förderung eingesetzten Biomasse nachzuweisen. Verwendete Energie aus Biomass...
	2.7.4 Die Stoffliche Nutzung von Biomasse in dem Geförderten Vorhaben ist – vorbehaltlich der Einhaltung etwaiger im Förderaufruf vorgesehener zusätzlicher Anforderungen – zulässig. Hat die Bewilligungsbehörde im Förderaufruf für die Stoffliche Nutzun...

	2.8 Nutzung von Wiederverwerteten kohlenstoffhaltigen Brennstoffen
	2.8.1 in Bezug auf die Verringerung von Treibhausgasemissionen den Mindestschwellenwert von 70 % des Vergleichswerts für fossile Brennstoffe für erneuerbare Kraftstoffe nicht biogenen Ursprungs erreichen, der in der gemäß Artikel 29a Absatz 3 der Rich...
	2.8.2 der Einführung oder dem Ausbau transformativer Produktionsverfahren dienen.

	2.9 Nutzung von Erdgas
	2.10 Nutzung von umweltschädlichsten fossilen Brennstoffen
	2.11 Nutzung von CCS oder CCU
	2.11.1 Treibhausgasemissionsminderungen, die durch Technologien zur Abscheidung und Speicherung ("CCS") oder Abscheidung und Nutzung ("CCU") von CO2 im Geförderten Vorhaben erzielt werden, werden nur berücksichtigt, sofern
	(a) die Treibhausgasemissionen der Geförderten Anlage ohne den Einsatz von Abscheidetechnologien zum überwiegenden Anteil aus Prozessemissionen bestehen und zum Zeitpunkt der Veröffentlichung des Förderaufrufs die verbleibenden Treibhausgasemissionen ...
	(b) die Geförderte Anlage überwiegend Schwer vermeidbare Treibhausgasemissionen aufweist, deren Minderung durch den Einsatz von Technologien, die Strom, Wasserstoff oder alternative Rohstoffe nutzen, zum Zeitpunkt der Veröffentlichung des Förderaufruf...
	(c) das abgeschiedene CO2 aus einer bestehenden Abfallverbrennungsanlage im Sinne der 17. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (inkl. Sondermüllverbrennungsanlagen) stammt, soweit das abgeschiedene CO2 dem Sektor "Industrie"...
	(d) der Anschluss an die notwendigen CO2-Transport- und Speicherinfrastrukturen hinreichend gesichert ist. Soweit die Bewilligungsbehörde im Förderaufruf Vorgaben zum Nachweis des Anschlusses an die notwendigen Transport- und Speicherinfrastrukturen g...

	2.11.2 Treibhausgasemissionsminderungen, die durch den Einsatz von CCS- oder CCU-Technologien erzielt werden, werden bei der Berechnung der geplanten und der tatsächlich realisierten Treibhausgasemissionsminderung des Geförderten Vorhabens nur berücks...
	2.11.3 Bei Geförderten Vorhaben, in denen Treibhausgasemissionsminderungen durch CCS-Technologien erzielt werden, sind die Systemgrenzen so festgelegt, dass auch die CO2-Abscheidung und Weiterleitung in eine CO2-Transportinfrastruktur im Sinne der Dur...
	2.11.4 Für Betreiber von Geförderten CO2-Abscheidungsanlagen, die gemäß Nummer 4.15(d) FRL KSV Teil eines Konsortiums im Sinne von Nummer 5.2 FRL KSV sind, gelten die Bestimmungen für Konsortialmitglieder nach diesem Vertrag.
	2.11.5 Wenn das Geförderte Vorhaben eine Anlage zur Abscheidung von CO2 beinhaltet und in dieser Anlage auch CO2 abgeschieden wird, das nicht in dem geförderten Transformativen Produktionsverfahren entsteht, erfolgt die Förderung von Mehrkosten sowie ...

	2.12 Nutzung von Industriedampf in Industriedampfvorhaben
	2.12.1 Sofern und soweit in dem Geförderte Vorhaben Industriedampf als industrielles Produkt im Sinne von Nummer 4.17(g) FRL KSV hergestellt wird, ohne dass dieser Industriedampf als Zwischenprodukt für die Herstellung von industriellen Produkten inne...
	(a) soweit mit diesem über die am Standort der Geförderten Anlage befindliche Netzinfrastruktur mindestens drei (3) verschiedene Dritte, einschließlich Verbundene Unternehmen des Zuwendungsempfängers, beliefert werden können; und
	(b) der an mindestens eine Produktionsanlage geliefert und dort zur Herstellung eines industriellen Produkts im Sinne von Nummer 4.17(g) 1. Halbsatz FRL KSV eingesetzt wird.

	2.12.2 Der Zuwendungsempfänger hat im Rahmen eines Industriedampfvorhabens sicherzustellen, dass der innerhalb des Vorhabens hergestellte Industriedampf über die am Standort der Geförderten Anlage befindliche Netzinfrastruktur an mindestens drei (3) v...


	3. Monitoringkonzept
	3.1 Der Zuwendungsempfänger hat mit dem Operativen Beginn des Geförderten Vorhabens ein Monitoringkonzept für die Ermittlung und Berichterstattung der Treibhausgasemissionen, der Energieverbrauchsdaten und der wesentlichen Produktionsparameter des Gef...
	3.2 Der Zuwendungsempfänger hat das Monitoringkonzept anzupassen und bei der Bewilligungsbehörde einzureichen, wenn ein dem Monitoringkonzept zugrundeliegender Überwachungsplan nach § 6 TEHG oder der Plan zur Überwachungsmethodik gemäß Artikel 8 der D...
	3.2.1 Änderung der Vorgaben nach dem TEHG, der Durchführungsverordnung (EU) 2018/2066 der Kommission , der Delegierten Verordnung (EU) 2019/331 der Kommission  oder entsprechender unionsrechtlicher Vorgaben,
	3.2.2 Änderung der Emissionsgenehmigung des Zuwendungsempfängers oder
	3.2.3 eine erhebliche Änderung der Überwachung (vgl. Artikel 15 Absatz 3 der Durchführungsverordnung (EU) 2018/2066 der Kommission , Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe a, b der Delegierten Verordnung (EU) 2019/331 der Kommission ).

	3.3 Die Bewilligungsbehörde kann die Prüfung und Bestätigung des Monitoringkonzepts durch eine von ihr benannte sachverständige Prüfstelle verlangen. Die Kosten sind durch den Zuwendungsempfänger zu tragen. Das gilt nicht für die Teile des Monitoringk...
	3.4 Abweichend von Nummer 1.2.9 ist für die Verpflichtungen des Zuwendungsempfängers nach Nummer 3.1 und Nummer 3.2 die jeweils geltende Fassung des TEHG, der Durchführungsverordnung (EU) 2018/2066 der Kommission , der Delegierten Verordnung (EU) 2019...

	4. Zuwendung und Überschusszahlung
	4.1 Die Bewilligung der Zuwendung durch den Zuwendungsgeber an den Zuwendungsempfänger sowie die maximale gesamte Fördersumme nach Nummer 7.4(b) FRL KSV und die jeweilige maximale jährliche Fördersumme nach Nummer 7.4(c) FRL KSV richten sich allein na...
	4.2 Überschusszahlungen im Sinne des Vertrags sind Zahlungen, die der Zuwendungsempfänger nach diesem Vertrag im Falle einer negativen Differenz zwischen Basis-Vertragspreis gemäß Nummer 4.9.1(a)(i) oder Dynamisiertem Vertragspreis gemäß Nummer 4.9.1(...
	4.3 Berechnungsverfahren, Aus- und Überschusszahlungen
	4.3.1 Die Zuwendungen an den Zuwendungsempfänger oder die Überschusszahlungen an den Zuwendungsgeber werden kalenderjährlich nach Durchführung des nachfolgend geregelten Berechnungsverfahrens geleistet. Voraussetzung für die Gewährung der Zuwendungen ...
	4.3.2 Die Bewilligungsbehörde führt das Berechnungsverfahren durch.
	(a) Zu diesem Zweck hat der Zuwendungsempfänger die ermittelten und verifizierten Treibhausgasemissionen des Geförderten Vorhabens (realisierte Treibhausgasemissionen), die kostenlosen Zuteilungen von Emissionsberechtigungen des EU-ETS 1 für das Geför...
	(b) Sofern das Geförderte Vorhaben die Herstellung mehrerer Produkte umfasst, die unterschiedlichen Referenzsystemen zuzuordnen sind, sind die jeweiligen Produktionsmengen, die real gemessenen Einsätze für die Energieträger des Geförderten Vorhabens u...
	(c) Bei Geförderten Vorhaben, in denen Treibhausgasemissionsminderungen durch CCS oder CCU erzielt werden, müssen die Berechnungsangaben zusätzlich folgende Angaben umfassen:
	(i) Sofern die CO2-Abscheidung durch eine spezielle Anlage erfolgt, an die CO2 aus einer oder mehreren Geförderten Anlagen weitergeleitet wird: Menge des aus Geförderten Anlagen in eine Abscheidungsanlage weitergeleiteten CO2,
	(ii) Zusammensetzung des abgeschiedenen CO2 (fossil, biogen, mineralisch, atmosphärisch, sonstige),
	(iii) bei CCS: Menge des aus dem Geförderten Vorhaben in eine CO2-Transportinfrastruktur zwecks langfristiger Speicherung weitergeleiteten CO2,
	(iv) bei CCU: Verwendung des abgeschiedenen CO2 und Menge des in einem Produkt dauerhaft gebundenen CO2.

	(d) Die Berechnungsangaben beziehen sich auf das vorherige Kalenderjahr; in Teiljahren beziehen sie sich nur auf den Zeitraum des Teiljahres. Bei einem unterjährigen Operativen Beginn des Geförderten Vorhabens sind Berechnungsangaben insgesamt über ei...
	(e) Der Zuwendungsempfänger wird sicherstellen, dass bei der jährlichen Übermittlung der Berechnungsangaben die für den Zuwendungsempfänger handelnden Personen ihre Kenntnis einer Strafbarkeit des Subventionsbetrugs und der Mitteilungspflichten nach §...

	4.3.3 In dem Emissions- und Energieeffizienzbericht nach Nummer 4.3.2 sind, soweit möglich, die im Vollzug des TEHG ermittelten, verifizierten und berichteten Daten zu verwenden. Der Zuwendungsempfänger stimmt der Weitergabe dieser Daten durch die DEH...
	4.3.4 Die Bewilligungsbehörde hat das Berechnungsverfahren spätestens drei (3) Monate nach Zugang der vollständigen Berechnungsangaben durchzuführen und dem Zuwendungsempfänger das Ergebnis ihrer Berechnungen, insbesondere die Höhe der jährlichen Zuwe...
	4.3.5 Die Bewilligungsbehörde ist berechtigt weitere Informationen anzufordern.
	4.3.6 Zuwendungen an den Zuwendungsempfänger und Überschusszahlungen des Zuwendungsempfängers sind innerhalb von dreißig (30) Kalendertagen nach Mitteilung des Ergebnisses der Berechnung fällig. Zahlungen erfolgen unter dem Vorbehalt einer möglichen Ä...

	4.4 Nachträgliche Änderungen
	4.5 Abschlagszahlungen
	4.5.1 Auf Antrag des Zuwendungsempfängers kann die Bewilligungsbehörde dem Zuwendungsempfänger je Quartal eine Abschlagszahlung gewähren, wenn der Zuwendungsempfänger für etwaige Rückerstattungen der geleisteten Abschläge nebst Zinsen Sicherheiten lei...
	4.5.2 Rückforderungsansprüche des Zuwendungsgebers gegen den Zuwendungsempfänger wegen zu viel geleisteter Abschlagszahlungen sind mit fünf (5) Prozentpunkten über dem Basiszinssatz jährlich ab dem Zeitpunkt der Auszahlung zu verzinsen, jedoch mindest...

	4.6 Ausschlüsse
	4.6.1 Eine Zuwendung wird in einem Kalenderjahr nicht gewährt,
	(a) wenn der Zuwendungsempfänger in einem Kalenderjahr vorsätzlich oder grob fahrlässig Energieträger verwendet, deren Verwendung nach den Bestimmungen der FRL KSV (insbesondere Nummer 4.9 bis 4.14 FRL KSV), des Förderaufrufs oder dieses Vertrags (ins...
	(b) wenn der Zuwendungsempfänger nach den Bestimmungen der FRL KSV, des Förderaufrufs oder dieses Vertrags erforderliche Nachweise bezüglich der im Geförderten Vorhaben verwendeten Energieträger vorsätzlich oder grob fahrlässig nicht vorlegen kann.

	4.6.2 Es werden keine Zuwendungen für die übrige Laufzeit des Vertrags gewährt, wenn spätestens ab dem dritten vollständigen Kalenderjahr nach dem Operativen Beginn die Relative Treibhausgasemissionsminderung gegenüber dem Referenzsystem nicht mindest...

	4.7 Erstattung der Zuwendung bei Stilllegung der Geförderten Anlage
	4.8 Zuwendungsgeberkonto, Zuwendungsempfängerkonto
	4.8.1 Sämtliche Zahlungen des Zuwendungsempfängers an den Zuwendungsgeber nach diesem Vertrag sind auf das folgende Konto des Zuwendungsgebers zu leisten:
	4.8.2 Sämtliche Zahlungen des Zuwendungsgebers an den Zuwendungsempfänger nach diesem Vertrag sind auf das im Antrag auf Förderung genannte Konto des Zuwendungsempfängers zu leisten.

	4.9 Höhe der Zuwendung und Überschusszahlungen
	4.9.1 Jährliche Berechnung
	(a) Die Höhe der Zuwendungen und die Höhe der Überschusszahlungen werden jährlich nach Kalenderjahren, auch bei einem unterjährigen Operativen Beginn des Geförderten Vorhabens, ermittelt und berechnen sich wie folgt. Näheres ist in Anhang 3 Abschnitt ...
	(i) Der Basis-Vertragspreis bildet die Grundlage für die Ermittlung der Höhe der Zuwendungen und der Höhe der Überschusszahlungen. Der Basis-Vertragspreis ist der Betrag, den der Zuwendungsempfänger zur Abdeckung von Mehrkosten im Vergleich zum Refere...
	(ii) Zum Basis-Vertragspreis wird nach Maßgabe von Nummer 4.9.2 eine Dynamisierungskomponente für die jeweilige Abrechnungsperiode addiert ("Dynamisierter Vertragspreis"). Der Basis-Vertragspreis wird dadurch angepasst auf die Energieträgereinsätze de...
	(iii) Von dem Basis-Vertragspreis, im Fall der Dynamisierung von dem Dynamisierten Vertragspreis, wird der für das Transformative Produktionsverfahren im Vergleich zum Referenzsystem entstehende effektive CO2-Preis abgezogen. Der Abzug federt das Risi...
	(iv) Die sich daraus ergebende Differenz wird mit der im Vergleich zum Referenzsystem tatsächlich realisierten Spezifischen Treibhausgasemissionsminderung und der realisierten Produktionsmenge des Transformativen Produktionsverfahrens multipliziert. F...
	(v) Das Ergebnis bildet den Betrag, den der Zuwendungsempfänger vom Zuwendungsgeber erhält oder – im Falle einer negativen Differenz zwischen Basis-Vertragspreis oder Dynamisiertem Vertragspreis und effektivem CO2-Preis – die Überschusszahlung, die de...
	(vi) Von dem jährlichen Betrag, der sich nach Nummer 4.9.1(a)(i) bis 4.9.1(a)(v) ergibt, wird eine Anderweitige Förderung, die nach Einreichung des Antrags auf Förderung des Zuwendungsempfängers bewilligt wird, gemäß Nummer 4.9.4(c) abgezogen. Soweit ...
	(vii) Von dem jährlichen Betrag, der sich nach Nummer 4.9.1(a)(i) bis 4.9.1(a)(v) ergibt, findet ein Abzug des Grünen Mehrerlöses nicht statt.

	(b) Der effektive CO2-Preis berechnet sich aus dem CO2-Preis im EU-ETS 1, den Treibhausgasemissionen des Referenzsystems nach Nummer 4.9.1(d) und den Treibhausgasemissionen des Geförderten Vorhabens nach Nummer 4.9.1(e) sowie den kostenlosen Zuteilung...
	(c) Das Referenzsystem oder die Referenzsysteme, die diesem Vertrag zugrunde liegen, ergeben sich aus dem Antrag auf Förderung, der diesem Vertrag in Anhang 2 beigefügt ist (das "Referenzsystem").
	(d) Die spezifischen Treibhausgasemissionen des Referenzsystems ergeben sich aus dem Förderaufruf und berechnen sich auf Grundlage der im Anhang der Durchführungsverordnung (EU) 2021/447 der Kommission  angegebenen Benchmarkwerte für den Zeitraum 2021...
	(e) Die Treibhausgasemissionen des Geförderten Vorhabens ergeben sich aus den Treibhausgasemissionen der Geförderten Anlagen (Scope-1-Emissionen), welche nach Anhang I der Richtlinie 2003/87/EG  in der jeweils aktuell geltenden Fassung für die dort ge...
	(f) Treibhausgasemissionsminderungen, die durch den Einsatz von Technologien zur Erreichung von Negativemissionen ("Negativemissionstechnologien") erzielt werden, werden bei der Berechnung der geplanten und der tatsächlich realisierten Treibhausgasemi...
	(g) Treibhausgasemissionen aus der Nutzung von synthetischem Methan werden nicht mit dem Emissionsfaktor null bewertet, sondern bei der Bestimmung der Treibhausgasemissionen des Vorhabens entsprechend dem jeweiligen Kohlenstoffgehalt berücksichtigt.

	4.9.2 Dynamisierung der Energieträgerkosten
	(a) Die Dynamisierung der Energieträger des Referenzsystems ist im Förderaufruf geregelt. Es gelten die im Förderaufruf genannten spezifischen Einsätze an den jeweiligen Energieträgern eines Referenzsystems. Sofern ein oder mehrere Energieträger des j...
	(b) Sofern langfristige Liefer- oder Absicherungsverträge mit Festpreisbindung für einen oder mehrere im Förderaufruf bestimmte Energieträger nicht oder nur mit erheblichen Risikoaufschlägen im notwendigen Umfang angeboten werden, ist im Förderaufruf ...
	(c) Die Dynamisierung berücksichtigt die reale Entwicklung der Preise für die eingesetzten Energieträger sowie die Treibhausgasemissionsminderung des Geförderten Vorhabens ("Dynamisierungskomponente"). Es gelten die im Förderaufruf benannten Preisindi...
	(d) Sofern und soweit für Grünen Wasserstoff eine Dynamisierung vorgesehen ist, wird das sich aus dem anzuwendenden Preisindex ergebende Preisniveau um 5 % erhöht.
	(e) Sofern für Grünen und CO2-armen Wasserstoff jeweils eine gesonderte Dynamisierung im Förderaufruf vorgesehen ist, ist ab dem Jahr 2035 für CO2-armen Wasserstoff das sich aus dem Preisindex für Grünen Wasserstoff ergebende Preisniveau anzuwenden, w...
	(f) Näheres regelt der Anhang 3.

	4.9.3 Abweichung von angegebenen Energieträgereinsätzen
	(a) Soweit ein Zuwendungsempfänger in einem oder mehreren Kalenderjahren um mehr als fünf (5) Prozentpunkte von den in seinem Antrag auf Förderung nach Nummer 8.2(d) FRL KSV angegebenen oder nach Nummer 8 angepassten Relativen Einsätzen eines oder meh...
	(b) Die Bewilligungsbehörde kann dem Antrag nach Nummer 4.9.3(a) Satz 1 zustimmen, wenn
	(i) die beantragte Abweichung
	(aa) auf Höherer Gewalt beruht, oder
	(bb) zusätzliche Treibhausgasemissionsminderungen innerhalb des Geförderten Vorhabens bewirkt, oder
	(cc) auf signifikanten technologischen Verbesserungen des Geförderten Vorhabens beruht, oder
	(dd) auf unvorhergesehenen Preisentwicklungen beruht, oder
	(ee) auf eine Knappheit bei der Verfügbarkeit bestimmter Energieträger reagiert, oder
	(ff) auf eine von dem Zuwendungsempfänger nicht zu vertretende verspätete Bereitstellung von Strom- oder Wasserstoffnetzinfrastruktur reagiert;

	(ii) die beantragte Abweichung mit energie- und klimapolitischen Zielen im Einklang steht;
	(iii) das Geförderte Vorhaben die weiteren Anforderungen der FRL KSV und dieses Vertrags weiter erfüllt; insbesondere
	(aa) darf der Ausschlussgrund nach Nummer 4.17(j) FRL KSV nicht verwirklicht sein; und
	(bb) muss das Geförderte Vorhaben weiter den Anforderungen an ein Transformatives Produktionsverfahren genügen; und
	(cc) muss das Geförderte Vorhaben die Mindestanforderungen nach Nummer 2.3.2 einhalten. Dies gilt nicht, wenn der Zuwendungsempfänger darlegen kann, dass aus von ihm nicht zu vertretenden Gründen, insbesondere aufgrund von höherer Gewalt oder verspäte...


	In den Fällen nach Satz 1 (i)(aa) und (i)(bb) soll die Bewilligungsbehörde dem Antrag nach Nummer 4.9.3(a) Satz 1 grundsätzlich zustimmen.
	(c) Die Voraussetzungen für die Nutzung bestimmter Energieträger nach Nummer 2.6 bis Nummer 2.10 bleiben unberührt.
	(d) Der im Antrag auf Förderung nach Nummer 8.2(d) FRL KSV angegebene oder nach Nummer 8 angepasste Pfad der Absoluten Treibhausgasemissionsminderung darf nicht unterschritten werden. Die Bewilligungsbehörde kann hiervon Abweichungen zulassen, soweit ...
	(e) Soweit die Bewilligungsbehörde der beantragten Abweichung zustimmt, bestimmt sich die Berechnung der Zuwendung oder Überschusszahlung nach den Angaben im Antrag nach Nummer 4.9.3(a).
	(f) Die im Zuwendungsbescheid festgelegte maximale jährliche Fördersumme sowie die maximale gesamte Fördersumme werden durch Anpassungen der Energieträgereinsätze innerhalb des Geförderten Vorhabens aufgrund dieser Nummer 4.9.3 nicht geändert.
	(g) Der Antrag nach Nummer 4.9.3(a) Satz 1 kann von dem Zuwendungsempfänger nur einmal pro Kalenderjahr gestellt werden.

	4.9.4 Kumulierungsverbot, Anrechnung und beihilferechtliche Höchstgrenzen
	(a) Sofern der Zuwendungsempfänger für das Geförderte Vorhaben eine Anderweitige Förderung erhält, die einer Förderung nach der FRL KSV nicht nach Nummer 4.17(m) FRL KSV entgegensteht, hat die Bewilligungsbehörde im Rahmen der jährlichen Berechnung de...
	(b) Dem Zuwendungsempfänger ist bewusst, dass die von der Bewilligungsbehörde mit dem Förderaufruf bekannt gemachte Liste derjenigen Förderungen, die als Anderweitige Förderungen im Sinne der FRL KSV und dieses Vertrags gelten, nicht abschließend ist ...
	(c) Von der nach Nummer 4.3 und 4.9.1 zu berechnenden Zuwendung wird jede nach Einreichung des Antrags auf Förderung bewilligte Anderweitige Förderung abgezogen. Soweit eine bei Antragseinreichung bereits bewilligte Anderweitige Förderung nach diesem ...
	(d) Soweit Wasserstoff in dem Geförderten Vorhaben eingesetzt wird, der durch Elektrolyseanlagen eines Verbundenen Unternehmens des Zuwendungsempfängers produziert wird, wird die hinsichtlich dieser Elektrolyseanlagen ausgezahlte oder auf sonstige Wei...

	4.9.5 Sofern im Sinne von Nummer 4.6 FRL KSV das Geförderte Vorhaben die Herstellung mehrerer Produkte umfasst, die unterschiedlichen Referenzsystemen zuzuordnen sind, ist die Höhe der jährlichen Zuwendung oder der Überschusszahlung aus der Summe der ...


	5. Konsortium
	5.1 In dem Fall, dass es sich bei dem Zuwendungsempfänger um ein Konsortium nach Nummer 5.2 FRL KSV handelt, haben sämtliche Konsortialmitglieder und damit der Zuwendungsempfänger nach diesem Vertrag für Überschusszahlungen an den Zuwendungsgeber als ...
	5.2 Im Fall eines Konsortiums bevollmächtigen die Konsortialmitglieder, mit Ausnahme des Konsortialführers oder des nach Nummer 5.6.1 benannten Konsortialführers, den Konsortialführer ihn/sie gegenüber dem Zuwendungsgeber, Behörden oder sonstigen Drit...
	5.3 Der Konsortialführer kann mit Zustimmung sämtlicher Konsortialmitglieder der Bewilligungsbehörde vorschlagen, dass ein anderes Konsortialmitglied Konsortialführer wird. Die Bewilligungsbehörde kann dem Wechsel nach Satz 1 zustimmen, sofern hierfür...
	5.4 Für die Verpflichtungen des Zuwendungsempfängers aus diesem Vertrag haften sämtliche Konsortialmitglieder als Gesamtschuldner, vorbehaltlich der Regelung in Nummer 10.4.
	5.5 Ein Konsortialmitglied kann aus dem Konsortium im Sinne der Bestimmungen dieses Vertrags, das heißt als Partei aus diesem Vertrag, nur mit vorheriger schriftlicher Zustimmung der Bewilligungsbehörde ausscheiden. Sofern ein Konsortialmitglied mit v...
	5.5.1 Im Fall eines unterjährigen Ausscheidens sind für die Berechnung der Zuwendungen und Überschusszahlungen gemäß diesem Vertrag die Daten des ausgeschiedenen Konsortialmitglieds in diesem Kalenderjahr für den Zeitraum ab dem 1. Januar des Kalender...
	5.5.2 Das aus diesem Vertrag ausgeschiedene Konsortialmitglied haftet für sämtliche Verpflichtungen des Zuwendungsempfängers, die bis zum Zeitpunkt des tatsächlichen Ausscheidens des Konsortialmitglieds unter diesem Vertrag begründet worden sind, als ...

	5.6 Ein Dritter kann diesem Vertrag als Konsortialmitglied, das heißt als Partei dieses Vertrags, nur mit vorheriger schriftlicher Zustimmung sämtlicher Parteien dieses Vertrags beitreten.
	5.6.1 In dem Fall, dass der Beitritt des Dritten nicht zu einem bestehenden Konsortium nach Nummer 5.2 FRL KSV erfolgt, bilden der Zuwendungsempfänger und der beitretende Dritte durch den Beitritt des Dritten ein Konsortium im Sinne von Nummer 5.2 FRL...
	5.6.2 Der Zuwendungsgeber kann dem Beitritt eines Dritten zu diesem Vertrag unter den folgenden Voraussetzungen zustimmen:
	(a) Die Voraussetzungen für die Förderung inklusive der Voraussetzungen für die Bildung eines Konsortiums nach Nummer 5.2 FRL KSV liegen auch in der Person des Dritten vor; und
	(b) die Rechte und Pflichten nach dem Zuwendungsbescheid werden auf den Dritten ausgeweitet; und
	(c) der Dritte erfüllt die Anforderungen und unterliegt den Pflichten nach der FRL KSV, dem Förderaufruf und diesem Vertrag; und
	(d) der Förderzweck der FRL KSV wird durch den Beitritt nicht gefährdet; und
	(e) der Beitritt ergibt keine Nachteile für den Zuwendungsgeber und/oder Verstöße gegen das Beihilfe- oder Zuwendungsrecht.

	5.6.3 In dem Fall eines unterjährigen Beitritts sind für die Berechnung der Zuwendungen und Überschusszahlungen gemäß diesem Vertrag die Daten des Dritten, welcher diesem Vertrag nach Nummer 5.6 betritt, in diesem Kalenderjahr für den Zeitraum ab dem ...
	5.6.4 Nach erfolgtem Beitritt des Dritten haftet dieser für sämtliche Verpflichtungen des Zuwendungsempfängers, die ab dem Zeitpunkt des Betritts des Dritten unter diesem Vertrag begründet worden sind, als Gesamtschuldner neben den übrigen Konsortialm...


	6. Zahlung; Verzugszinsen
	6.1 Sämtliche Zahlungen aus diesem Vertrag sind in Euro in voller Höhe bei Fälligkeit in sofort verfügbaren Mitteln und ohne Abzug oder Einbehalt zu zahlen. Dies gilt nicht:
	6.1.1 sofern und soweit dieser Vertrag und/oder der Zuwendungsbescheid etwas anderes bestimmt;
	6.1.2 sofern und soweit nach Regulatorischen Vorschriften ein Abzug oder ein Einbehalt vorgeschrieben ist.

	6.2 Verzugszinsen
	6.3 Aussetzung von Zahlungspflichten

	7. Übertragung von geförderten Anlagen auf Dritte und Reduzierung der Produktion in konventionellen REFERENZanlagen
	7.1 Der Zuwendungsempfänger verpflichtet sich vor einer Übertragung von Geförderten Anlagen des Zuwendungsempfängers auf Dritte, die nicht Partei dieses Vertrags sind, die schriftliche Zustimmung der Bewilligungsbehörde einzuholen.
	7.2 Die Bewilligungsbehörde kann der Übertragung von Geförderten Anlagen des Zuwendungsempfängers auf Dritte unter Beachtung der folgenden Voraussetzungen zustimmen:
	7.2.1 Die Voraussetzungen für die Förderung liegen auch in der Person des oder der Dritten vor; und
	7.2.2 die Rechte und Pflichten nach dem Zuwendungsbescheid werden auf den oder die Dritten übertragen, wobei Zuwendungen auch nach Übertragung der Geförderten Anlagen auf den Dritten an den Zuwendungsempfänger mit befreiender Wirkung ausgezahlt werden...
	7.2.3 es ist sichergestellt, dass Überschusszahlungen gegenüber dem Zuwendungsgeber unter dem Zuwendungsbescheid und diesem Vertrag auch nach der Übertragung entrichtet werden; und
	7.2.4 der oder die Dritten erfüllen die Anforderungen und unterliegen den Pflichten nach der FRL KSV, dem Förderaufruf und diesem Vertrag; und
	7.2.5 der Förderzweck der FRL KSV wird durch die Übertragung nicht gefährdet; und
	7.2.6 die Übertragung ergibt keine Nachteile für den Zuwendungsgeber und/oder Verstöße gegen das Beihilfe- oder Zuwendungsrecht.

	7.3 Sofern der Zuwendungsempfänger oder ein mit ihm Verbundenes Unternehmen zum Zeitpunkt der Stellung des Antrags auf Förderung eine oder mehrere Anlagen in Deutschland betreibt, die demselben Referenzsystem oder – sofern sich das Geförderte Vorhaben...
	7.3.1 Der Zuwendungsempfänger hat nach Nummer 7.3 die Produktion hinsichtlich der in Anhang 5 genannten Konventionellen Referenzanlage/n während der Laufzeit dieses Vertrags zu reduzieren. Sofern der Zuwendungsempfänger oder ein mit ihm Verbundenes Un...
	7.3.2 Mit vorheriger Zustimmung der Bewilligungsbehörde kann der Zuwendungsempfänger angegebene Konventionelle Referenzanlagen und/oder Daten nach Nummer 7.3.1 ändern, sofern sichergestellt ist, dass der Zuwendungsempfänger seiner Verpflichtung nach N...
	7.3.3 Veräußert und/oder überträgt der Zuwendungsempfänger oder ein mit ihm Verbundenes Unternehmen die Konventionelle Referenzanlage nach dem Antrag auf Förderung, hat der Zuwendungsempfänger sicherzustellen, dass der Käufer und/oder neue Eigentümer ...


	8. Verschiebung des Operativen Beginns
	8.1 Sofern der tatsächliche Operative Beginn des Geförderten Vorhabens von dem geplanten Operativen Beginn des Geförderten Vorhabens abweicht, werden die nach Nummer 8.2(d) FRL KSV bei Antragstellung gemachten Angaben auf Antrag des Zuwendungsempfänge...
	8.2 Erfolgt eine Verschiebung des Operativen Beginns um ein oder mehrere vollständige Kalenderjahre, ist im Antrag nach Nummer 8.1 eine entsprechende Verschiebung der Angaben, die bei Antragstellung nach Nummer 8.2(d) FRL KSV gemacht worden sind, vorz...
	8.3 Die Bewilligungsbehörde gibt dem Antrag nach Nummer 8.1 Satz 1 statt, wenn die Voraussetzungen nach Nummer 8.2 Satz 4 erfüllt sind. In diesem Fall nimmt sie auf Grundlage des Antrags die Änderung der Planwerte, bezogen auf die vollständigen Kalend...
	8.4 Erfolgt der Antrag nicht innerhalb der in Nummer 8.1 Satz 2 vorgesehenen Frist oder ist die Voraussetzung nach Nummer 8.2 Satz 4 nicht erfüllt, nimmt die Bewilligungsbehörde nach pflichtgemäßem Ermessen eine Anpassung der in Nummer 8.2 Satz 2 gena...
	8.5 In den Fällen von Nummer 8.3 und Nummer 8.4 erfolgen im Übrigen keine Anpassungen des in diesem Vertrag definierten Geförderten Vorhabens.
	8.6 Die maximalen jährlichen Fördersummen werden im Fall von Nummer 8.1 Satz 1 oder im Fall von Nummer 8.4 nach Maßgabe von Anhang 3 Abschnitt 3 angepasst. Die im Zuwendungsbescheid nach Nummer 7.4(b) FRL KSV festgelegte maximale gesamte Fördersumme w...
	8.7 Nummer 15 bleibt unberührt.
	8.8 Soweit ein Zuwendungsempfänger in einem oder mehreren Kalenderjahren um mehr als fünf (5) Prozentpunkte von den nach dieser Nummer angepassten Relativen Einsätzen eines oder mehrerer Energieträger abweichen möchte, ist Nummer 4.9.3 anzuwenden.
	8.9 Sofern der Operative Beginn des Geförderten Vorhabens nach dieser Nummer 8 verschoben wird, ist die Mindestanforderung nach Nummer 2.3.2(a) spätestens ab dem vierten vollständigen Kalenderjahr innerhalb der Laufzeit dieses Vertrags gemäß Nummer 15...

	9. Produktwechsel
	9.1 Der Zuwendungsempfänger darf ohne Zustimmung der Bewilligungsbehörde abweichend von seinen im Antrag auf Förderung gemachten Angaben ein anderes förderfähiges Produkt oder nach Maßgabe der Nummer 4.6 FRL KSV mehrere andere förderfähige Produkte im...
	9.2 Unterliegt ein im Rahmen eines Produktwechsels herzustellendes Produkt keinem im Förderaufruf geregelten produktspezifischen Referenzsystem, findet das im Förderaufruf geregelte vorgelagerte Referenzsystem Anwendung, das auf das jeweils zum Einsat...
	9.3 Unterliegt das herzustellende Produkt oder die herzustellenden Produkte nach dem Produktwechsel einem anderen Referenzsystem oder mehreren anderen Referenzsystemen oder weist das herzustellende Produkt oder die herzustellenden Produkte bei einem v...
	9.4 Im Fall eines Produktwechsels bleiben sonstige Verpflichtungen des Zuwendungsempfängers aus diesem Vertrag von den Regelungen dieses Abschnitts unberührt. Dies gilt auch für den Zustimmungsvorbehalt nach Nummer 2.4 hinsichtlich solcher Änderungen ...
	9.5 Die im Zuwendungsbescheid festgelegten maximalen jährlichen Fördersummen sowie die maximale gesamte Fördersumme werden durch einen Produktwechsel nicht geändert.

	10. Vertragsstrafe
	10.1 Für den Fall, dass der Zuwendungsempfänger eine der nachfolgenden Pflichten vorsätzlich verletzt, ist er verpflichtet, an den Zuwendungsgeber eine Vertragsstrafe in Höhe von 0,1 % der im Zuwendungsbescheid geregelten maximalen gesamten Fördersumm...
	10.1.1 Der Operative Beginn des Geförderten Vorhabens erfolgt nicht spätestens sechsunddreißig (36) Monate nach Bestandskraft des Zuwendungsbescheids. Sofern im Förderaufruf nach Nummer 4.2(a) FRL KSV eine abweichende Frist festgelegt worden ist oder ...
	10.1.2 der Zuwendungsempfänger weist den Operativen Beginn des Geförderten Vorhabens entgegen Nummer 15.1 Satz 5 nicht unverzüglich nach dem Operativen Beginn des Geförderten Vorhabens durch Vorlage eines Inbetriebnahmeprotokolls nach; jedes weitere v...
	10.1.3 der Zuwendungsempfänger weicht entgegen Nummer 2.4 von dem Geförderten Vorhaben oder den Geförderten Anlagen ohne Zustimmung der Bewilligungsbehörde nach erfolgter Abmahnung durch den Zuwendungsgeber ab; jedes weitere vorsätzliche Handeln nach ...
	10.1.4 der Zuwendungsempfänger oder ein Weiterer Informations- und Mitwirkungsverpflichteter erfüllt seine Informations- und Mitwirkungspflichten nach Nummer 16.1 nach erfolgter Abmahnung durch den Zuwendungsgeber nicht vollständig; jedes weitere vors...
	10.1.5 der Zuwendungsempfänger erfüllt seine Informations- und Mitwirkungspflichten nach Nummer 16.2 nach erfolgter Abmahnung durch den Zuwendungsgeber nicht vollständig; jedes weitere vorsätzliche Unterlassen nach Ablauf je eines (1) Monats, gerechne...
	10.1.6 der Zuwendungsempfänger erfüllt seine Informations- und Mitwirkungspflichten nach Nummer 16.3 nach erfolgter Abmahnung durch den Zuwendungsgeber nicht vollständig; jedes weitere vorsätzliche Unterlassen nach Ablauf je eines (1) Monats, gerechne...
	10.1.7 der Zuwendungsempfänger reicht die jährlichen Berechnungsangaben nach Nummer 4.3.2 dieses Vertrags nach erfolgter Abmahnung durch den Zuwendungsgeber nicht vollständig, nicht rechtzeitig oder unrichtig ein; jedes weitere vorsätzliche Unterlasse...
	10.1.8 der Zuwendungsempfänger gibt eine nach Wirksamwerden dieses Vertrags (i) beantragte oder (ii) bewilligte Anderweitige Förderung gegenüber der Bewilligungsbehörde nicht an, wobei es für die Rechtzeitigkeit der Angabe der Anderweitigen Förderung ...
	10.1.9 der Zuwendungsempfänger verstößt gegen eine aufgrund des Zuwendungsbescheids ergangene Auflage nach erfolgter Abmahnung; jedes weitere vorsätzliche Handeln nach Ablauf je eines (1) Monats, gerechnet ab der erfolgten Abmahnung, stellt eine Pflic...
	10.1.10 der Zuwendungsempfänger nimmt bis zum Ende der Laufzeit dieses Vertrags die in Nummer 7.3 vorgesehene Produktionsreduzierung nach erfolgter Abmahnung nicht vor; jedes weitere vorsätzliche Unterlassen nach Ablauf je eines (1) Monats, gerechnet ...
	10.1.11 der Zuwendungsempfänger stellt entgegen Nummer 7.3.3 nicht sicher, dass der Käufer und/oder neue Eigentümer oder Besitzer der Konventionellen Referenzanlage die in Nummer 7.3 geregelten Verpflichtungen des Zuwendungsempfängers einhält; oder
	10.1.12 der Zuwendungsempfänger weicht entgegen Nummer 4.9.3 ohne Zustimmung der Bewilligungsbehörde in einem Kalenderjahr um mehr als fünf (5) Prozentpunkte von den nach Nummer 8.2(d) FRL KSV im Antrag auf Förderung angegebenen oder den nach Nummer 8...
	10.1.13 die Summe der in einem Kalenderjahr und dem vorangegangenen Kalenderjahr realisierten Absoluten Treibhausgasemissionsminderungen unterschreitet die Summe der bei der Antragstellung gemäß Nummer 8.2(d) FRL KSV angegebenen oder nach Nummer 8 ang...
	10.1.14 der Zuwendungsempfänger holt entgegen Nummer 7.1 nicht die schriftliche Zustimmung der Bewilligungsbehörde vor einer Übertragung von Geförderten Anlagen des Zuwendungsempfängers auf Dritte, die nicht Partei dieses Vertrags sind, ein; oder
	10.1.15 der Zuwendungsempfänger weist der Bewilligungsbehörde die Einhaltung seiner Informationspflicht gegenüber dem zuständigen Betriebsrat bzw. den zuständigen Tarifvertragsparteien nach Nummer 16.6 Satz 1 nach einer erfolgten Abmahnung nicht nach;...

	10.2 Abweichend von Nummer 10.1
	10.2.1 beträgt die vom Zuwendungsempfänger nach Nummer 10.1.5 zu entrichtende Vertragsstrafe für eine vorsätzliche Pflichtverletzung 0,02 % und für eine fahrlässige Pflichtverletzung 0,015 % der im Zuwendungsbescheid geregelten maximalen gesamten Förd...
	10.2.2 beträgt die vom Zuwendungsempfänger nach Nummern 10.1.6 und 10.1.15 zu entrichtende Vertragsstrafe für eine vorsätzliche Pflichtverletzung 0,01 % und für eine fahrlässige Pflichtverletzung 0,0075 % der im Zuwendungsbescheid geregelten maximalen...
	10.2.3 beträgt die vom Zuwendungsempfänger nach Nummer 10.1.12 zu entrichtende Vertragsstrafe für eine vorsätzliche Pflichtverletzung 1 % und für eine fahrlässige Pflichtverletzung 0,75 % der im Zuwendungsbescheid geregelten maximalen gesamten Förders...
	10.2.4 errechnet sich die vom Zuwendungsempfänger nach Nummer 10.1.13 zu entrichtende Vertragsstrafe wie folgt: Die Summe der in dem jeweiligen Kalenderjahr und dem vorangegangenen Kalenderjahr realisierten Abweichung von der geplanten Absoluten Treib...

	10.3 Die Vertragsstrafe wird auf etwaige sonstige Schadensersatzansprüche, die aus einem Verstoß entstehen, angerechnet. Weitergehende, über die Vertragsstrafe hinausgehende Schadensersatzansprüche des Zuwendungsgebers bleiben unberührt.
	10.4 In dem Fall, dass es sich bei dem Zuwendungsempfänger um ein Konsortium nach Nummer 5.2 FRL KSV handelt, gelten die vorstehenden Nummern 10.1 bis 10.3 entsprechend für den Fall, dass ein oder mehrere Konsortialmitglieder die Vertragsstrafe gemäß ...

	11. Garantieversprechen
	11.1 Der Zuwendungsempfänger steht im Wege des selbstständigen Garantieversprechens dafür ein, dass
	11.1.1 er oder ein mit ihm Verbundenes Unternehmen, mit anderen Antragstellern im Zusammenhang mit der Beantragung der im konkreten Zuwendungsbescheid gewährten Zuwendung keine Vereinbarungen getroffen oder Verhaltensweisen aufeinander abgestimmt hat,...
	11.1.2 gemäß seiner Bestätigungserklärung nach Nummer 8.2(e)(xiii) FRL KSV sämtliche notwendigen außenwirtschafts- und fusionskontrollrechtlichen Genehmigungen für die Tätigkeit des Zuwendungsempfängers vorliegen;
	11.1.3 er (A) bei Antragstellung eine zum Zeitpunkt der Antragstellung oder (B) nach Einreichung des Antrags auf Förderung bis zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieses Vertrags (i) beantragte oder (ii) bewilligte Anderweitige Förderung gegenüber der Be...
	11.1.4 er im Fall von Nummer 8.2(e)(xix) Satz 2 FRL KSV der Bewilligungsbehörde zum Zeitpunkt des Operativen Beginns des Geförderten Vorhabens eine schriftliche Vereinbarung des Zuwendungsempfängers mit dem zuständigen Betriebsrat oder den zuständigen...

	11.2 Für den Fall, dass der Zuwendungsempfänger eines der in den Nummern 11.1.1 bis 11.1.3 genannten Garantieversprechen verletzt, ist er verpflichtet, dem Zuwendungsgeber Schadensersatz in Höhe von 0,1 % der im Zuwendungsbescheid geregelten maximalen...
	11.3 Für den Fall, dass Zuwendungsempfänger das in Nummer 11.1.4 genannte Garantieversprechen verletzt, ist er verpflichtet, dem Zuwendungsgeber Schadensersatz in Höhe von 0,35 % der im Zuwendungsbescheid geregelten maximalen gesamten Fördersumme pro ...
	11.4 In dem Fall, dass es sich bei dem Zuwendungsempfänger um ein Konsortium nach Nummer 5.2 FRL KSV handelt, gilt Nummer 10.4 dieses Vertrags für die Anwendung der vorstehenden Nummern 11.1 bis 11.3 entsprechend.

	12. Bekanntmachung von Verstößen
	12.1 Die Bewilligungsbehörde macht den Erlass bestandskräftiger Bußgeldbescheide und rechtskräftiger gerichtlicher Entscheidungen, mit denen im Zusammenhang mit einer Zuwendung nach der FRL KSV, dem Zuwendungsbescheid oder diesem Vertrag ein Kartellre...
	12.2 Der Zuwendungsempfänger erklärt sich mit der Bekanntgabe nach Maßgabe von Nummer 12.1 einverstanden.

	13. Kündigungsrechte
	13.1 Kündigungsrechte
	13.1.1 Besteht der wichtige Grund nach Nummer 13.1 in der Verletzung einer Pflicht aus dem Vertrag, ist die Kündigung erst nach erfolglosem Ablauf einer zur Abhilfe bestimmten Frist oder nach erfolgloser Abmahnung zulässig. Die Bestimmung einer Frist ...
	13.1.2 Jede Partei kann nur innerhalb einer angemessenen Frist kündigen, nachdem sie vom Kündigungsgrund Kenntnis erlangt hat.
	13.1.3 Die kündigende Partei hat die Kündigungserklärung zu begründen.

	13.2 Kündigungsgründe des Zuwendungsgebers
	13.2.1 der Zuwendungsbescheid rechts- oder bestandskräftig aufgehoben worden ist; oder
	13.2.2 die Bewilligungsbehörde davon Kenntnis erlangt, dass
	(a) der Zuwendungsempfänger in Bezug auf Zuwendungsvoraussetzungen der FRL KSV eine schwerwiegende Täuschung begangen oder Auskünfte zurückgehalten hat oder nicht in der Lage ist, die erforderlichen Nachweise zu übermitteln; oder
	(b) der Zuwendungsempfänger versucht hat, Informationen zu erhalten, durch die er unzulässige Vorteile beim Gebotsverfahren nach der FRL KSV erlangt haben könnte; oder
	(c) der Zuwendungsempfänger fahrlässig oder vorsätzlich irreführende Informationen übermittelt hat, die die Vergabeentscheidung der Bewilligungsbehörde erheblich beeinflusst haben könnten, oder versucht hat, solche Informationen zu übermitteln; oder
	(d) der Zuwendungsempfänger die Zuwendung durch unrichtige oder unvollständige Angaben erwirkt hat; oder
	(e) der Zuwendungsempfänger oder ein mit ihm Verbundenes Unternehmen mit anderen Antragstellern im Zusammenhang mit der Beantragung der im konkreten Zuwendungsbescheid gewährten Zuwendung Vereinbarungen getroffen oder Verhaltensweisen aufeinander abge...
	(f) entgegen der Bestätigungserklärung des Zuwendungsempfängers nach Nummer 8.2(e)(xiii) FRL KSV nicht sämtliche notwendigen außenwirtschafts- und fusionskontrollrechtlichen Genehmigungen für die Tätigkeit des Zuwendungsempfängers vorliegen; oder

	13.2.3 der Zuwendungsempfänger entgegen Nummer 2.4 von dem Geförderten Vorhaben nach Nummer 2.1 oder den Geförderten Anlagen ohne Zustimmung der Bewilligungsbehörde abweicht; oder
	13.2.4 der Zuwendungsempfänger eine der Mindestanforderungen nach Nummer 2.3 nicht einhält; oder
	13.2.5 der Operative Beginn des Geförderten Vorhabens nicht spätestens zwölf (12) Monate nach der nach Nummer 15.1 geltenden Frist erfolgt ist. Sofern die Bewilligungsbehörde die Frist nach Nummer 15.2 nach Bestandskraft des Zuwendungsbescheids verlän...
	13.2.6 der Zuwendungsempfänger oder ein Weiterer Informations- und Mitwirkungsverpflichteter seinen Verpflichtungen nach Nummer 16.1 nicht nachkommt; oder
	13.2.7 der Zuwendungsempfänger Berechnungsangaben nach Nummer 4.3.2 dieses Vertrags nicht vollständig, nicht rechtzeitig oder unrichtig einreicht; oder
	13.2.8 der Zuwendungsempfänger (A) bei Antragstellung eine zum Zeitpunkt der Antragstellung im Gebotsverfahren oder (B) nach Einreichung des Antrags auf Förderung (i) beantragte oder (ii) bewilligte Anderweitige Förderung gegenüber der Bewilligungsbeh...
	13.2.9 feststeht, dass der Operative Beginn des Geförderten Vorhabens nicht spätestens zwölf (12) Monate nach der nach Nummer 15.1 Satz 2-4 geltenden Frist erfolgen kann. Sofern die Bewilligungsbehörde die Frist nach Nummer 15.2 verlängert hat, gilt d...
	13.2.10 der Zuwendungsempfänger eine von der Bewilligungsbehörde nach Nummer 14 verlangte Sicherheit nicht oder nicht rechtzeitig bestellt; oder
	13.2.11 der Zuwendungsempfänger bis zum Ende der Laufzeit dieses Vertrags die in Nummer 7.3 vorgesehene Produktionseinstellung oder -reduzierung nicht vornimmt; oder
	13.2.12 der Zuwendungsempfänger oder ein mit ihm Verbundenes Unternehmen entgegen Nummer 7.3.3 nicht sicherstellt, dass der Käufer und/oder neue Eigentümer oder Besitzer der Konventionellen Referenzanlage die in Nummer 7.3 geregelten Verpflichtungen d...
	13.2.13 der Zuwendungsempfänger entgegen Nummer 4.9.3 ohne Zustimmung der Bewilligungsbehörde in einem Kalenderjahr um mehr als fünf (5) Prozentpunkte von den nach Nummer 8.2(d) FRL KSV im Antrag auf Förderung angegebenen oder den nach Nummer 8 angepa...
	13.2.14 das Geförderte Vorhaben aufgrund vorsätzlichen oder fahrlässigen Handelns des Zuwendungsempfängers keine Relative Treibhausgasemissionsminderung von mindestens 90 % gegenüber dem Referenzsystem in den letzten zwölf (12) Monaten der Laufzeit di...
	13.2.15 der Zuwendungsempfänger die Zuwendung nicht oder nicht mehr für den in dem Zuwendungsbescheid vorgesehenen Zweck verwendet hat; oder
	13.2.16 der Zuwendungsempfänger aufgrund des Zuwendungsbescheids ergangene Auflagen nicht oder nicht innerhalb einer gesetzten Frist erfüllt hat, insbesondere den gemäß den Bestimmungen des Zuwendungsbescheids vorgeschriebenen Verwendungsnachweis nich...
	13.2.17 die Geförderten Anlagen nach Nummer 4.7 mit vorheriger Zustimmung der Bewilligungsbehörde endgültig stillgelegt worden sind; oder
	13.2.18 der Zuwendungsempfänger entgegen Nummer 7.1 nicht die schriftliche Zustimmung der Bewilligungsbehörde vor einer Übertragung von Geförderten Anlagen des Zuwendungsempfängers auf Dritte, die nicht Partei dieses Vertrags sind, eingeholt hat.

	13.3 Kündigungsgründe des Zuwendungsempfängers
	13.3.1 das Geförderte Vorhaben nicht oder nicht mehr durchführbar ist, weil
	(a) die Erteilung einer für die Durchführung des Geförderten Vorhabens, insbesondere für die Errichtung oder den Umbau von Geförderten Anlagen, erforderlichen behördlichen Genehmigung bestandskräftig abgelehnt worden ist; oder
	(b) sich die für das Geförderte Vorhaben erforderliche Bereitstellung von Netzinfrastruktur unzumutbar verzögert oder absehbar nicht erfolgt; oder
	(c) dem Zuwendungsempfänger der Bezug von für das Geförderte Vorhaben erforderlichen Energieträgern im Sinne von § 275 Absatz 1 BGB unmöglich ist und die Durchführbarkeit des Geförderten Vorhabens nicht durch eine nach Nummer 4.9.3 zulässige Anpassung...
	(d) sich das vom Zuwendungsempfänger für das Geförderte Vorhaben gewählte Transformative Produktionsverfahren aus technischen Gründen als nicht umsetzbar erweist;

	13.3.2 die den jeweiligen Kündigungsgrund rechtfertigenden Umstände vom Zuwendungsempfänger nicht zu vertreten sind, insbesondere zum Zeitpunkt der Antragstellung für den Zuwendungsempfänger nicht vorhersehbar waren,
	13.3.3 die Durchführbarkeit des Geförderten Vorhabens nicht durch eine dem Zuwendungsempfänger zumutbare Anpassung des Geförderten Vorhabens nach Nummer 2.4 herbeigeführt werden kann.

	13.4 Rechtsfolgen bei Kündigung
	13.4.1 Im Falle einer wirksamen Kündigung verliert dieser Vertrag mit sofortiger Wirkung (ex nunc) seine Wirksamkeit und die Parteien haben insgesamt wechselseitig keinerlei Ansprüche und Verpflichtungen mehr aus diesem Vertrag, mit Ausnahme der Numme...
	13.4.2 Abweichend von Nummer 13.4.1 ist dieser Vertrag rückabzuwickeln, soweit der Zuwendungsbescheid mit Wirkung für die Vergangenheit aufgehoben worden ist oder aus einem anderen Grund mit Wirkung für die Vergangenheit unwirksam ist. Soweit der Vert...
	13.4.3 Soweit der Zuwendungsbescheid aufgrund von Nummer 12.1(b)(iii) FRL KSV aufgehoben wurde, hat der Zuwendungsempfänger abweichend von den Nummern 13.4.1 und 13.4.2 10 % der dem Zuwendungsempfänger insgesamt gewährten Zuwendungen an den Zuwendungs...
	13.4.4 Für sämtliche nach diesem Vertrag fälligen und zahlbaren Beträge fallen Verzugszinsen gemäß Nummer 6.2 bis zu dem Tag (jedoch diesen Tag nicht eingeschlossen) an, an dem eine Partei sein Kündigungsrecht gemäß Nummer 13.1 ausübt.
	13.4.5 Die Kündigung des Vertrags lässt etwaige Ansprüche einer Partei gegen eine andere Partei aufgrund einer vor der Kündigung liegenden Verletzung dieses Vertrags sowie Überschusszahlungsansprüche des Zuwendungsgebers nach Nummer 4, die vor der Kün...


	14. Sicherheiten
	14.1 Zur Sicherung von Ansprüchen des Zuwendungsgebers gegen den Zuwendungsempfänger nach diesem Vertrag, insbesondere für Überschusszahlungsansprüche und sonstige Ansprüche wegen der Verwirkung von Vertragsstrafen, kann sich der Zuwendungsgeber jeder...
	14.2 Für Ansprüche des Zuwendungsgebers wegen der Verwirkung der Vertragsstrafe nach Nummer 10.1.1, für die der Zuwendungsempfänger bereits Sicherheiten gemäß Nummer 8.2(e)(v) FRL KSV gestellt hat, kann der Zuwendungsgeber grundsätzlich keine weiteren...
	14.3 Geforderte Sicherheiten kann der Zuwendungsempfänger auch durch Dritte, die nicht Partei dieses Vertrags sind, bestellen lassen.
	14.4 Der Zuwendungsgeber kann sich, zusätzlich zur Sicherheit nach Nummer 8.2(e)(v) FRL KSV, grundsätzlich maximal Sicherheiten im Umfang von 1 % der im Zuwendungsbescheid geregelten maximalen gesamten Fördersumme bestellen lassen. Nach einem Verstoß ...
	14.5 Die Bewilligungsbehörde fordert den Zuwendungsempfänger schriftlich zur Bestellung einer der in Nummer 14.1 genannten Sicherheiten auf. In dem Aufforderungsschreiben ist die Art, die Höhe der Sicherheit und der zu sichernde Anspruch des Zuwendung...
	14.5.1 die Sicherheit wirksam zu bestellen,
	14.5.2 der Bewilligungsbehörde das Original der schriftlich unterzeichneten Sicherheit (Bürgschaftserklärung, Bankgarantieerklärung oder Bankgarantievertrag) postalisch zu übersenden, und
	14.5.3 ein Scan der nach Nummer 14.5.2 übersandten Sicherheit per E-Mail an die Bewilligungsbehörde zu übersenden.


	15. Vertragsbeginn; Laufzeit
	15.1 Dieser Vertrag hat eine Laufzeit von fünfzehn (15) Jahren. Die Vertragslaufzeit beginnt mit dem Operativen Beginn des Geförderten Vorhabens, spätestens aber sechsunddreißig (36) Monate nach Bestandskraft des Zuwendungsbescheids. Sofern im Fördera...
	15.2 Die Bewilligungsbehörde kann auf Antrag des Zuwendungsempfängers die nach Nummer 15.1 Satz 2 bis 4 geltende Frist jeweils nach Bestandskraft des Zuwendungsbescheids verlängern, wenn der Zuwendungsempfänger darlegt, dass er aus von ihm nicht zu ve...
	15.3 Bei einem unterjährigen Operativen Beginn des Geförderten Vorhabens erstreckt sich die Laufzeit dieses Vertrags über sechzehn (16) Kalenderjahre, das heißt die Laufzeit dieses Vertrags umfasst in diesem Fall erstens das Erste Teiljahr, zweitens v...
	15.4 Unbeschadet des Beginns der Vertragslaufzeit nach Nummer 15.1 werden die Regelungen, Rechte und Verpflichtungen der Parteien unter diesem Vertrag mit Ablauf des vierten Kalendertages, der auf den Tag der Absendung des Zuwendungsbescheides folgt, ...

	16. Kontrolle und Transparenz
	16.1 Auskunfts- und Prüfungsrechte
	16.1.1 Dem Zuwendungsempfänger obliegen umfassende Informations- und Mitwirkungspflichten, die sich auf alle Phasen der Antragstellung, Zuwendung und Überschusszahlung sowie deren Erfolgskontrolle und Evaluation erstrecken. Soweit ein berechtigtes Int...
	16.1.2 Der Zuwendungsempfänger hat der Bewilligungsbehörde in jeder Phase der Antragstellung, des Bewilligungszeitraums, ab Beginn dieses Vertrags (Nummer 15.4) und bis zum Erlass des Schlussbescheids unverzüglich und unaufgefordert Änderungen über en...
	(a) die Bewilligungsbehörde für den Zeitraum zwischen der Bestandskraft des Zuwendungsbescheids bis zum geplanten Operativen Beginn des Geförderten Vorhabens spätestens einen (1) Monat nach Ablauf des jährlich geplanten Meilensteins über die Einhaltun...
	(b) der Bewilligungsbehörde unverzüglich anzuzeigen, wenn
	(i) der Zuwendungsempfänger eine Anderweitige Förderung beantragt und/oder erhält und/oder wenn er (gegebenenfalls weitere) Mittel für dieselben nach der FRL KSV und diesem Vertrag förderfähigen Investitionen, Ausgaben und Kosten von Dritten erhält;
	(ii) der in dem Zuwendungsbescheid festgelegte Zuwendungszweck oder sonstige für die Bewilligung der Zuwendung maßgebliche Umstände sich ändern oder wegfallen;
	(iii) sich herausstellt, dass der in dem Zuwendungsbescheid festgelegte Zuwendungszweck nicht oder mit der bewilligten Zuwendung nicht zu erreichen ist; oder
	(iv) ein Insolvenzverfahren über das Vermögen des Zuwendungsempfängers beantragt oder eröffnet wird.


	16.1.3 Der Zuwendungsempfänger hat der Bewilligungsbehörde, dem Bundesrechnungshof, den Prüforganen der Europäischen Union sowie jeweils deren Beauftragten ("Informationsempfänger") auf Verlangen Auskünfte zu erteilen, Einsicht in sämtliche Bücher, Un...
	16.1.4 Der Zuwendungsempfänger wird alle zuwendungsrelevanten und alle für die Überschusszahlung relevanten Unterlagen und Belege mindestens zehn (10) Jahre nach Vorlage des nach den Bestimmungen des Zuwendungsbescheids vorzulegenden Verwendungsnachwe...
	16.1.5 Der Zuwendungsempfänger erklärt sich damit einverstanden, dass
	(a) die von den Informationsempfängern dazu bestimmten Personen zur Erfüllung ihrer Aufgaben innerhalb der üblichen Geschäftszeiten (zwischen 9:00 Uhr und 17:00 Uhr an Bankarbeitstagen) die Betriebs- und Geschäftsräume sowie die dazugehörigen Grundstü...
	(b) die Informationsempfänger zur Erfüllung ihrer Aufgaben Informationen und Erkenntnisse an andere Behörden unter Hinweis auf die Vertraulichkeit dieser Informationen weiterleiten dürfen,
	(c) die Informationsempfänger Daten in anonymisierter oder aggregierter Form veröffentlichen dürfen, soweit dies berechtigte Interessen des Zuwendungsempfängers nicht verletzt,
	(d) die Informationsempfänger Informationen und Erkenntnisse zu Informationszwecken verarbeiten, mit amtlichen Daten verknüpfen und auf Datenträgern speichern dürfen,
	(e) die Bewilligungsbehörde die Angaben mit anderen Behörden abgleichen darf,
	(f) andere Behörden der Bewilligungsbehörde Auskünfte erteilen und dafür auch Daten übermitteln dürfen, die der staatlichen Geheimhaltung unterliegen, und
	(g) die Förderung auf Grundlage von § 44 BHO in Verbindung mit den Verwaltungsvorschriften Nummern 9.1 und 9.2 zu § 44 BHO in einem zentralen System des Bundes erfasst wird (Zuwendungsdatenbank).

	16.1.6 Die Informations- und Mitwirkungspflichten dieser Nummer 16.1, denen der Zuwendungsempfänger unterliegt, erstrecken sich vorbehaltlich weitergehender Regelungen im Zuwendungsbescheid oder in diesem Vertrag auch auf die mit dem Zuwendungsempfäng...
	(a) denen Informationen vorliegen, die aus Sicht des Bundes, insbesondere des Zuwendungsgebers, oder der Bewilligungsbehörde für die Antragstellung, Zuwendung, Überschusszahlung oder Evaluierung der Zuwendung oder der Überschusszahlung erforderlich si...
	(b) derer sich der Zuwendungsempfänger unmittelbar oder mittelbar zur Erreichung des nach der FRL KSV festgelegten Förderzwecks bedient;
	(c) denen der Zuwendungsempfänger Fördermittel, sei es unmittelbar oder mittelbar, zur Verfügung stellt; oder
	(d) von denen der Zuwendungsempfänger Energie bezieht oder Energie für den Zuwendungsempfänger von Dritten im Zusammenhang mit dem Geförderten Vorhaben einkauft

	16.1.7 Der Zuwendungsempfänger hat Beschäftigte, Geschäftspartner, Behörden (insbesondere die Bundesnetzagentur und die DEHSt) sowie Weitere Informations- und Mitwirkungsverpflichtete gegenüber den Informationsempfängern von ihrer Verschwiegenheitsver...
	16.1.8 Der Zuwendungsempfänger hat sicherzustellen, dass die Weiteren Informations- und Mitwirkungsverpflichteten den Informations- und Mitwirkungspflichten aus der FRL KSV, dem Förderaufruf und diesem Vertrag in derselben Form nachkommen wie der Zuwe...
	16.1.9 Im Bewilligungszeitraum und ab Wirksamkeit dieses Vertrags (Nummer 15.4) hat der Zuwendungsempfänger die Bewilligungsbehörde unaufgefordert über für die Förderung und die Überschusszahlung relevante Änderungen auf Ebene der Weiteren Information...

	16.2 Der Zuwendungsempfänger hat
	16.2.1 der Bewilligungsbehörde unverzüglich anzuzeigen, wenn die Vereinbarung des Zuwendungsempfängers mit dem zuständigen Betriebsrat oder den zuständigen Tarifvertragsparteien, aus welcher im Sinne der Nummer 8.2(e)(xix) Satz 2 FRL KSV hervorgeht, d...
	16.2.2 der Bewilligungsbehörde innerhalb von sechs (6) Monaten nach Wirksamwerden der Kündigung der Vereinbarung des Zuwendungsempfängers mit dem zuständigen Betriebsrat oder den zuständigen Tarifvertragsparteien im Sinne von Nummer 16.2.1 eine neue V...
	(a) dies gegenüber der Bewilligungsbehörde schriftlich zu begründen und
	(b) der Bewilligungsbehörde ein tragfähiges Konzept zum Standorterhalt und zur Beschäftigungsentwicklung in Bezug auf das Transformative Produktionsverfahren sowie eine Stellungnahme des zuständigen Betriebsrats beziehungsweise der zuständigen Tarifve...

	16.2.3 in dem Fall von Nummer 16.2.2 Satz 2, dass eine neue Vereinbarung des Zuwendungsempfängers mit dem zuständigen Betriebsrat oder den zuständigen Tarifvertragsparteien nicht vorgelegt werden kann,
	(a) die Ergebnisse einer mindestens alle drei (3) Jahre erfolgenden Überprüfung des Konzepts zum Standorterhalt und zur Beschäftigungsentwicklung in Bezug auf das Transformative Produktionsverfahren,
	(b) ein entsprechend aktualisiertes Konzept zum Standorterhalt und zur Beschäftigungsentwicklung in Bezug auf das Transformative Produktionsverfahren, und
	(c) eine jeweils aktuelle Stellungnahme des zuständigen Betriebsrats beziehungsweise der zuständigen Tarifvertragsparteien
	vorzulegen. Die nach dem vorstehenden Satz vorzulegenden Unterlagen sind in dem jeweiligen Folgejahr, das auf den Ablauf der jeweiligen drei (3) Jahre folgt, mit dem nach Nummer 4.3.1 vorzulegenden Zwischennachweis an die Bewilligungsbehörde zu übermi...


	16.2.4 der Bewilligungsbehörde für den Fall, dass im Betrieb des Zuwendungsempfängers kein Betriebsrat besteht und der Zuwendungsempfänger nicht tarifgebunden ist,
	(a) die Ergebnisse einer mindestens alle drei (3) Jahre erfolgenden Überprüfung des Konzepts des Zuwendungsempfängers zum Standorterhalt und zur Beschäftigungsentwicklung in Bezug auf das Transformative Produktionsverfahren und
	(b) ein entsprechend aktualisiertes Konzept zum Standorterhalt und zur Beschäftigungsentwicklung in Bezug auf das Transformative Produktionsverfahren
	im Sinne der Nummer 8.2(e)(xix) Satz 1 FRL KSV vorzulegen. Die nach dem vorstehenden Satz vorzulegenden Unterlagen sind in dem jeweiligen Folgejahr, das auf den Ablauf der jeweiligen drei (3) Jahre folgt, mit dem nach Nummer 4.3.1 vorzulegenden Zwisch...


	16.2.5 der Bewilligungsbehörde unverzüglich anzuzeigen, wenn ein Betriebsrat im Betrieb des Zuwendungsempfängers gegründet oder eine Tarifbindung begründet wird. Innerhalb von sechs (6) Monaten nach der Gründung eines Betriebsrats beziehungsweise nach...
	(a) dies gegenüber der Bewilligungsbehörde schriftlich zu begründen und
	(b) der Bewilligungsbehörde ein tragfähiges Konzept zum Standorterhalt und zur Beschäftigungsentwicklung in Bezug auf das Transformative Produktionsverfahren sowie eine Stellungnahme des Betriebsrats oder der Tarifvertragsparteien vorzulegen.
	Nummer Fehler! Verweisquelle konnte nicht gefunden werden. findet für den Fall, dass eine Vereinbarung des Zuwendungsempfängers mit dem zuständigen Betriebsrat oder den zuständigen Tarifvertragsparteien gemäß Satz 2 dieser Nummer 16.2.5 nicht vorgeleg...



	16.3 Der Zuwendungsempfänger hat die von dem Transformativen Produktionsverfahren betroffenen Beschäftigten ausdrücklich auf seine beschäftigungsbezogenen Pflichten als Arbeitgeber gemäß der FRL KSV und diesem Vertrag durch einen klar einsehbaren Aush...
	16.4 Plan zum Wissenstransfer
	16.4.1 Der Zuwendungsempfänger hat die Öffentlichkeit und branchenbezogene Interessensvertreter über den Einsatz des Transformativen Produktionsverfahrens im Zuge eines Wissenstransfers regelmäßig und umfassend zu informieren, und so zu dessen kommerz...
	16.4.2 Die Bewilligungsbehörde darf die im Rahmen der Beantragung von Zuwendungen nach der FRL KSV und die im Rahmen der Förderung erlangten Daten des Zuwendungsempfängers in nicht exklusiver Weise und unter Wahrung der anwendbaren datenschutzrechtlic...
	16.4.3 Abweichend von Nummer 16.4.2 Satz 3 darf die Weitergabe von Geschützten Daten an öffentlich und private Forschungseinrichtungen zum Zwecke der wissenschaftlichen Forschung auch in nicht aggregierter und nicht anonymisierter Form erfolgen, sofer...
	16.4.4 Die Bewilligungsbehörde kann weitere Informationspflichten festlegen. Gesetzliche Vorgaben zur Weitergabe von Daten bleiben von dieser Nummer unberührt.

	16.5 Berichtspflichten zum Bezug von Wasserstoff
	16.5.1 Sofern der Zuwendungsempfänger im Zusammenhang mit dem Geförderten Vorhaben Wasserstoff bezieht, hat er der Bewilligungsbehörde ab dem Operativen Beginn des Geförderten Vorhabens folgende Angaben zu übermitteln:
	(a) Die bezogene Menge Wasserstoff in Kilogramm,
	(b) die Bezugspreise,
	(c) ob es sich bei den angegebenen Bezugspreisen um Festpreise oder indexierte Preise handelt,
	(d) die Laufzeit der jeweiligen Lieferverträge, und
	(e) die Bezugsquellen (Herkunft aus dem In- oder Ausland).

	16.5.2 Die Angaben nach vorstehender Nummer 16.5.1 sind der Bewilligungsbehörde jeweils spätestens am 20. Tag des folgenden Monats, gerechnet ab dem Operativen Beginn des Geförderten Vorhabens, zu übermitteln.
	16.5.3 Zweck der Erhebung der Angaben nach Nummer 16.5.1 ist die Verbesserung der Markttransparenz.
	16.5.4 Zur Verbesserung der Markttransparenz kann das BMWE oder eine vom BMWE beauftragte Stelle die Angaben nach Nummer 16.5.1 unter Beachtung datenschutzrechtlicher Vorgaben in anonymisierter und aggregierter Form veröffentlichen. Eine Veröffentlich...
	16.5.5 Der Zuwendungsempfänger erklärt sich ausdrücklich mit der Einhaltung der in den Nummern 16.5.1 und 16.5.2 vorgesehenen Berichtspflichten und der Veröffentlichung nach Maßgabe der vorstehenden Nummer 16.5.4 einverstanden.

	16.6 Der Zuwendungsempfänger hat den zuständigen Betriebsrat und die zuständigen Tarifvertragsparteien über das in Nummer 11.1.4 geregelte selbstständige Garantieversprechen, insbesondere über das hiermit einhergehende Erfordernis der Vorlage einer sc...
	16.7 Der Zuwendungsempfänger hat der Bewilligungsbehörde einen Wesentlichen Produktwechsel innerhalb von zwei (2) Wochen nach dessen Vornahme mitzuteilen. Die Mitteilung muss die Angaben des Zeitpunkts des Produktwechsels sowie des oder der ausgewechs...
	16.8 Der Zuwendungsempfänger erklärt sich damit einverstanden, dass die Bewilligungsbehörde die vom Zuwendungsempfänger nach Nummer 4.3.2(c) bereitgestellten Berechnungsangaben an das Umweltbundesamt zur Verfügung stellt. Der Zuwendungsgeber hat darau...

	17. Kooperation
	17.1 Dokumente zu unterzeichnen und sonstige Handlungen vorzunehmen, die die andere Partei in zumutbarer Weise verlangt, um die Bestimmungen dieses Vertrags und die in diesem Vertrag geregelten Rechtsgeschäfte durchzuführen, und
	17.2 soweit nicht dieser Vertrag ausdrücklich etwas anderes bestimmt, alle für die Umsetzung dieses Vertrags erforderlichen Erklärungen rechtzeitig einzuholen.

	18. Vertraulichkeit, Bekanntmachungen
	18.1 Sofern in diesem Vertrag nicht anders vorgesehen, trägt jede Partei dafür Sorge, dass die folgenden Informationen – auch durch ihre jeweils Verbundenen Unternehmen – vertraulich behandelt werden:
	18.1.1 der Informationsaustausch vor Zustandekommen dieses Vertrags;
	18.1.2 der Gegenstand und die Bedingungen dieses Vertrags;
	18.1.3 im Falle des Zuwendungsgebers sämtliche Vertraulichen Informationen des Zuwendungsempfängers und der mit ihm Verbundenen Unternehmen, die der Zuwendungsempfänger und/oder seine Vertreter dem Zuwendungsgeber zu irgendeinem Zeitpunkt (vor, bei od...
	18.1.4 im Falle des Zuwendungsempfängers sämtliche Vertraulichen Informationen des Zuwendungsgebers, die der Zuwendungsgeber und/oder seine Vertreter dem Zuwendungsempfänger zu irgendeinem Zeitpunkt (vor, bei oder nach Unterzeichnung dieses Vertrags) ...

	18.2 Als "Vertrauliche Informationen" im Sinne dieses Vertrags gelten neben den Informationen nach den Nummern 18.1.1 und 18.1.2 alle Informationen über eine Partei und/oder ihre Vertreter sowie ihre jeweiligen Geschäfte und Angelegenheiten, insbesond...
	18.3 Jede Partei ist nur mit vorheriger schriftlicher Zustimmung der jeweils anderen Partei dazu berechtigt, Vertrauliche Informationen offenzulegen, zu deren Geheimhaltung sie nach dieser Nummer 18 verpflichtet ist. Ohne vorherige Zustimmung ist jede...
	18.3.1 soweit die offenlegende Partei dafür sorgt, dass die Personen, denen gegenüber die Vertraulichen Informationen gemäß (a) bis (c) offengelegt werden, die Vertraulichen Informationen vertraulich behandeln,
	(a) gegenüber Mitarbeitern, oder Gesellschaftsorganen der jeweiligen Partei, der mit ihnen Verbundenen Unternehmen (einschließlich ihrer Gesellschafter) sowie Dritten für die Beratung zu diesem Vertrag oder für die Durchführung dieses Vertrags;
	(b) gegenüber den an der Finanzierung des in diesem Vertrag geregelten Geförderten Vorhabens und der in diesem Vertrag geregelten Geförderten Anlagen oder an einer späteren Refinanzierung beteiligten Kreditinstituten und Finanzgebern;
	(c) gegenüber Informationsempfängern i. S. v. Nummer 16.1;

	18.3.2 soweit die Offenlegung erforderlich ist:
	(a) aufgrund gesetzlicher Vorschriften oder rechtsverbindlicher Entscheidungen ("Regulatorische Vorschriften") (einschließlich von International Financial Reporting Standards – kurz IFRS);
	(b) aufgrund einer vollziehbaren Entscheidung einer Behörde;
	(c) zur Stellung von Anträgen oder Einholung von Genehmigungen von Behörden im Zusammenhang mit dem in diesem Vertrag geregelten Geförderten Vorhaben oder den in diesem Vertrag geregelten Geförderten Anlagen; oder
	(d) zum Schutz der Interessen der offenlegenden Partei in rechtlichen Verfahren; oder
	(e) zur Erfüllung von Pflichten nach dem Zuwendungsbescheid;

	18.3.3 soweit
	(a) die Vertraulichen Informationen zum Zeitpunkt ihrer Mitteilung öffentlich bekannt oder allgemein zugänglich sind, es sei denn, dies geschieht aufgrund einer Verletzung dieses Vertrags oder einer anderen Vertraulichkeitsverpflichtung;
	(b) die empfangende Person die Vertraulichen Informationen bereits rechtmäßig und ohne Verpflichtung zur Vertraulichkeit besessen hat, bevor sie sie von der jeweils offenlegenden Partei erhalten hat;
	(c) die empfangende Person die Vertraulichen Informationen von einem Dritten erhalten hat, der berechtigt ist, diese Informationen uneingeschränkt offenzulegen, und der die Informationen insbesondere nicht durch eine Verletzung vertraglicher oder gese...


	18.4 Soweit eine Partei im Zusammenhang mit diesem Vertrag zur Erfüllung Regulatorischer Vorschriften oder von Börsenvorschriften Informationen über die jeweils andere Partei, die mit ihr Verbundenen Unternehmen, deren Geschäftsbetrieb oder diesen Ver...
	18.5 Keine Partei ist berechtigt, Pressemitteilungen zu veröffentlichen oder sonstige öffentliche Erklärungen im Zusammenhang mit diesem Vertrag abzugeben, es sei denn
	18.5.1 die Erklärung entspricht einer zwischen dem Zuwendungsempfänger und dem Zuwendungsgeber vereinbarten Fassung; oder
	18.5.2 eine Erklärung ist nach geltenden Regulatorischen Vorschriften oder Börsenvorschriften vorgeschrieben; in diesem Fall ist jedoch – soweit gesetzlich zulässig – die Erklärung zuvor mit der jeweils anderen Partei abzustimmen;
	18.5.3 es handelt sich um eine Bekanntmachung des Zuwendungsgebers nach Nummer 12.1.

	18.6 Die Bestimmungen dieser Nummer 18 gelten für einen Zeitraum von zehn (10) Jahren nach Beendigung dieses Vertrags fort.
	18.7 Die in den Nummern 16.1, 16.2 und 16.3 geregelten Informations-, Mitwirkungs- und Duldungspflichten gehen den Regelungen in dieser Nummer 18 vor, soweit diese voneinander abweichen.

	19. Erklärungen und Mitteilungen
	19.1 Erklärungen und Mitteilungen nach diesem Vertrag bedürfen der Textform im Sinne von § 126b BGB und der Übermittlung per E-Mail, soweit in diesem Vertrag nicht etwas Abweichendes geregelt ist.
	19.2 Erklärungen und Mitteilungen sind ausschließlich an die in diesem Vertrag angegebene E-Mail-Adresse der jeweiligen Partei oder an eine andere der übermittelnden Partei zuvor nach Maßgabe dieser Nummer 19 mitgeteilten E-Mail-Adresse zu senden. All...
	19.3 Erklärungen und Mitteilungen gelten als zugegangen zum Zeitpunkt der Vollendung der Übermittlung durch den Absender an die zwei (2) Relevanten Empfänger der jeweiligen Partei, wobei die Übermittlung innerhalb üblicher Geschäftszeiten (zwischen 9:...
	19.4 Zum Nachweis des Zugangs genügt es, dass die E-Mail an zwei (2) Relevante Empfänger der jeweils empfangenden Partei abgesandt wurde, sofern nicht die empfangende Partei beweist, dass die E-Mail beiden Relevanten Empfängern nicht zugegangen ist.
	19.5 Unbeschadet der Bestimmungen der Nummern 19.3 und 19.4 sind die Parteien berechtigt, den Zugang einer Erklärung oder Mitteilung nach diesem Vertrag auf jegliche sonstige zulässige Art zu beweisen. Unabhängig vom Vorstehenden ist jede Partei verpf...
	19.6 Jede Partei kann den anderen Parteien für die Zwecke dieser Nummer 19 Änderungen ihrer Firma, ihrer Relevanten Empfänger, ihrer Anschrift oder E-Mail-Adresse mitteilen. Die Änderungsmitteilung wird wirksam:
	19.6.1 zum in der Änderungsmitteilung genannten Zeitpunkt; oder
	19.6.2 sofern der in der Änderungsmitteilung genannte Zeitpunkt weniger als fünf (5) Bankarbeitstage nach dem Zeitpunkt liegt, in dem die Änderungsmitteilung nach Nummer 19.3 als zugegangen gilt, fünf (5) Bankarbeitstage nach dem Zeitpunkt, in dem die...
	19.6.3 sofern kein Zeitpunkt angegeben ist, fünf (5) Bankarbeitstage nach dem Zeitpunkt, in dem die Änderungsmitteilung als zugegangen gilt.

	19.7 Die Parteien stellen hiermit klar, dass die Bestimmungen dieser Nummer 19 auf die Zustellung von Schriftsätzen, Ladungen, Beschlüsse, Urteile oder sonstiger Dokumente im Zusammenhang mit gerichtlichen oder schiedsgerichtlichen Verfahren aus oder ...

	20. Abtretungsverbot
	21. Vertragsänderungen
	22. Salvatorische Klausel
	23. Änderung der Rechtslage
	24. Anwendbares Recht und Gerichtsstand
	24.1 Dieser Vertrag und seine Bestimmungen sowie seine Auslegung unterliegen deutschem Recht unter Ausschluss der Bestimmungen des Internationalen Privatrechts.
	24.2 Sämtliche Streitigkeiten im Zusammenhang mit diesem Vertrag sind abschließend unter Ausschluss des Rechtsweges zu den ordentlichen Gerichten nach Maßgabe der Schiedsgerichtsordnung der Deutschen Institution für Schiedsgerichtsbarkeit e.V. (DIS) i...
	24.3 Schiedsort ist Berlin. Schiedssprache ist Deutsch. Das Schiedsgericht besteht aus drei (3) Schiedsrichtern. Der dritte Schiedsrichter, der als Vorsitzender des Schiedsgerichts fungiert, ist durch die zwei (2) von den Parteien benannten Schiedsric...
	24.4 Dieser Vertrag hindert keine der Parteien an der Anrufung zuständiger Gerichte mit dem Ziel, vorläufigen Rechtsschutz bezüglich des Streitgegenstandes zu erlangen.


